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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 13. Februar 1958 
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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den 


Entwurf eines Gesetzes über eine Berufs- 
ordnung der vereidigten Buchprüfer 
(Buchprüferordnung) 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen (Anlage 1). 

Federführend ist der Bundesminister für Wirtschaft. 

Der Bundesrat hat zu der Gesetzesvorlage in seiner 185. Sit- 
zung am 29. November 1957 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des 
Grundgesetzes nach der Anlage 2 Stellung genommen. 

Der Standpunkt der Bundesregierung .zur Stellungnahme des 
Bundesrates ist in Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestr, 54, Telefon 3551 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über eine Berufsordnung der vereidigten Buchprüfer (Buchprüf erordnung) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 


Gliederung 


Erster Teil; 

Allgemeine Vorschriften 

§§ 

1 bis 4 

Zweiter Teil; 

Voraussetzungen für die Berufsausübung 

§§ 

5 bis 50 

Erster Abschnitt; 

Zulassung zur Prüfung 

§§ 

5 bis 10 

Zweiter Abschnitt; 

Prüfung 

§§ 

11 bis 25 

Dritter Abschnitt; 

Bestellung 

§§ 

26 bis 35 

Vierter Abschnitt; 

Buchprüfungsgesellschaften 

§§ 

36 bis 44 

Fünfter Abschnitt; 

Berufsregister 

§§ 

45 bis 50 

Dritter Teil: 

Rechte und Pflichten der vereidigten Buchprüfer 

§§ 

51 bis 64 

Vierter Teil: 

Organisation des Berufsstandes 

§§ 

65 bis 73 

Fünfter Teil: 

Ehrengerichtliches und berufsgerichtliches Verfahren 

§§ 

74 bis 76 

Sechster Teil; 

Strafvorschriften 

§ 

77 

Siebenter Teil: 

Übergangs- und Schluß Vorschriften 

§§ 

78 bis 83 


ERSTER TEIL 

Allgemeine Vorschriften 

§ 1 

Vereidigter Buchprüfer und Buchprüfungs- 
gesellschaften 

(1) Vereidigter Buchprüfer ist, wer als solcher 
öffentlich bestellt ist. Die Bestellung setzt den 
Nachweis der persönlichen und fachlichen Eignung 
im Zulassungs- und Prüfungsverfahren voraus. 

(2) Der vereidigte Buchprüfer übt einen freien 
Beruf aus. Seine Tätigkeit ist kein Gewerbe. 

(3) Die Tätigkeit eines vereidigten Buchprüfers 
können auch Gesellschaften ausüben, die als Buch- 
prüfungsgesellschaften anerkannt sind (Buchprü- 
fungsgesellschaften) . 

§ 2 

Inhalt der Tätigkeit 

Vereidigte Buchprüfer haben die berufliche Auf- 
gabe, Prüfungen auf dem Gebiete des betrieblichen 
Rechnungswesens, insbesondere Buch- und Bilanz- 
prüfungen, durchzuführen. Sie können über das Er- 
gebnis ihrer Prüfungen Prüfungsvermerke erteilen. 
Sie sind Sachverständige auf den Gebieten des be- 
trieblichen Rechnungswesens und befugt, ihre Auf- 


traggeber in wirtschaftlichen und, nach Maßgabe 
der bestehenden Vorschriften, in steuerlichen An- 
gelegenheiten zu beraten und zu vertreten. 

§ 3 

Räumlicher Bereich der Tätigkeit 

(1) Vereidigte Buchprüfer und Buchprüfungs- 
gesellschaften können sich an jedem Ort im 
Geltungsbereich des Grundgesetzes und im Lande 
Berlin niederlassen und von ihrer Niederlassung 
aus ohne räumliche Beschränkung tätig werden. 

(2) Vereidigte Buchprüfer und Buchprüfungs- 
gesellschaften dürfen Zweigniederlassungen nach 
den Vorschriften dieses Gesetzes errichten. Ver- 
eidigte Buchprüfer dürfen neben ihrer Hauptnieder- 
lassung nur eine Zweigniederlassung errichten. 

§ 4 

Bundeskammer der vereidigten Buchprüfer 

(1) Zur Erfüllung der beruflichen Selbstverwal- 
tungsaufgaben wird eine „Bundeskammer der ver- 
eidigten Buchprüfer" (Bundeskammer) gebildet. 

(2) Die Bundeskammer ist eine Körperschaft des 
öffentlichen Rechts. Ihr Sitz bestimmt sich nach 
ihrer Satzung. 

(3) Die Bundeskammer kann in den Ländern der 
Bundesrepublik Deutschland und im Lande Berlin 

I Landesgeschäftsstellen errichten. 
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ZWEITER TEIL 

Voraussetzungen für die Berufsausübung 

ERSTER ABSCHNITT 
Zulassung zur Prüfung 

§ 5 

Zulassungsausschuß 

(1) Uber die Zulassung zur Prüfung entscheidet 
ein Zulassungsausschuß, der bei der für die Wirt- 
schaft zuständigen obersten Landesbehörde {oberste 
Landesbehörde) gebildet wird. Mehrere Länder 
können bei einer obersten Landesbehörde einen 
gemeinsamen Zulassungsausschuß bilden. 

(2) Dem Zulassungsausschuß gehören als Mit- 
glieder an 

ein Vertreter der obersten Landesbehörde als Vor- 
sitzer, 

zwei Vertreter der Wirtschaft, 
zwei vereidigte Buchprüfer. 

(3) Der Ausschuß ist beschlußfähig, wenn min- 
destens der Vorsitzer, ein Vertreter der Wirtschaft 
und ein vereidigter Buchprüfer anwesend sind. Der 
Ausschuß entscheidet mit Stimmenmehrheit. Bei 
Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vor- 
sitzers. Ablehnungen sind zu begründen und mit 
Rechtsmittelbelehrung zu versehen. 

(4) Die Mitglieder des Zulassungsausschusses 
haben über die ihnen bei ihrer Tätigkeit bekannt- 
gewordenen Tatsachen Verschwiegenheit zu be- 
wahren. Sie sind auf gewissenhafte Erfüllung ihrer 
Obliegenheiten durch Handschlag zu verpflichten, 
soweit sie nicht Beamte sind. 

§ 6 

Berufung der Mitglieder des Zulassungsausschusses 

(1) Die Mitglieder des Zulassungsausschusses 
werden von der obersten Landesbehörde berufen. 
Für jedes Mitglied ist wenigstens ein Stellvertreter 
zu berufen. Die Mitglieder und ihre Stellvertreter 
sind in der Regel für die Dauer von drei Jahren zu 
berufen. Die Berufung kann aus wichtigem Grunde 
zurückgenommen werden. 

(2) Vorschläge für die Vertreter der Wirtschaft 
sind von der am Ort der obersten Landesbehörde 
bestehenden Industrie- und Handelskammer, bei 
gemeinsamen Zulassungsausschüssen mehrerer Län- 
der von der von den Ländern bestimmten Industrie- 
und Handelskammer zu machen. Vorschläge für die 
vereidigten Buchprüfer sind von der Bundeskammer 
einzureichen. Die oberste Landesbehörde kann ver- 
langen, daß wiederholt Vorschläge eingereicht wer- 
den. Sie ist an die Vorschläge nicht gebunden. 

(3) Wird für mehrere Länder nach § 5 Abs. 1 
Satz 2 ein gemeinsamer Zulassungsausschuß errich- 
tet, so wird die Berufung der Mitglieder und deren 
Verteilung auf die Länder durch die beteiligten 
Landesregierungen geregelt. 


§ 7 

Antrag auf Zulassung zur Prüfung 

(1) Der Antrag auf Zulassung zur Prüfung ist an 
den Zulassungsausschuß zu richten, in dessen Be- 
reich der Bewerber seine berufliche Niederlassung 
hat, seine berufliche Tätigkeit ausübt oder in Er- 
mangelung einer solchen seinen Wohnsitz hat. 

(2) Dem Antrag auf Zulassung zur Prüfung sind 
beizufügen 

1. ein lückenloser Lebenslauf mit genauen Angaben 
über die Person und den beruflichen Werdegang; 

2. Urschrift oder beglaubigte Abschrift der Zeug- 
nisse über Hochschulprüfungen, der Zeugnisse 
über die berufliche Tätigkeit und über bisher ab- 
gelegte einschlägige Prüfungen; 

3. eine Erklärung darüber, ob und bei welcher Stelle 
bereits früher ein Antrag auf Zulassung zur Prü- 
fung eingereicht wurde; 

4. der Nachweis der Staatsangehörigkeit; 

5. eine Liste von Personen, Firmen, Behörden und 
sonstigen Stellen, bei denen Auskünfte einge- 
holt werden können; 

6. ein polizeiliches Führungszeugnis, dessen Aus- 
stellungstag im Zeitpunkt des Antrags nicht mehr 
als drei Monate zurückliegen soll; 

7. wenigstens zwei Prüfungsberichte oder Gutachten 
mit der Erklärung des Bewerbers, daß er diese 
selbständig oder im wesentlichen selbständig an- 
gefertigt hat, und Erklärungen des Auftraggebers 
und des Auftragnehmers über deren Zustimmung 
zur Vorlage der Prüfungsberichte oder Gutachten. 
Ist der Auftraggeber nicht das geprüfte Unter- 
nehmen, so ist die Zustimmung beider forderlich. 
Bei Prüfungsberichten genossenschaftlicher Prü- 
fungsverbände auf Grund gesetzlicher Prüfungs- 
pfliditen ist die Zustimmungserklärung des Prü- 
fungsverbandes und des geprüften Unternehmens 
vorzulegen. Der Zulassungsausschuß kann Aus- 
nahmen gewähren. Wenn eine solche Zustim- 
mungserklärung nicht beigebracht werden kann, 
ist die Kennzeichnung des geprüften Gegenstan- 
des in den Berichten zu beseitigen; 

8. eine Erklärung darüber, in welcher Weise der 
Bewerber die Buchprüfertätigkeit auszuüben be- 
absichtigt; 

9. eine Erklärung darüber, ob sich der Bewerber in 
geordneten wirtschaftlichen Verhältnissen be- 
findet. 

(3) Eine Abschrift des Antrags, des Lebenslaufs 
und der nach Absatz 2 Nr. 3 abzugebenden Erklä- 
rung ist vom Zulassungsausschuß an die Bundes- 
kammer zu senden. 

(4) Der Zulassungsausschuß kann über den Be- 
werber gutachtliche Äußerungen der Bundeskam- 
mer, der Industrie- und Handelskammer und son- 
stiger Stellen einholen. 
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§ 8 

Voraussetzungen für die Zulassung 
(Vorbildung und Prüfungstätigkeit) 

(1) Die Zulassung zur Prüfung setzt den Nachweis 
voraus 

1. einer mindestens achtjährigen praktischen Tätig- 
keit im Wirtschaftsleben, von der wenigstens 
vier Jahre als Prüfungstätigkeit abgeleistet sein 
müssen, oder 

2. eines abgeschlossenen betriebswirtschaftlichen, 
volkswirtschaftlichen, juristischen, technischen 
oder landwirtschaftlichen Hochschulstudiums und 
einer mindestens dreijährigen praktischen Tätig- 
keit im Wirtschaftsleben, von der wenigstens 
zwei Jahre als Prüfungstätigkeit abgeleistet sein 
müssen. 

(2) Das Erfordernis der Prüfungstätigkeit ist er- 
füllt, wenn der Bewerber nachweislich in fremden 
Unternehmen Prüfungen nach betriebswirtschaft- 
lichen Grundsätzen durchgeführt hat. Als fremd 
gilt ein Unternehmen, dem der Bewerber weder 
als Leiter noch als Angestellter angehört hat. Die 
Prüfungstätigkeit muß in eigener Praxis oder als 
Mitarbeiter einer auf dem Gebiete des wirtschaft- 
lichen Prüfungs- und Treuhandwesens tätigen Per- 
son oder Gesellschaft, in einem genossenschaft- 
lichen Prüfungsverband, einer Prüfungsstelle eines 
Sparkassen- oder Giroverbandes oder einem über- 
örtlichen Prüfungsverband öffentlicher Kassen aus- 
geübt worden sein. 

(3) Eine Tätigkeit als Revisor in größeren Unter- 
nehmen oder als Steuerberater kann im Falle des 
Absatzes 1 Nr. 1 bis zur Höchstdauer von zwei 
Jahren auf die vierjährige Prüfungstätigkeit, im 
Falle des Absatzes 1 Nr. 2 bis zur Höchstdauer von 
einem Jahr auf die zweijährige Prüfungstätigkeit 
angerechnet werden. Dasselbe gilt für Prüfer im 
öffentlichen Dienst, sofern der Bewerber nachweis- 
lich selbständig Prüfungen von größeren Betrieben 
durchgeführt hat. 

(4) Von seiner gesamten Prüfungstätigkeit muß 
der Bewerber wenigstens während der Dauer eines 
Jahres bei einem vereidigten Buchprüfer, einer 
Buchprüfungsgesellschaft, einem Wirtschaftsprüfer 
oder einer Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, einem 
genossenschaftlichen Prüfungsverband, einer Prü- 
fungsstelle eines Sparkassen- und Giroverbandes 
oder einem überörtlichen Prüfungsverband öffent- 
licher Kassen an Prüfungen teilgenommen haben. 
Der Zulassungsausschuß kann in Härtefällen Aus- 
nahmen zulassen. 

§ 9 

Versagung der Zulassung 

(1) Die Zulassung zur Prüfung ist zu versagen, 
wenn 

1. der Bewerber infolge strafgerichtlichen Urteils die 
Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter ver- 
loren hat; 

2. der Bewerber in einem Dienststrafverfahren 
durch rechtskräftiges Urteil mit der Entfernung 
aus dem Dienst bestraft worden ist; 


3. der Bewerber sich eines Verhaltens schuldig ge- 
macht hat, das die Ausschließung aus dem Be- 
rufstand rechtfertigen würde; 

4. der Bewerber infolge eines körperlichen Gebre- 
chens oder wegen Schwäche seiner geistigen 
Kräfte unfähig ist, den Beruf des vereidigten 
Buchprüfers ordnungsmäßig auszuüben; 

5. der Bewerber sich nicht in geordneten wirtschaft- 
lichen Verhältnissen befindet; 

6. der Bewerber nicht das achtundzwanzigste Le- 
bensjahr vollendet hat. 

(2) Die Zulassung zur Prüfung kann versagt wer- 
den, wenn 

1. der Bewerber infolge gerichtlicher Anordnung in 
der Verfügung über sein Vermögen allgemein be- 
schränkt ist; 

2. nach der bisherigen Lebensführung und Betäti- 
gung des Bewerbers erwartet werden muß, daß 
er den Pflichten und Aufgaben des Berufes als 
vereidigter Buchprüfer nicht genügen wird; 

3. der Bewerber nicht Deutscher im Sinne des Arti- 
kels 116 Abs. 1 des Grundgesetzes ist; die Bestim- 
mungen des Gesetzes über die Rechtsstellung 
heimatloser Ausländer im Bundesgebiet vom 
25. April 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 269) sowie Be- 
stimmungen in Staatsverträgen bleiben unberührt. 

§ 10 

Zurücknahme der Zulassung 

Werden vor vollendeter Prüfung Tatsachen im 
Sinne des § 9 Abs. 1 bekannt, so hat der Zulassungs- 
ausschuß nach Anhörung des Bewerbers die Zulas- 
sung zurückzunehmen. Werden Tatsachen im Sinne 
des § 9 Abs. 2 bekannt, so kann er nach Anhörung 
des Bewerbers die Zulassung zurücknehmen. 

ZWEITER ABSCHNITT 

Prüfung 

§ 11 

Prüfungsausschuß 

(1) Zugelassene Bewerber legen die Prüfung als 
vereidigter Buchprüfer vor dem Prüfungsausschuß 
ab, der beim Bundesminister für Wirtschaft gebildet 
wird. 

(2) Dem Prüfungsausschuß gehören als Mitglie- 
der an 

ein Beauftragter des Bundesministers für Wirtschaft 
als Vorsitzer, 

ein Hochschullehrer der Betriebswirtschaft, 
ein Vertreter der Rechtswissenschaft, 
ein Vertreter der Finanzverwaltung, 
ein Vertreter der Wirtschaft, 
zwei vereidigte Buchprüfer, 

(3) Der Prüfungsauschuß ist beschlußfähig, wenn 
mindestens der Vorsitzer, der Hochschullehrer der 
Betriebswirtschaft, der Vertreter der Finanzverwal- 
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tung, der Vertreter der Wirtschaft und ein vereidig- 
ter Buchprüfer anwesend sind. Der Ausschuß ent- 
scheidet mit Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleich- 
heit entscheidet die Stimme des Vorsitzers. 

§ 12 

Berufung der Mitglieder des Prüfungsausschusses 

(1) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses wer- 
den vom Bundesminister für Wirtschaft berufen. Für 
jedes Mitglied sind Stellvertreter zu berufen. Die 
Mitglieder und ihre Stellvertreter sind in der Regel 
für die Dauer von drei Jahren zu berufen. Die Be- 
rufung kann aus wichtigem Grunde zurückgenom- 
men werden. 

(2) Die Vertreter der Finanzverwaltung sind vom 
Bundesminister der Finanzen vorzuschlagen. 

(3) Vorschläge für die Besetzung des Prüfungs- 
ausschusses sind ferner einzureichen 

1. von dem Deutschen Industrie- und Handelstag 
für die Vertreter der Wirtschaft, 

2. von der Bundeskammer für die Hochschullehrer 
der Betriebswirtschaft, die Vertreter der Rechts- 
wissenschaft und die vereidigten Buchprüfer. 

(4) Der Bundesminister für Wirtschaft kann ver- 
langen, daß wiederholt Vorschläge eingereicht wer- 
den. Er ist an die nach Absatz 3 eingereichten Vor- 
schläge nicht gebunden. 

§ 13 

Prüfungsgebiete 

Die Prüfung erstreckt sich auf folgende Gebiete: 

A. Betriebswirtschaft, und zwar 

1. Grundzüge der allgemeinen Betriebswirt- 
schaftslehre; 

2. Buchführung und Jahresabschluß einschließ- 
lich der einschlägigen gesetzlichen Bestimmun- 
gen; 

3. Grundzüge der Kostenrechnung, Statistik, 
Planung und Erfolgsrechnung; 

4. Prüfungswesen, Prüfungs- und Berichtstechnik; 

5. Kapital- und Zahlungsverkehr, Finanzierungs- 
technik; allgemeine Grundzüge der Devisen- 
wirtschaft ; 

6. Betriebsorganisation, Gestaltung des Rech- 
nungswesens. 

B. Wirtschaftsrecht, und zwar 

1. Grundzüge des bürgerlichen Rechts unter be- 
sonderer Berücksichtigung des Rechts der 
Schuldverhältnisse, des Sachenrechts und des 
Erbrechts; 

2. Handelsrecht unter besonderer Berücksichti- 
gung des Gesellschaftsrechts einschließlich des 
Rechts der Umwandlung der Gesellschaften; 

3. Bilanzierungsvorschriften des Aktiengesetzes; 

4. Grundzüge des Gesetzes betreffend die Gesell- 
schaften mit beschränkter Haftung und des 
Genossenschaftsrechts ; 

5. Wechsel- und Scheckrecht; 


6. Konkurs- und Vergleichsrecht; 

7. allgemeine Grundzüge des Zivilprozeßrechts 
einschließlich der Zwangsvollstreckung und 
des Preisrechts. 

C. Steuerrecht, und zwar 

1. Reichsabgabenordnung und Nebengesetze; 

2. Reichsbewertungsgesetz; 

3. Recht der Steuerarten, insbesondere 

a) Einkommen- und Körperschaftsteuer, 

b) Gewerbesteuer, 

c) Vermögensteuer, Grundsteuer, 

d) Umsatzsteuer, Kapitalverkehrsteuer, 

e) Grundzüge der Erbschaftsteuer und der 
Grunderwerbsteuer, 

f) Lastenausgleich. 

D. Berufsrecht. 

§ 14 

Gliederung der Prüfung 

(1) Die Prüfung gliedert sich in eine schriftliche 
und eine mündliche Prüfung. 

(2) An alle Bewerber sind ohne Rücksicht auf 
ihren beruflichen Werdegang gleiche Anforderun- 
gen zu stellen. 

§ 15 

Schriftliche Prüfung 

(1) Die schriftliche Prüfung besteht aus 

1. einer Hausarbeit, 

2. drei unter Aufsicht zu fertigenden Arbeiten. 

Die Arbeiten sind dem Arbeitsgebiet der vereidig- 
ten Buchprüfer zu entnehmen. 

(2) Durch die Hausarbeit soll der Bewerber dar- 
tun, daß er einen schwierigen Stoff zu bearbeiten 
versteht. Sie ist innerhalb von acht Wochen abzu- 
liefern. Der Bewerber hat zu versichern, daß er die 
Arbeit selbständig und ohne Benutzung anderer als 
von ihm angegebener Hilfsmittel angefertigt hat. 
Bewerbern mit besonderen fachwissenschaftlichen 
Leistungen kann freigestellt werden, an Stelle der 
Hausarbeit literarische Arbeiten aus dem Fachgebiet 
der vereidigten Buchprüfer vorzulegen, über die 
Annahme dieser Arbeiten entscheidet der Prüfungs- 
ausschuß. 

(3) Von den über praktische Fälle unter Aufsicht 
zu fertigenden Arbeiten ist je eine dem Gebiet der 
Betriebswirtschaft, dem Steuerrecht und dem Wirt- 
schaftsrecht zu entnehmen. Für ihre Anfertigung 
sind je vier bis sechs Stunden Zeit zu gewähren. 

§ 16 

Mündliche Prüfung 

(1) Zu Beginn der mündlichen Prüfung hat der Be- 
werber einen kurzen, freien Vortrag über einen 
Fachgegenstand zu halten, dessen Thema der Prü- 
fungsausschuß aus drei vom Bewerber eingereichten 
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Vorschlägen auswählt. Im Anschluß daran sind Fra- 
gen aus den in § 13 genannten Prüfungsgebieten 
zu stellen. 

(2) Die mündliche Prüfung ist nicht öffentlich. 

(3) Die obersten Landesbehörden können einen 
Vertreter entsenden. Die Bundeskammer und die 
Bundesstelle für das wirtschaftliche Prüfungswesen 
können zur mündlichen Prüfung je einen Vertreter 
entsenden. 

(4) Ziigelassenen Bewerbern kann auf Antrag ge- 
stattet werden, der mündlichen Prüfung einmal als 
Zuhörer beizuwohnen. 

§ 17 

Verkürzte Prüfung für Steuerberater 

Steuerberater können die Prüfung in verkürzter 
Form ablegen. Bei der Prüfung in verkürzter Form 
entfällt die schriftliche und mündliche Prüfung im 
Steuerrecht. 

§ 18 

Rücktritt von der Prüfung 

(1) Der Bewerber kann während der Prüfung zu- 
rücktreten. Als Rücktritt ist es auch anzusehen, 
wenn der Bewerber der durch eingeschriebenen 
Brief erfolgten Aufforderung des Prüfungsausschus- 
ses, sich der Hausarbeit, den Aufsichtsarbeiten oder 
der mündlichen Prüfung zu unterziehen, keine Folge 
leistet. Als Rücktritt gilt es nicht, wenn sich der 
Bewerber der Prüfung oder Teilen derselben aus 
triftigem Grunde nicht unterzogen hat. Er ist in die- 
sem Falle zu einem späteren Prüfungstermin zur 
Ablegung der noch nicht vollzogenen Teile der 
Prüfung neu zu laden, über die Frage, ob ein Grund 
als triftig anzusehen ist, entscheidet der Prüfungs- 
ausschuß, der den Zulassungsausschuß hören kann. 

(2) Der Bewerber ist berechtigt, das ihm gestellte 
Thema der Hausarbeit einmal zurückzugeben. Die 
Rückgabe gilt nicht als Rücktritt. 

§ 19 

Ausschluß von der Prüfung 

Der Prüfungsausschuß kann einen Ausschluß des 
Bewerbers von der weiteren Teilnahme an der Prü- 
fung wegen Verstoßes gegen die für das Prüfungs- 
verfahren getroffenen Bestimmungen aussprechen. 
Die Prüfung gilt in diesem Falle als nicht bestanden. 

§ 20 

Prüfungsergebnis 

(1) Der Prüfungsausschuß entscheidet, ob die Prü- 
fung bestanden, nicht bestanden oder ob eine Er- 
gänzungsprüfung abzulegen ist. Das Ergebnis wird 
dem Bewerber sofort bekanntgegeben. 

(2) Genügen die schriftlichen Arbeiten den Anfor- 
derungen nicht, so kann der Bewerber von der 
mündlichen Prüfung zurückgewiesen werden. Die 
Prüfung gilt in diesem Falle als nicht bestanden. 


(3) Hat ein Bewerber die Prüfung nicht bestanden, 
so kann der Prüfungsausschuß beschließen, daß bei 
Wiederholung der Prüfung die Hausarbeit entfällt. 

§ 21 

Ergänzungsprüfung 

(1) Hat der Bewerber bei sonst ausreichenden 
Prüfungsleistungen auf einem der in § 13 auf ge- 
führten Hauptgebiete A bis D nicht ausreichende 
Leistungen erbracht, so kann ihn der Prüfungsaus- 
schuß zu einer Ergänzungsprüfung auf diesem Ge- 
biete zulassen. Der Umfang der Ergänzungsprüfung 
ist dem Bewerber sofort bekanntzugeben. 

(2) Die Ergänzungsprüfung muß innerhalb eines 
Jahres stattfinden. Uber Ausnahmen entscheidet der 
Prüfungsausschuß. 

(3) Ist das Ergebnis der Ergänzungsprüfung nicht 
genügend, so ist die gesamte Prüfung nicht bestan- 
den. 

§ 22 

Wiederholung der Prüfung 

(1) Ist der Bewerber von der Prüfung zurück- 
getreten, so kann er sie zweimal, hat er sie nicht 
bestanden, so kann er sie einmal wiederholen. Der 
Bewerber darf im ganzen nicht mehr als dreimal 
zu der Prüfung zugelassen werden. 

(2) Im Falle des Absatzes 1 ist eine neue Zulas- 
sung erforderlich. Sie soll nicht für einen früheren 
Zeitpunkt ausgesprochen werden als ein halbes 
Jahr nach dem Rücktritt und ein Jahr nach dem 
Nichtbestehen der Prüfung. 

§ 23 

Mitteilung des Prüfungsergebnisses 

(1) Der Bundesminister für Wirtschaft teilt das 
Prüfungsergebnis dem Bewerber, der obersten Lan- 
desbehörde, die die Zulassung erklärt hat, und der 
Bundeskammer mit. 

(2) Die Ablegung der Prüfung berechtigt nicht zur 
Führung einer Bezeichnung, die auf das Bestehen 
der Prüfung Bezug nimmt. 

§ 24 

Gebühren für Zulassung und Prüfung 

(1) Für das Zulassungsverfahren hat der Bewerber 
eine Zulassungsgebühr von einhundertfünfundzwan- 
zig Deutsche Mark an die oberste Landesbehörde 
zu zahlen. Die Zulassungsgebühr ist mit dem An- 
trag auf Zulassung zur Prüfung zu entrichten. 

(2) Für die Prüfung hat der Bewerber vor Beginn 
der schriftlichen Prüfung eine Prüfungsgebühr von 
zweihundert Deutsche Mark an den Bundesminister 
für Wirtschaft zu zahlen. Bei Ergänzungsprüfungen 
ermäßigt sich die Prüfungsgebühr auf die Hälfte. 
Tritt der Bewerber vor Beginn der mündlichen Prü- 
fung zurück, so wird die Prüfungsgebühr zur Hälfte 
erstattet. 
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§ 25 

Einzelheiten des Prüfungsverfahrens 

Der Bundesminiister für Wirtschaft regelt durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
die Einzelheiten der Prüfung und des Prüfungsver- 
fahrens. 

DRITTER ABSCHNITT 

Bestellung 

§ 26 

Bestellungsbehörde 

Nach bestandener Prüfung wird der Bewerber auf 
Antrag durch Aushändigung einer von der obersten 
Landesbehörde ausgestellten Urkunde als vereidig- 
ter Buchprüfer bestellt. Zuständig ist die oberste 
Landesbehörde des Landes, in dem der Bewerber 
seine Zulassung zur Prüfung hätte versagt oder 
seine berufliche Tätigkeit aufnehmen will. 

§ 27 

Versagung der Bestellung 

(1) Die Bestellung muß versagt werden, 

1. wenn in der Person des Bewerbers Gründe ein- 
getreten oder bekanntgeworden sind, aus denen 
seine Zulassung zur Prüfung hätte versagt oder 
zurückgenommen werden müssen; 

2. solange der Bewerber, der den Beruf selbständig 
ausüben will, die vorläufige Deckungszusage auf 
den Antrag zum Abschluß einer Berufshaftpflicht- 
versicherung nicht vorgelegt hat. 

(2) Die Bestellung kann versagt werden, wenn 

1. Gründe eingetreten oder bekanntgeworden sind, 
aus denen die Zulassung zur Prüfung hätte ver- 
sagt oder zurückgenommen werden können; 

2. der Bewerber seinen Wohnsitz nicht im Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes hat. 

(3) Die oberste Landesbehörde kann die erforder- 
lichen Feststellungen durch den Zulassungsausschuß 
treffen lassen. 

(4) über die Versagung der Bestellung entschei- 
det die oberste Landesbehörde nach Anhören des 
Bewerbers. Die Bundeskammer soll gehört werden. 
Die Entscheidung ist zu begründen und mit Rechts- 
mittelbelehrung zu versehen. 

§ 28 

Berufsurkunde und Berufseid 

(1) Bewerber haben vor Aushändigung der Ur- 
kunde den Berufseid vor der obersten Landesbe- 
hörde oder einer von ihr im Einzelfall beauftragten 
Stelle zu leisten. Die Eidesformel lautet: 

„Ich schwöre bei Gott dem Allmächtigen und All- 
wissenden, daß ich die Pflichten eines vereidig- 
ten Buchprüfers verantwortungsbewußt und sorg- 
fältig erfüllen, insbesondere Verschwiegenheit 
bewahren und Prüfungsberichte und Gutachten | 


gewissenhaft und unparteiisch erstatten werde, 
so wahr mir Gott helfe." 

(2) Der Eid kann auch ohne religiöse Beteuerung 
geleistet werden. 

§ 29 

Berufsbezeichnung 

(1) Vereidigte Buchprüfer haben im beruflichen 
Verkehr die Berufsbezeichnung „vereidigter Buch- 
prüfer" zu führen. 

(2) Akademische Grade und Titel können neben 
der Berufsbezeichnung geführt werden. Amts- und 
Berufsbezeichnungen sind zusätzlich gestattet, wenn 
es sich um Bezeichnungen für eine Tätigkeit han- 
delt, die neben der Tätigkeit des vereidigten Buch- 
prüfers ausgeübt werden darf (§ 51). Bezeichnungen, 
die auf eine frühere Beamteneigenschaft oder eine 
frühere Berufstätigkeit des vereidigten Buchprüfers 
hinweisen, dürfen nicht geführt werden. 

(3) Vereidigten Buchprüfern, die in Ehren aus 
dem Beruf ausgeschieden sind, kann auf Antrag die 
Berufsbezeichnung „vereidigter Buchprüfer außer 
Dienst" („vereidigter Buchprüfer a. D.") durch die 
Bundeskammer mit Zustimmung der Bundesstelle 
für das wirtschaftliche Prüfungswesen verliehen 
werden. Entsprechendes gilt auch für Berufsangehö- 
rige, die vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes in 
Ehren aus dem Beruf ausgeschieden sind. 

(4) Vereidigte Buchprüfer, denen die Bezeichnung 
„vereidigter Buchprüfer a. D." verliehen worden ist, 
sind Mitglieder der Bundeskammer und der Ehren- 
gerichtsbarkeit und Berufsgerichtsbarkeit unter- 
worfen. 

§ 30 

Erlöschen der Bestellung 

(1) Die Bestellung erlischt durch 

1. Tod, 

2. Verzicht, 

3. rechtskräftige Ausschließung aus dem Berufs- 
stand. 

(2) Der Verzicht ist schriftlich gegenüber der 
obersten Landesbehörde zu erklären. Für die Zu- 
ständigkeit der obersten Landesbehörde gilt § 32 
sinngemäß. 

§ 31 

Zurücknahme der Bestellung 

(1) Die Bestellung ist zurückzunehmen, wenn der 
vereidigte Buchprüfer 

]. seine Tätigkeit nicht mehr eigenverantwortlich 
ausübt (§ 52) oder eine Beschäftigung betreibt, 
die mit dem Beruf nach § 51 Abs. 2 und 3 unver- 
einbar ist; 

2. infolge strafgerichtlicher Verurteilung die Fähig- 
keit zur Bekleidung öffentlicher Ämter verloren 
I hat; 
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3. infolge eines körperlichen Gebrechens oder we- 
gen Schwäche seiner geistigen Kräfte dauernd 
unfähig ist, seinen Beruf ordnungsmäßig auszu- 
üben; 

4. die Zulassung zur Prüfung oder die Bestellung 
durch unlautere Mittel, wie Täuschung, Zwang 
oder Bestechung, erschlichen hat oder wenn sie 
auf unrichtige Angaben zurückzuführen ist. 

(2) Die Bestellung kann zurückgenommen werden, 
wenn der vereidigte Buchprüfer infolge gerichtlicher 
Anordnung in der Verfügung über sein Vermögen 
allgemein beschränkt ist. 

(3) Im Falle des Absatzes 1 Nr. 1 ist von einer 
Zurücknahme abzusehen, wenn anzunehmen ist, 
daß der vereidigte Buchprüfer künftig eigenverant- 
wortlich tätig sein wird oder die nach § 51 Abs. 2 
und 3 unvereinbare Tätigkeit dauernd aufgeben 
wird. Dem vereidigten Buchprüfer kann hierfür eine 
angemessene Frist gesetzt werden. Kommt er seiner 
Verpflichtung innerhalb der gesetzten Frist nicht 
nach, so ist die Zurücknahme der Bestellung auszu- 
sprechen. 

(4) Die Zurücknahme ist unzulässig, wenn in den 
Fällen der Absätze 1 und 2 ein berufsgerichtliches 
Verfahren anhängig ist. 

(5) Die Zurücknahme der Bestellung ist zu be- 
gründen und mit Rechtsmittelbelehrung zu ver- 
sehen. 

(6) Die Zurücknahme der Bestellung wird mit dem 
Eintritt der Rechtskraft wirksam. 

§ 32 

Zuständige Behörde 

über die Zurücknahme der Bestellung des ver- 
eidigten Buchprüfers entscheidet die oberste Lan- 
desbehörde, in deren Land seine berufliche Nieder- 
lassung besteht oder seine berufliche Tätigkeit 
ausgeübt wird. Besitzt er mehrere berufliche Nie- 
derlassungen, so ist die oberste Landesbehörde 
zuständig, in deren Land die Hauptniederlassung 
oder beim Fehlen einer solchen die zeitlich früher 
begründete Niederlassung besteht. Die oberste Lan- 
desbehörde kann die erforderlichen Feststellungen 
durch den Zulassungsausschuß treffen lassen. 

§ 33 

Bekanntgabe 

Die oberste Landesbehörde teilt die Bestellung, 
deren Erlöschen oder Zurücknahme und die Wieder- 
bestellung dem Bundesminister für Wirtschaft und 
der Bundeskammer mit. 

§ 34 

Wiederbestellung 

(1) Ein ehemaliger vereidigter Buchprüfer kann 
wiederbestellt werden, wenn 

l.die Bestellung nach § 30 Abs. 1 Nr. 2 erloschen 
ist, es sei denn, daß der Verzicht nach Einleitung 
eines ehrengerichtlichen oder berufsgerichtlichen 
Verfahrens erklärt worden ist; 


2. die Bestellung nach § 31 Abs. 1 Nr. 1 oder nach 

§ 31 Abs. 2 zurückgenommen ist; 

3. die Ausschließung aus dem Berufsstand durch 

berufsgerichtliches Urteil nach Maßgabe dieses 

Gesetzes erfolgt ist und das Urteil oder ein 

Gnadenerweis die Wiederbestellung ermöglicht. 

(2) Die oberste Landesbehörde kann durch den 
Zulassungsausschuß feststellen lassen, ob die Vor- 
aussetzungen für eine Wiederbestellung vorhanden 
sind. 

(3) Eine erneute Prüfung ist nicht erforderlich. 
Der Zulassungsausschuß kann im Einzelfall anord- 
nen, daß sich der Bewerber der Prüfung oder Teilen 
derselben zu unterziehen hat, wenn die pflicht- 
gemäße Ausübung des Berufes sonst nicht gewähr- 
leistet erscheint. 

(4) Die Wiederbestellung ist zu versagen, wenn 
der Zulassungsausschuß feststellt, daß die Voraus- 
setzungen für die Wiederbestellung unter sinn- 
gemäßer Anwendung des § 9 nicht vorliegen. § 7 
gilt sinngemäß. 

§ 35 

Gebühr für die Wiederbestellung 

Für das Wiederbestellungsverfahren ist eine Ge- 
bühr von fünfundsiebzig Deutsche Mark an die 
oberste Landesbehörde zu zahlen. Die Gebühr ist 
mit dem Antrag auf Wiederbestellung zu entrichten. 

VIERTER ABSCHNITT 

Buchprüfungsgesellschaften 

§ 36 

Recbtsform 

(1) Gesellschaften mit beschränkter Haftung, Of- 
fene Handelsgesellschaften und Kommanditgesell- 
schaften können nach Maßgabe der Vorschriften 
dieses Abschnitts als Buchprüfungsgesellschaften 
anerkannt werden. 

(2) Offene Handelsgesellschaften und Kommandit- 
gesellschaften können als Buchprüfungsgesellschaf- 
ten anerkannt werden, wenn sie wegen ihrer Treu- 
handtätigkeit als Handelsgesellschaften in das Han' 
delsregister eingetragen worden sind, 

§ 37 

Voraussetzung für die Anerkennung 

(1) Voraussetzung für die Anerkennung ist, daß 
die Geschäftsführer oder die persönlich haftenden 
Gesellschafter vereidigte Buchprüfer sind und min- 
destens ein Geschäftsführer oder ein persönlich haf- 
tender Gesellschafter seinen Wohnsitz am Sitz der 
Gesellschaft hat. 

(2) Die oberste Landesbehörde kann nach An- 
hören der Bundeskammer genehmigen, daß beson- 
ders befähigte Kräfte anderer Fachrichtungen (zum 
Beispiel Juristen, Techniker), die nicht vereidigte 
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Buchprüfer sind, neben vereidigten Buchprüfern 
Geschäftsführer oder persönlich haftende Gesell- 
schafter von bestehenden Buchprüfungsgesellschaf- 
ten werden. Die Genehmigung darf nur versagt 
werden, wenn die besondere Fachkunde fehlt oder 
die charakterliche Zuverlässigkeit nicht vorhanden 
ist. Die Zahl dieser Geschäftsführer oder persönlich 
haftenden Gesellschafter darf die Zahl der vereidig- 
ten Buchprüfer unter den Geschäftsführern oder 
unter den persönlich haftenden Gesellschaftern nicht 
übersteigen. 

(3) Bei Gesellschaften mit beschränkter Haftung 
muß das Stammkapital mindestens fünfzigtausend 
Deutsche Mark betragen und voll eingezahlt sein. 
Die Übertragung von Geschäftsanteilen muß an die 
Zustimmung der Gesellschaft gebunden sein. 

§ 38 

Verfahren 

(1) Die Voraussetzungen für die Anerkennung 
werden vom Zulassungsausschuß geprüft. Für den 
Antrag auf Anerkennung finden die Vorschriften 
des § 7 Abs. 1, 3 und 4 sinngemäß Anwendung. 
Geschäftsführer und persönlich haftende Gesell- 
schafter, die nicht vereidigte Buchprüfer sind, haben 
die in § 7 Abs. 2 Nr. 1 bis 6 und Nr. 9 bezeichneten 
U n t e r 1 a g e n e i n z u r e i ch e n . 

(2) Dem Antrag sind eine Ausfertigung oder eine 
öffentlich beglaubigte Abschrift des Gesellschafts- 
vertrages oder der Satzung und die Anmeldung zur 
Eintragung im Handelsregister beizufügen. 

§ 39 

Anerkennungsbehörde und Urkunde 

(1) Zuständig für die Anerkennung als Buchprü- 
fungsgesellschaft ist die oberste Landesbehörde, in 
deren Land die Gesellschaft ihren Sitz hat. 

(2) über die Anerkennung als Buchprüfungsgesell- 
schaft stellt die oberste Landesbehörde eine Ur- 
kunde aus. 

§ 40 

Bezeichnung 

„Budiprüfungsgesellschaft" 

Die anerkannte Gesellschaft ist verpflichtet, die 
Bezeichnung „BuchprüfungsgesellschafH zu führen. 
Die Bezeichnung kann in die Firma aufgenommen 
werden. 

§ 41 

Erlöschen der Anerkennung 

(1) Die Anerkennung erlischt durch 

1, Auflösung der Gesellschaft, 

2. Verzicht auf die Anerkennung. 

(2) Der Verzicht ist schriftlich gegenüber der 
obersten Landesbehörde zu erklären. 


§ 42 

Zurücknahme der Anerkennung 

(1) Die Anerkennung ist zurückzunehmen, wenn 

1. für die Person eines Geschäftsführers oder per- 
sönlich haftenden Gesellschafters nach § 31 die 
Bestellung zurückgenommen ist, es sei denn, daß 
jede Vertretungs- und Geschäftsführungsbefugnis 
dieser Person unverzüglich widerrufen oder ent- 
zogen istf 

2. sich nach der Anerkennung ergibt, daß sie hätte 
versagt werden müssen, oder wenn die Voraus- 
setzungen für die Anerkennung der Gesellschaft 
nachträglich fortfallen, es sei denn, daß die Ge- 
sellschaft innerhalb einer angemessenen, von der 
obersten Landesbehörde zu bestimmenden Frist 
den dem Gesetz entsprechenden Zustand herbei- 
führt; 

3. ein Geschäftsführer oder ein persönlich haftender 
Gesellschafter durch rechtskräftiges berufsgericht- 
liches Urteil aus dem Berufsstand ausgeschlos- 
sen ist oder einer der im § 37 Abs. 2 Satz 1 ge- 
nannten Personen die Eignung zur Vertretung 
und Geschäftsführung einer Buchprüfungsgesell- 
schaft aberkannt ist, es sei denn, daß die Buch- 
prüfungsgesellschaft der zuständigen obersten 
Landesbehörde nachweist, daß jede Vertretungs- 
und Geschäftsführungsbefugnis des Verurteilten 
unverzüglich widerrufen oder entzogen ist. 

(2) Für die Zurücknahme der Anerkennung fin- 
den die Vorschriften des § 31 Abs. 5 und 6 und des 
§ 32 sinngemäß Anwendung. 

§ 43 

Bekanntgabe 

Die oberste Landesbehörde teilt die Anerken- 
nung, das Erlöschen der Anerkennung oder deren 
Zurücknahme dem Bundesminister für Wirtschaft 
und der Bundeskammer mit. 

§ 43t 

Gebühr für die Anerkennung 

Für das Anerkennungsverfahren hat die Gesell- 
schaft eine Gebühr von fünfhundert Deutsche Mark 
an die oberste Landesbehörde zu zahlen. Die Ge- 
bühr ist mit dem Antrag auf Anerkennung zu ent- 
richten. 

FÜNFTER ABSCHNITT 

Berufsregister 

§ 45 

Registerführende Stellß 

(1) Die Bundeskammer führt ein Berufsregister 
für vereidigte Buchprüfer und Buchprüfungsgesell- 
schaften. 

(2) Alle Eintragungen sind den beteiligten ober- 
sten Landesbehörden und den übrigen Beteiligten 
mitzuteilen. 

(3) Das Berufsregister ist öffentlich. 
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§ 46 

Eintragung 

In das Berufsregister sind einzutragen 

1. vereidigte Buchprüfer, und zwar 

a) Name, Vorname, Geburtstag, Geburtsort, 

b) Tag der Bestellung und die oberste Landes- 
behörde, die die Bestellung vorgenommen 
hat, 

c) Ort der beruflichen Niederlassung und dessen 
Wechsel; 

2. Buchprüfungsgesellschaften, und zwar 

a) Name und Rechtsform, 

b) Tag der Anerkennung als Buchprüfungsge- 
sellschaft und die oberste Landesbehörde, die 
die Anerkennung ausgesprochen hat, 

c) Ort der Hauptniederlassung, 

d) Namen der vertretungsberechtigten Personen, 
sowie alle Veränderungen zu a), c) und d); 

3. Zweigniederlassungen von vereidigten Buchprü- 
fern und Buchprüfungsgesellschaften, und zwar 

a) Name, 

b) Ort der Zweigniederlassung, 

c) Namen der die Zweigniederlassung leitenden 
und der für die Zweigniederlassung* vertre- 
tungsberechtigten Personen 

sowie alle Veränderungen zu a) bis c). 

§ 47 

Löschung 

Im Berufsregister sind zu löschen 

1. vereidigte Buchprüfer, wenn die Bestellung als 
vereidigter Buchprüfer erloschen oder rechtskräf- 
tig zurückgenommen ist; 

2. Buchprüfungsgesellschaftten, wenn die Anerken- 
nung als Buchprüfungsgesellschaft erloschen oder 
rechtskräftig zurückgenommen ist; 

3. Zweigniederlassungen, 

a) wenn die Zweigniederlassung aufgehoben ist, 

b) wenn die Zweigniederlassung nicht mehr von 
einem vereidigten Buchprüfer verantwortlich 
geleitet wird und eine Ausnahmegenehmigung 
der Bundeskammer nicht vorliegt. 

§ 48 

Eintragung und Löschung auf Antrag 
und von Amts wegen 

(1) Die Eintragung ist zu beantragen 

l.im Falle des § 46 Nr. 1 von dem vereidigten 
Buchprüfer; 

2. im Falle des § 46 Nr. 2 von den Vertretungs- 
berechtigten der einzutragenden Buchprüfungs- 
gesellschaft; dem Antrag ist eine Liste der Ver- 
tretungsberechtigten beizulegen: 

3. im Falle des § 46 Nr. 3 von dem vereidigten 
Buchprüfer oder den Vertretungsberechtigten der 
Buchprüfungsgesellschaft. 

(2) Die Löschung ist zu beantragen 

l.im Falle des § 47 Nr. 2 von den Vertretungs- 
berechtigten der Buchprüfungsgesellschaft; 


2. im Falle des § 47 Nr. 3 von dem vereidigten 

Buchprüfer oder den Vertretungsberechtigten der 

Buchprüfungsgesellschaft. 

I (3) Im Falle des § 47 Nr. 1 ist die Löschung durch 
1 die Bundeskammer ohne Antrag vorzunehmen. In 
den Fällen des § 46 Nr. 1 und 2 kann die Eintra- 
gung der Bestellung oder Anerkennung, in den 
Fällen des § 47 Nr. 2 und 3 kann die Löschung auch 
ohne Antrag vorgenommen werden. 

§ 49 

Anzeigepflichten 

(1) Vereidigte Buchprüfer und Buchprüfungsge- 
sellschaften haben der Bundeskammer innerhalb 
von zwei Wochen nach dem Eintritt des die An- 
zeigepflicht begründenden Ereignisses anzuzeigen 

1. die berufliche Anschrift und ihre Veränderungen, 

2. die Anschrift von Zweigniederlassungen und ihre 

Veränderungen. 

(2) Alljährlich im Monat Januar haben die Ver- 
tretungsberechtigten einer Buchprüfungsgesellschaft 
in doppelter Ausfertigung eine von ihnen unter- 
schriebene Liste der Gesellschafter, aus welcher 
Name, Vorname, Stand, Beruf und Wohnort der 
Gesellschafter und ihre Stammeinlagen zu entneh- 
men sind, zum Berufsregister einzureichen. Die 
Bundeskammer hat eine Ausfertigung der Liste an 
die zuständige oberste Landesbehörde zu über- 
senden. 

§ 50 

Bekanntmachung 

Die Bestellung als vereidigter Buchprüfer, das 
I Erlöschen oder die Zurücknahme der Bestellung, 
j die Anerkennung als Buchprüfungsgesellschaft, das 
Erlöschen oder die Zurücknahme der Anerkennung 
werden von der obersten Landesbehörde in einem 
amtlichen Mitteilungsblatt des Landes und von dem 
Bundesminister für Wirtschaft im Bundesanzeiger 
bekanntgemacht. 

DRITTER TEIL 

Rechte und Pflichten der vereidigten 
Buchprüfer 

§ 51 

Allgemeine Berufspflichten 

(1) Der vereidigte Buchprüfer hat seinen Beruf 
unabhängig, gewissenhaft, verschwiegen und eigen- 
verantwortlich auszuüben. Er hat sich insbesondere 
bei der Erstattung von Prüfungsberichten und Gut- 
achten unparteiisch zu verhalten. 

(2) Der vereidigte Buchprüfer hat sich jeder 
Tätigkeit zu enthalten, die mit seinem Beruf oder 
mit dem Ansehen des Berufsstandes unvereinbar 
ist. Er hat sich auch außerhalb der Berufstätigkeit 
des Vertrauens und der Achtung würdig zu erwei- 

■ sen, die der Beruf erfordert. 

i (3) Neben seinem Beruf darf der vereidigte Buch- 
j prüfer nicht ausüben: 
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1. eine gewerbliche Tätigkeit; 

2. jede Tätigkeit auf Grund eines Anstellungsver- 
trages mit Ausnahme der in Absatz 4 Nr. 2 und 3 
und in § 52 Abs. 1 Nr. 3 genannten Fälle oder 
auf Grund eines Beamtenverhältnisses. 

(4) Vereinbar mit dem Beruf des vereidigten 
Buchprüfers sind: 

1. alle freien Berufe, welche die Wahrung fremder 
Interessen in wirtschaftlichen, technischen und 
rechtlichen Angelegenheiten zum Gegenstand 
haben; 

2. die Tätigkeit an wissenschaftlichen Instituten und 
als Lehrer an Hochschulen; 

3. die treuhänderische Verwaltung; die vorüber- 
gehende ausschließliche Tätigkeit in einem Treu- 
handverhältnis bedarf der Zustimmung der Bun- 
deskammer; 

4. die freie schriftstellerische und künstlerische 
Tätigkeit. 

§ 52 

Eigenverantwortliche Tätigkeit 

(1) Eigenverantwortliche Buchprüfertätigkeit üben 
nur aus 

1. selbständige vereidigte Buchprüfer; 

2 vereidigte Buchprüfer, die Geschäftsführer oder 
persönlich haftende Gesellschafter einer Buchprü- 
fungsgesellschaft sind; 

3. vereidigte Buchprüfer als zeichnungsberechtigte 
Vertreter oder als Angestellte bei vereidigten 
Buchprüfern, Buchprüfungsgesellschaften, Wirt- 
schaftsprüfern, Wirtschaftsprüfungsgesellschaften, 
genossenschaftlichen Prüfungsverbänden, Prü- 
fungsstellen von Sparkassen- und Giroverbänden 
oder überörtlichen Prüfungsverbänden öffent- 
licher Kassen, sofern nicht die Voraussetzungen 
des Absatzes 2 vorliegen; 

4. Buchprüfungsgesellschaften. 

(2) Eine eigenverantv/ortliche Tätigkeit übt nicht 
aus, wer sich als zeichnungsberechtigter Vertreter 
oder als Angestellter an Weisungen zu halten hat, 
die ihn verpflichten, Prüfungsberichte und Gut- 
achten auch dann zu unterzeichnen, wenn ihr Inhalt 
sich mit seiner Überzeugung nicht deckt. 

(3) Die Eigenverantwortlichkeit wird nicht schon 
dadurch ausgeschlossen, daß in den Fällen des Ab- 
satzes 1 Nr. 2 und 3 eine Mitzeichnung durch einen 
anderen vereidigten Buchprüfer, einen Wirtschafts- 
prüfer oder bei genossenschaftlichen Prüfungsver- 
bänden, Prüfungsstellen von Sparkassen- und Giro- 
verbänden oder überörtlichen Prüfungsverbänden 
öffentlicher Kassen durch einen zeichnungsberech- 
tigten Vertreter des Prüfungsverbandes oder der 
Prüfungsstelle vereinbart ist. 

§ 53 

Beurlaubung 

(1) Vereidigte Buchprüfer, die vorübergehend 
eine mit dem Beruf unvereinbare Tätigkeit aufneh- 
men wollen, können auf Antrag von der Bundes- 
kammer beurlaubt werden. 


(2) Sie dürfen während der Zeit ihrer Beurlau- 
bung die Tätigkeit als vereidigter Buchprüfer nicht 
ausüben und die Bezeichnung „vereidigter Buchprü- 
fer“ nicht führen. Die Beurlaubung wird der ober- 
sten Landesbehörde und der Industrie- und Han- 
delskammer, in deren Bezirk der vereidigte Buch- 
prüfer seine berufliche Niederlassung hat, mitge- 
teilt. Sie soll zunächst höchstens für ein Jahr ge- 
währt und jeweils höchstens um ein Jahr verlän- 
gert werden. Die Gesamtzeit der Beurlaubung soll 
drei aufeinanderfolgende Jahre nicht überschreiten. 

§ 54 

Zweigniederlassungen 

(1) Vereidigte Buchprüfer dürfen neben ihrer 
Niederlassung eine weitere berufliche Niederlas- 
sung nur begründen, wenn auch am Ort dieser wei- 
teren Niederlassung ein dort ansässiger vereidigter 
Buchprüfer deren fachliche Leitung übernimmt. 
Ausnahmen hiervon kann die Bundeskammer zu- 
lassen. 

(2) Jede Zweigniederlassung einer Buchprüfungs- 
gesellschaft muß von wenigstens einem am Ort der 
Zweigniederlassung ansässigen vereidigten Buch- 
prüfer geleitet werden. 

§ 55 
Siegel 

(1) Vereidigte Buchprüfer und Buchprüfungs- 
gesellschaften sind verpflichtet, ein Siegel zu be- 
nutzen, wenn sie in ihrer Berufseigenschaft auf 
Grund gesetzlicher Vorschriften Erklärungen ab- 
geben. Sie können ein Siegel führen, wenn sie in 
ihrer Berufseigenschaft Erklärungen über Prüfungs- 
ergebnisse abgeben oder Gutachten für Behörden 
erstatten. 

(2) Der Bundesminister für Wirtschaft trifft die 
näheren Bestimmungen über die Gestaltung des 
Siegels durch Erlaß. 

§ 56 

Versagung der Tätigkeit 

Der vereidigte Buchprüfer hat seine Tätigkeit zu 
versagen, wenn sie für eine pflichtwidrige Hand- 
lung in Anspruch genommen werden soll oder die 
Besorgnis der Befangenheit bei der Durchführung 
eines Auftrages besteht. 

§ 57 

Verschwiegenheitspflicht der Gehilfen 

Der vereidigte Buchprüfer hat seine Gehilfen und 
Mitarbeiter, soweit sie nicht bereits durch Gesetz 
zur Verschwiegenheit verpflichtet sind, zur Ver- 
schwiegenheit zu verpflichten. 

§ 58 

Mitteilung der Ablehnung eines Auftrages 

Der vereidigte Buchprüfer, der einen Auftrag 
nicht annehmen will, hat die Ablehnung unverzüg- 
lich zu erklären. Er hat den Schaden zu ersetzen, 
der aus einer schuldhaften Verzögerung dieser Er- 
klärung entsteht. 
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§ 59 

Kundmachung und Werbung 

Der vereidigte Buchprüfer ist zu berufswürdigem 
Verhalten bei der Kundmachung seiner Tätigkeit 
und bei der Auftragsübernahme verpflichtet. Wer- 
bung ist ihm nicht gestattet. 

§ 60 

Wechsel des Auftraggebers 

Der vereidigte Buchprüfer darf in einer Sache, in 
der er bereits tätig war, für einen anderen Auftrag- 
geber nur tätig werden, wenn bisheriger und 
neuer Auftraggeber einverstanden sind. 

§ 61 

Berufshaftpflichtversicherung 

(1) Selbständige vereidigte Buchprüfer und Buch- 
prüfungsgesellschaften sind verpflichtet, sich gegen 
die aus ihrer Berufstätigkeit ergebenden liaft- 
pflichtgefahren zu versichern. Die Haftpflichtver- 
sicherung kann nur bei einem im Geltungsbereich 
des Grundgesetzes oder im Lande Berlin zum Ge- 
schäftsbetriebe befugten Versicherungsunternehmen 
genommen werden. Die Versicherungsunternehmen 
oder ein Zusammenschluß von Versicherungsunter- 
nehmen sind verpflichtet, den vereidigten Buchprü- 
fern und den Buchprüfungsgesellschaften nach den 
gesetzlichen Bestimmungen Versicherung gegen 
Berufshaftpflicht zu gewähren. 

(2) Die Bundesregierung erläßt durch Rechtsver- 
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates die nähe- 
ren Vorschriften über den Abschluß und die Auf- 
rechterhaltung der Haftpflichtversicherung sowie 
über die Mindesthöhe der Deckungssummen. 

§ 62 

Richtlinien für die Berufsausübung 

Die Bundeskammer kann im Rahmen der Vor- i 
Schriften der §§ 51 bis 61 für die Berufsausübung j 
der vereidigten Buchprüfer und Buchprüfungsgesell- ; 
schäften Richtlinien erlassen. Vor Erlaß der Rieht- i 
linien ist die Bundesstelle für das wirtschaftliche | 
Prüfungswesen zu hören. Die Richtlinien bedürfen 1 
der Genehmigung des Bundesministers für Wirt- ' 
Schaft. I 

§ 63 

Gebührenordnung 

Der Bundesminister für Wirtschaft kann mit Zu- | 
Stimmung des Bundesrates nach Anhörung der 
Bundeskammer und der Bundesstelle für das wirt- | 
schaftliche Prüfungswesen eine Gebührenordnung ; 
für die Durchführung von Prüfungen erlassen. 

§ 64 I 

Anwendung der Vorschriften über die Rechte und 
Pflichten der vereidigten Buchprüfer auf 

Buchprüfungsgesellschaften 

(1) Die §§ 51, 56 bis 60 gelten sinngemäß für 
Buchprüfungsgesellschaften. 


(2) Zur Verschwiegenheit sind bei Buchprüfungs- 
gesellschaften auch die Mitglieder der durch Ge- 
setz, Satzung oder Gesellschaftsvertrag vorgesehe- 
nen Aufsichtsorgane der Gesellschaften (zum Bei- 
spiel Aufsichtsrat, Beirat) verpflichtet. 

VIERTER TEIL 

Organisation des Berufsstandes 

§ 65 

Aufgaben der Bundeskammer 

(1) Die Bundeskammer hat die Aufgabe, die be- 
ruflichen Belange der vereidigten Buchprüfer zu 
wahren und zu fördern. 

(2) Die Bundeskammer führt die Aufsicht über 
die berufliche Tätigkeit der vereidigten Buchprüfer. 

(3) Die Bundeskammer kann Einrichtungen für 
die Alters- und Hinterbliebenenversorgung der ver- 
eidigten Buchprüfer schaffen. 

(4) Die Bundeskammer kann Einrichtungen für 
die Ausbildung des Berufsnachwuchses schaffen. 

§ 66 

Mitgliedschaft 

(1) Mitglieder der Bundeskammer sind die ver- 
eidigten Buchprüfer, die nach diesem Gesetz be- 
stellt oder als solche anerkannt sind oder die Be- 
zeichnung „vereidigter Buchprüfer a. D." führen dür- 
fen, und Geschäftsführer oder vertretungsberech- 
tigte persönlich haftende Gesellschafter von Buch- 
prüfungsgesellschaften, die nicht vereidigte Buch- 
prüfer sind, sowie die anerkannten Buchprüfungs- 
gesellschaften. Für beurlaubte vereidigte Buchprü- 
fer ruht die Mitgliedschaft während der Dauer ihrer 
Beurlaubung. Sie bleiben der Ehrengerichtsbarkeit 
und Berufsgerichtsbarkeit unterworfen. 

(2) Die genossenschaftlichen Prüfungsverbände, 
die Sparkassen- und Giroverbände für ihre Prü- 
fungsstellen sowie die überörtlichen Prüfungsver- 
bände öffentlicher Kassen können die Mitglied- 
schaft bei der Bundeskammer erwerben. 

§ 67 

Organe 

(1) Organe der Bundeskammer sind 

1. die Mitgliederversammlung, 

2. der Beirat, 

3. der Vorstand. 

(2) Der Beirat wird von der Mitgliederversamm- 
lung, der Vorstand vom Beirat gewählt. Zum Mit- 
glied des Vorstandes kann nur gewählt werden, 
wer persönlich Mitglied der Bundeskammer ist. 

§ 68 

Satzung 

Die Organisation und Verwaltung der Bundes- 
kammer, insbesondere die Einrichtung von Landes- 
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geschäftssteilen, werden in der Satzung der Bun- 
deskammer geregelt, die von der Mitgliederver- 
sammlung beschlossen wird. Die Satz.iing und deren 
Änderungen bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der 
Genehmigung des Bundesministers für Wirtschaft. 

§ 69 

Beiträge 

(1) Die Mitglieder sind nach Maßgabe der Sat- | 

zung verpflichtet, Beiträge zu leisten. : 

(2) Der Anspruch der Bundeskammer auf Zah- 
lung der Beiträge unterliegt der Verjährung. Auf 
die Verjährung finden die Vorschriften der Reichs- 
abgabenordnung über die Verjährung der Steuern 
von Einkommen und Vermögen entsprechende An- 
wendung. 

§ 70 

Pflicht zum Erscheinen vor der Bundeskammer 

Persönliche Mitglieder der Bundeskammer haben 
in Aufsichts- und Beschwerdesachen vor der Bun- 
deskammer zu erscheinen, wenn sie zur Anhörung 
geladen werden. Auf Verlangen haben sie dem 
Vorstand, dem Beirat oder einem nach der Satzung i 
zuständigen Ausschuß der Bundeskammer oder 
einem beauftragten Mitglied des Vorstandes, des ■ 
Beirates oder eines Ausschusses Auskunft zu geben j 
und ihre Handakten vorzulegeii, es sei denn, daß j 
sie dadurch ihre Verpflichtung zur Verschwiegen- > 
heit verletzen würden. 

§ 71 

Pflicht der Mitglieder des Vorstandes, des Beirates 
und der Ausschüsse zur Verschwiegenheit ; 

(1) Die Mitglieder des Vorstandes, des Beirates 
und der Ausschüsse haben — auch nach dem Aus- 
scheiden aus dem Vorstand oder dem Beirat oder | 
dem Ausschuß — über die Angelegenheiten, die 
ihnen bei ihrer Tätigkeit im Vorstand oder im Bei- 
rat oder im Ausschuß über Mitglieder der Bundes- 
kammer, Bewerber oder andere Personen bekannt- 
werden, Verschwiegenheit gegen jedermann zu be- 
wahren. Das gleiche gilt für Mitglieder, die zur 
Mitarbeit im Vorstand, im Beirat oder in den Aus- 
schüssen herangezogen werden, und für Dienst- 
angehörige der Bundeskammer. 

(2) Auch soweit in Verfahren vor Ehrengerichten 
und Behörden eine Auskunftspflicht besteht, dürfen 
die in Absatz 1 bezeichneten Personen die Aus- 
kunft über solche Angelegenheiten verweigern, die 
ihnen bei ihrer Tätigkeit im Vorstand, im Beirat 
oder in Ausschüssen über Mitglieder der Bundes- 
kammer, Bewerber oder andere Personen anver- 
traut worden sind. Sie dürfen die Auskunft nicht 
verweigern, wenn sie von der Verpflichtung zur 
Verschwiegenheit nach Absatz 3 entbunden worden 
sind. 

(3) über Anträge auf Erteilung der Genehmigung 
zur Aussage beschließt der Vorstand der Bundes- 
kammer nach pflichtmäßigem Ermessen. Die Ge- 
nehmigung soll nur versagt werden, wenn Rück- 
sichten auf Verschwiegenheitspflichten eines Mit- 


gliedes der Bundeskammer oder auf die Stellung 
oder die Aufgaben der Bundeskammer es unab- 
weisbar fordern. 

§ 72 

Bundesstelle für das wirtschaftliche Prüfungswesen 

Die Bundeskammer entsendet in die Bundesstelle 
für das wirtschaftliche Prüfungswesen (Bundes- 
stelle) Vertreter nach Maßgabe des § 77 des Ge- 
setzes über eine Berufsordnung der Wirtschafts- 
prüfer (Wirtschaftsprüferordnung). 

§ 73 

Staatsaufsicht 

Der Bundesminister für Wirtschaft führt die Auf- 
sicht über die Bundeskammer. Er hat darüber zu 
wachen, daß die Bundeskammer ihre Aufgaben im 
Rahmen der geltenden Gesetze und Satzungen er- 
füllt. 


FÜNFTER TEIL 

Ehrengerichtliches und berufsgerichtliches 
Verfahren 

§ 74 

Ehrengerichtliche Bestrafung 

(1) Ein vereidigter Buchprüfer, der seine Berufs- 
pflichten schuldhaft verletzt, wird ehrengerichtlich 
bestraft. Das ehrengerichtliche Verfahren findet vor 
dem Ehrengericht statt. 

(2) Ein vereidigter Buchprüfer kann ehrengericht- 
lich nicht verfolgt werden, wenn er zur Zeit der 
Tat der Ehrengerichtsbarkeit nicht unterstand. 

(3) Ein ehrengerichtliches Verfahren ist ferner 
nicht zulässig, wenn der vereidigte Buchprüfer die 
Handlung vor mehr als fünf Jahren begangen hat. 
Die Vorschriften der §§ 68 und 69 des Strafgesetz- 
buchs über die Unterbrechung und das Ruhen der 
Verjährung finden sinngemäß Anwendung. 

§ 75 

Ausschließung aus dem Berufsstand 

(1) Ein vereidigter Buchprüfer, der seine Berufs- 
pflichten schuldhaft so gröblich verletzt, daß er 
unwürdig ist, den Beruf als vereidigter Buchprüfer 
weiterhin auszuüben, wird im berufsgerichtlichen 
Verfahren aus dem Berufsstand ausgeschlossen. 
Das berufsgerichtliche Verfahren findet vor dem 
Verwaltungsgericht (Berufsgericht) statt. 

(2) Gegen einen vereidigten Buchprüfer kann 
wegen Handlungen, die er vor seiner Bestellung 
begangen hat, ein Verfahren zum Zwecke der Aus- 
schließung aus dem Berufsstand nicht eingeleitet 
werden. 

(3) Bei einem persönlichen Mitglied der Bundes- 
kammer, das nicht vereidigter Buchprüfer ist, tritt 
an Stelle der Ausschließung aus dem Berufsstand 
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die Aberkennung der Eignung, eine Buchprüfungs- 
gesellschaft zu vertreten und ihre Geschäfte zu 
führen. ; 

(4) Auf vereidigte Buchprüfer a. D. finden die Ab- ! 
Sätze 1 und 2 sinngemäß Anwendung. An die Stelle | 
der Ausschließung aus dem Berufsstand tritt die 
Aberkennung der Befugnis, die Bezeichnung „ver- 
eidigter Buchprüfer a. D." zu führen. 

§ 76 

Ehrengerichtliches und berufsgerichtlidies 
Verfahren 

(1) Für das ehrengerichtliche und berufsgericht- 
liche Verfahren, die Kosten im ehrengerichtlichen 
und im Untersuchungsverfahren und die Beitrei- 
bung der Kosten und Geldbußen finden die Vor- 
schriften des Fünften Teils des Gesetzes über eine 
Berufsordnung der Wirtschaftsprüfer (Wirtschafts- 
prüferordnung) entsprechende Anwendung. 

(2) Die Bundesregierung erläßt durch Rechtsver- 

ordnung mit Zustimmung des Bundesrates eine 
Ehrengerichtsordnung mit näheren Bestimmungen 
über das ehrengerichtliche Verfahren. In dieser ist 
das Verfahren nach den Grundsätzen der Bundes- 
disziplinarordnung (Bundesgesetzbl. 1952 I S. 761) 
zu regeln. Dabei ist insbesondere eine Hauptver- 
handlung vorzusehen, auf Grund deren das Urteil i 
ergeht. ' 

i 

j 

SECHSTER TEIL 

Strafvorschriften 

§ 77 i 

Schutz der Bezeichnung „Buchprüfer" 
und „Buchprüfungsgesellschaft" 

Mit Gefängnis bis zu einem Jahr und mit Geld- 
strafe oder mit einer dieser Strafen wird bestraft, 
wer 

Lohne als vereidigter Buchprüfer bestellt zu sein, 
diese Berufsbezeichnimg führt; 

2. als Vorstandsmitglied, Geschäftsführer, persön- 
lich haftender Gesellschafter oder Prokurist einer 
Gesellschaft tätig ist, die, ohne als solche aner- 
kannt zu sein, die Bezeichnung „Buchprüfungs- 
gesellschaft" führt. 

SIEBENTER TEIL 

Übergangs- und Sdilußvorsdiriften 

§ 78 

Fortgelten früherer Bestellungen und 
Anerkennungen 

(1) Vereidigte Buchprüfer, die im Geltungs- 
bereich des Grundgesetzes nach den bisher gelten- 
den Vorschriften oder im Lande Berlin nach den 
dort geltenden Vorschriften ordnungsgemäß be- 
stellt oder anerkannt sind, sind vereidigte Buchprü- 
fer im Sinne dieses Gesetzes. 


(2) Bestellungen von vereidigten Buchprüfern, 
die in Deutschland außerhalb des Geltungsbereichs 
des Grundgesetzes und außerhalb des Landes Ber- 
lin vorgenommen worden sind, können anerkannt 
werden, wenn hierbei die vor dem 8. Mai 1945 gel- 
tenden Bestimmungen über die Zulassung, die Prü- 
fung sowie die Bestellung oder andere Bestimmun- 
gen angewandt worden sind, die in ihrem wesent- 
lichen Inhalt den vor dem 8. Mai 1945 geltenden 
Bestimmungen oder den Vorschriften dieses Ge- 
setzes entsprechen. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten sinngemäß für 
die Anerkennung von Buchprüfungsgesellschaften. 
Haben Gesellschaften mit beschränkter Haftung, 
die den Voraussetzungen des § 37 Abs. 3 nicht ent- 
sprechen, bis zum 31. Dezember 1955 die Maßnah- 
men nicht getroffen, die die Übereinstimmung mit 
den Anforderungen dieses Gesetzes (§ 37 Abs. 3) 
herstellen, so muß die oberste Landesbehörde die 
Anerkennung zurücknehmen. § 42 Abs. 2 findet 
sinngemäß Anwendung. Die oberste Landesbehörde 
kann die Frist verlängern, wenn die Zurücknahme 
der Anerkennung eine unbillige Härte bedeuten 
würde, jedoch nicht über den 31. Dezember 1958 
hinaus. 

(4) Die Entscheidung über die Anerkennung der 
Bestellung von vereidigten Buchprüfern im Sinne 
des Absatzes 2 trifft die nach § 26 zuständige 
oberste Landesbehörde nach Anhörung des Zulas- 
sungsausschusses. Das gleiche gilt, wenn Zweifel 
darüber bestehen, ob die Voraussetzungen des Ab- 
satzes 1 gegeben sind. 

§ 79 

Behandlung schwebender Anträge und Verfahren 

(1) Anträge auf Zulassung zur Prüfung über die 
von den Zulassungs- oder Vorprüfungsausschüssen 
am Tage des Inkrafttretens dieses Gesetzes noch 
nicht entschieden ist, sind nach den Vorschriften 
dieses Gesetzes zu behandeln. 

(2) Vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes ergan- 
gene Entscheidungen der Zulassungs- und Vorprü- 
fungsausschüsse bleiben in Kraft. Die Vorgänge 
sind der obersten Landesbehörde zuzuleiten. 

(3) Hat der Bewerber vor dem Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes die Prüfung abgelegt, eine Bestellung 
aber noch nicht erhalten, so muß die Bestellung 
innerhalb eines Jahres nach dem Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes bei der obersten Landesbehörde be- 
antragt werden. In Härtefällen kann die oberste 
Landesbehörde Ausnahmen gewähren. 

(4) Der Absatz 1 gilt sinngemäß für die Verfah- 
ren bei der Anerkennung von Buchprüfungsgesell- 
schaften. 

(5) Ehrengerichtsverfahren und Disziplinarverfah- 
ren, die beim Inkrafttreten dieses Gesetzes noch 
nicht abgeschlossen sind, werden nach dem bisheri- 
gen Recht weitergeführt. Hält die oberste Landes- 
behörde oder die Bundeskammer die Ausschließung 
aus dem Berufsstand für erforderlich, so erhebt sie 
Klage nach Maßgabe der Vorschriften des Fünften 
Teils dieses Gesetzes. 
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§ 80 

Einberufung der ersten Mitgliederversammlung 

(1) Die erste Mitgliederversammlung tritt späte- 
stens am vierzigsten Tage nach dem Inkraftreten 
dieses Gesetzes zusammen. Sie wird durch den 
Bundesminister für Wirtschaft mittels öffentlicher 
Bekanntmachung im Bundesanzeiger einberufen. 
Ein Beauftragter des Bundesministers für Wirtschaft 
führt bis zur Wahl des Vorsitzers des Vorstandes 
der Bundeskammer den Vorsitz der Mitgliederver- 
sammlung. Stimmberechtigt sind alle Personen, die 
vereidigte Buchprüfer im Sinne dieses Gesetzes 
sind. 

(2) Die erste Mitgliederversammlung hat zu 
wählen: 

1. den Beirat der Bundeskammer; 

2. die Mitglieder des Ehrengerichts und ihre Ver- 
treter; 

3. die Personen, die als ehrenamtliche Mitglieder 
der Berufsgerichte vorgeschlagen werden sollen, 
und ihre Vertreter. 

(3) Die erste Mitgliederversammlung hat außer- 
dem den Präsidenten, die Vorsitzer der Kammern 
des Ehrengerichts und deren Vertreter zu wählen. 

§ 81 

Regelung der Ausbildung des Berufsnachwuchses 

Der Bundesminister für Wirtschaft wird ermäch- 
tigt, mit Zustimmung des Bundesrates durch Rechts- 
verordnung Vorsdiriften über die Regelung der 
Ausbildung des Berufsnachwuchses zu erlassen. Da- 
bei kann vorgeschrieben werden, daß vereidigte 
Buchprüfer und Buchprüfungsgesellschaften Bewer- 
ber zu Ausbildungszwecken beschäftigen. 

§ 82 

Geltung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund der in diesem 
Gesetz enthaltenen Ermächtigungen erlassen wer- 
den, gelten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes. 

§ 83 

Inkrafttreten des Gesetzes und Aufhebung 
gesetzlicher Bestimmungen 

(1) Dieses Gesetz tritt am ersten Kalendertage 
des dritten Kalendermonats nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 

(2) Zum gleichen Zeitpunkt treten, soweit sie das 
Berufsrecht der vereidigten Buchprüfer (Bücher- 
revisoren) betreffen, außer Kraft 

1. in den Ländern Nordrhein-Westfalen, Nieder- 
sachsen, Schleswig-Holstein und Hamburg: 

die Verordnung über eine Berufsordnung für 
die Angehörigen des wirtschaftlichen Prüfungs- 
und Treuhandwesens vom 20. Dezember 1946 
mit den Anlagen 


I Prüfungs- und Bestellungsordnung für Wirt- 
schaftsprüfer und vereidigte Buchprüfer, 

II Ehrengerichts-Ordnung, 

III Mustersatzung der Landeskammern für das 
wirtschaftliche Prüfungs- und Treuhand- 
wesen, 

IV Satzung der Hauptkammer für das wirt- 
schaftliche Prüfungs- und Treuhandwesen, 

V Satzung der Hauptstelle für das wirtschaft- 
liche Prüfungs- und Treuhandwesen 

sowie 

die Ausführungsbestimmungen zur Prüfungs- 
und Bestellungsordnung für Wirtschaftsprüfer 
und vereidigte Buchprüfer des Zentralamts für 
Wirtschaft in der britischen Zone vom 20. De- 
zember 1946 (verkündet 

für Nordrhein-Westfalen im Amtlichen Anzei- 
ger, Beiblatt zum Gesetz- und Verordnungs- 
blatt für das Land Nordrhein-W^estfalen 1947 
S. 16; 

für Niedersachsen im Amtsblatt für Nieder- 
sachsen — Staatsanzeiger — 1947 S. 44; 

für Schleswig-Holstein im Amtsblatt für 
Schleswig-Holstein 1947 S. 148; 

für die Hansestadt Hamburg im Amtlichen 
Anzeiger, Beiblatt zum Hamburgischen Gesetz- 
und Verordnungsblatt 1947 S. 109) 

sowie 

die Erste Anordnung zur Änderung und Durch- 
führung der Verordnung über eine Berufsord- 
nung für die Angehörigen des wirtschaftlichen 
Prüfungs- und Treuhandwesens vom 15. März 
1948 (Verordnungsblatt für die Britische Zone 
S. 74) sowie der Runderlaß der Verwaltung für 
Wirtschaft über Muster für die äußere Gestal- 
tung der Siegel und Stempel für Wirtschafts- 
prüfer, vereidigte Buchprüfer sowie Wirtschafts- 
prüfungsgesellschaften und Buchprüfungsgesell- 
schaften vom 21. April 1948 (Mitteilungsblatt 
der Verwaltung für Wirtschaft des Vereinigten 
Wirtschaftsgebietes Teil A S. 158) sowie 

die Bekanntgabe des Bundesministers für Wirt- 
schaft betr. Vereidigung von Wirtschaftsprü- 
fern und Buchprüfern (Britische Zone) vom 
20. Oktober 1950 — II 7 — 16200 50 (Ministe- 
rialblatt des Bundesministers für Wirtschaft 
S. 234); 

2. im Lande Bayern: 

das Gesetz Nr. 105 über Wirtschaftsprüfer, 
Bücherrevisoren und Steuerberater vom 9. März 
1948 (Bayerisches Gesetz- und Verordnungs- 
blatt S. 45) sowie 

die Verordnung zur Durchführung des Gesetzes 
Nr. 105 über Wirtschaftsprüfer, Bücherrevisoren 
und Steuerberater vom 15. Dezember 1948 
(Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt 1949 
S. 4) nebst Anlage sowie 

die Zweite Verordnung zur Durchführung des 
Gesetzes Nr. 105 über Wirtschaftsprüfer, Bücher- 
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revisoren und Steuerberater vom 15. Juni 1949 | 
(Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt 

S. 272); 

3. im ehemaligen Lande Württemberg-Baden: 

das Gesetz Nr. 911 über Wirtschaftsprüfer, 
Bücherrevisoren und Steuerberater vom 17. De- 
zember 1947 (Regierungsblatt der Regierung 
Württemberg-Baden 1948 S. 9) sowie 

die Verordnung Nr. 937, Erste Verordnung des 
Wirtschaftsministeriums und des Finanzministe- 
riums zur Durchführung des Gesetzes über Wirt- 
schaftsprüfer, Bücherrevisoren und Steuerberater 
vom 8. November 1948 (Regierungsblatt der 
Regierung Württemberg-Baden 1949 S. 7) sowie 

die Verordnung Nr. 938, Zweite Verordnung 
des Wirtschaftsministeriums und des Finanz- 
ministeriums zur Durchführung des Gesetzes 
über Wirtschaftsprüfer, Bücherrevisoren und 
Steuerberater vom 8. November 1948 (Regie- 
rungsblatt der Regierung Württemberg-Ba*den 
1949 S. 16) sowie 

die Richtlinien des Wirtschaftsministeriums und | 
des Finanzministeriums über die Kundmachung 
und den Auftragsschutz der Wirtschaftsprüfer, 
Bücherrevisoren und Steuerberater vom 2. Fe- 
bruar 1949 (Staatsanzeiger für Württemberg- | 
Baden Nr. 13 vom 19. März 1949) sowie i 

die Richtlinien des Wirtschaftsministeriuins und j 
des Finanzministeriums über die äußere Gestal- ; 
tung des Berufssiegels der Wirtschaftsprüfer 
(Wirtschaftsprüfungsgescllschaften) , Bücherrevi- 
soren und Steuerberater (Steuerberatungsgesell- 
schaften) vom 8. November 1949 (Staatsanzeiger i 
für Württemberg-Baden Nr. 48 vom 19. Novem- j 
ber 1949); 

4. im Lande Hessen: 

das Gesetz über Wirtschaftsprüfer, Bücherrevi- 
soren und Steuerberater vom 13. Dezember 1947 
(Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land 
Hessen 1948 S. 8) sowie 

die Erste Durchführungsverordnung zum Gesetz 
über Wirtschaftsprüfer, Bücherrevisoren und 
Steuerberater vom 3. Mai 1950 (Gesetz- und 
Verordnungsblatt für das Land Hessen S. 73) in 
Verbindung mit der Bekanntmachung der Hessi- 
schen Landesregierung vom 30. September 1950 
(Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land 
Hessen S. 185) sowie 

die Zweite Durchführungsverordnung zum Ge- 
setz über Wirtschaftsprüfer, Bücherrevisoren 
und Steuerberater vom 3. Mai 1950 (Gesetz- 
und Verordnungsblatt für das Land Hessen 

S. 84); 

5. im Lande Bremen: 

das Gesetz über Wirtschaftsprüfer, Bücherrevi- 
soren und Steuerberater vom 26. Februar 1948 
(Gesetzblatt der Freien Hansestadt Bremen 
S. 29) sowie 

die Erste Durchführungsverordnung zum Gesetz 
über Wirtschaftsprüfer, Bücherrevisoren und 


Steuerberater vom 4. Dezember 1948 (Gesetz- 
blatt der Freien Hansestadt Bremen S. 238) 
sowie 

die Zweite Durchführungsverordnung zum Ge- 
setz über Wirtschaftsprüfer, Bücherrevisoren 
und Steuerberater vom 4. Dezember 1948 (Ge- 
setzblatt der Freien Hansestadt Bremen S. 246) 
sowie 

die Richtlinien über die Kundmachung und den 
Auftragsschutz der Wirtschaftsprüfer, vereidig- 
ten Buchprüfer (Bücherrevisoren) und Steuer- 
berater vom 8. November 1951 (Gesetzblatt der 
Freien Hansestadt Bremen S. 99); 

6. im ehemaligen Lande Baden: 

die Anordnung über die Bildung der Kammer 
der Wirtschafts- und Steuersachverständigen im 
Gebiet von Baden (Französische Zone) vom 
15. Januar 1946 und die Satzung der Kammer 
der Wirtschafts- und Steuersachverständigen 
im Gebiet von Baden (Französische Zone) vom 
15. Januar 1946 (Amtsblatt der Militärregierung 
Baden — Französisches Besatzungsgebiet — 
vom 23. Januar 1946 S. 6) sowie 

die auf Grund dieser Bestimmungen erlassenen 
Vorschriften über Errichtung und Verfahren der 
Zulassungs- und Prüfungsstellc, sowie 

die Ehrengerichtsordnung der Kammer der 
Wirtschafts- und Steuersachverständigen im 
Gebiet von Baden (französische Zone) vom 
30. Januar 1946; 

7. im ehemaligen Lande Württemberg-Hohen- 
zollern: 

die Rechtsanordnung über die Bildung der Kam- 
mer der Wirtschafts- und Steuersachverständi- 
gen vom 8. März 1946 (Amtsblatt des Staats- 
sekretariats für das französisch besetzte Gebiet 
Württembergs und Hohenzollcrns S. 19) sowie 

die Satzung der Kammer der Wirtschafts- und 
Steuersachverständigen im französisch besetzten 
Gebiet von Württemberg und Hohenzollern 
vom 8. März 1946 (Amtsblatt des Staatssekre- 
tariats für das französisch besetzte Gebiet Würt- 
tembergs und Hohenzollerns S. 20); 

8. im Lande Rheinland-Pfalz: 

der Erlaß des Oberpräsidenten von Rheinland- 
Hessen-Nassau betr. Heranziehung von Wirt- 
schaftsprüfern, Treuhandgesellschaften, Steuer- 
beratern usw. vom 21. August 1946 (Amtsblatt 
für das Oberpräsidium von Rheinland-Hessen- 
Nassau und für die Regierungen in Koblenz und 
Montabaur S. 143) sowie 

der Präsidialerlaß des Oberpräsidenten von 
Rheinland-Hessen-Nassau betr. Errichtung einer 
Kammer der Wirtschafts- und Steuersachver- 
ständigen für Rheinland-Hessen-Nassau vom 
20. September 1946 und die Durchführungsbe- 
stimmungen zum Präsidialerlaß vom 20. Septem- 
ber 1946 (Amtsblatt für das Oberpräsidium von 
Rheinland-Hessen-Nassau und für die Regierun- 
gen in Koblenz und Montabaur S. 193) sowie 
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die Buchprüferordnung (BPO) für Rheinland- 
Pfalz (genehmigt durch Erlaß des Ministers für 
Wirtschaft und Verkehr vom 23. November 1949 
— Aktenzeichen ZA R 10 08 — 2371/49 — ) 
sowie 

die Erste Änderung der Buchprüferordnung 
(BPO) für Rheinland-Pfalz (genehmigt durch Er- 
laß des Ministeriums für Wirtschaft und Ver- 
kehr Rheinland-Pfalz vom 18. Oktober 1952 
— ZA I 14/03 — 470/52 — ); 

9. im bayerischen Kreis Lindau: 

die Rechtsanordnung über Wirtschaftsprüfer, 
Bücherrevisoren und Steuerberater vom 
16. August 1948 (Amtsblatt des bayerischen , 
Kreises Lindau Nr. 62 vom 17. August 1948); i 

10. im Land Berlin: ' 

die Bekanntmachung betr. Zulassung und Prü- 
fung der Angehörigen der wirtschafts- und 
steuerberatenden Berufe durch die Abteilung 
für Wirtschaft und die Finanzabteilung des 
Magistrats von Groß-Berlin vom 30. Juni 1947 
(Verordnungsblatt für Groß-Berlin S. 231); 

11. die folgenden Vorschriften, soweit sie im Gel- 
tungsbereich des Grundgesetzes und im Lande 
Berlin noch Geltung besitzen: 

a) die Verordnung zur Sicherstellung der Durch- 
führung kriegsnotwendiger Aufgaben auf 
dem Gebiet des wirtschaftlichen Prüfungs- 
und Treuhandwesens vom 14. August 1942 
(Reichsgesetzbl. I S. 521), 

b) die Verordnung über den Zusammenschluß 
auf dem Gebiet des wirtschaftlichen Prü- 
flings- und Treuhandwesens vom 23. März 
1943 (Reichsgesetzbl. I S. 157), 

c) die Anordnung über die Reichskammer der 
Wirtschaftstreuhänder vom 30. März 1943 | 


(Ministerialblatt des Reichswirtschaftsmini- 
steriums S. 352), 

d) der Erlaß des Reichswirtschaftsministers vom 
30. März 1943 • — Bekanntmachung der Sat- 
zung der Reichskammer der Wirtschaftstreu- 
händer - — Ministerialblatt des Reichswirt- 
schaftsministeriums S, 354), 

e) die Erste Anordnung über Berufslenkung im 
wirtschaftlichen Prüfungs- und Treuhand- 
wesen vom 15. Juni 1943 (Ministerialblatt 
des Reichswirtschaftsministeriums S. 556), 

f) die Anordnung über die Hauptstelle für das 
Wirtschaftstreuhandwesen vom 15. Juni 1943 
(Ministerialblatt des Reichswirtschaftsmini- 
steriums S. 558), 

g) die Satzung der Hauptstelle für das Wirt- 
schaftstreuhandwesen vom 15. Juni 1943 
(Ministerialblatt des Reichswirtschaftsmini- 
steriums S. 558), 

h) der Erlaß des Reichs- und Preußischen Wirt- 
schaftsministers vom 9. November 1937 
— IV 43347/37 — , betreffend Wirtschafts- 
treuhänder und vereidigte Bücherrevisoren 
mit der Anlage „Bestimmungen über die 
Verleihung der berufsständischen Bezeich- 
nung , Wirtschaftstreuhänder NSRB' und die 
öffentliche Bestellung und Vereidigung als 
Bücherrevisor" (Ministerialblatt für Wirt- 
schaft S. 250) sowie die dazu ergangenen 
Richtlinien und Ergänzungen, 

i) die Bestimmungen der Reichskammer der 
Wirtschaftstreuhänder über die Kund- 
machung und den Auftragsschutz (genehmigt 
durch Erlaß des Reichswirtschaftsministers 
vom 29. Januar 1944 IV Kred. 23766/43 —) , 

k) der Erlaß des Reichswirtschaftsministers über 
die Versicherungspflicht der vereidigten 
Buchprüfer vom 11. März 1940 (IV Kred. 
31381/40). 
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I. 

Geschichtliche Entwicklung 

Der Beruf der vereidigten Buchprüfer (vereidigten 
Bücherrevisoren) ist der älteste Berufsstand des 
deutschen Prüfungs- und Treuhandwesens. In den 
Akten des Königlichen Archivs Wetzlar aus dem 
Jahre 1585 befinden sich bereits Aufzeichnungen 
über einen gerichtlich beeidigten Bücherrevisor. Die 
Vereidigung und Bestellung der Bücherrevisoren 
wurde bis etwa zum Ende des 19. Jahrhunderts in 
der Regel von den Gerichten vorgenommen. Vor- 
schriften über die Beeidigung finden sich zum Bei- 
spiel in der Fallitenordnung der Stadt Hamburg 
vom 31. August 1753. 

Die Befugnis zur öffentlichen Bestellung von Bücher- 
revisoren ging am Ende des 19. Jahrhunderts zu- 
nächst auf die Magistratsbehörden und sodann auf 
die Handelskammern über. In Lübeck zum Beispiel 
erfolgte nach 1887 die öffentliche Anstellung durch 
das Stadt- und Landamt (Gesetz vom 24. Dezember 
1887). In Hamburg bestand für die Bestellung ein 
Regulativ betr. die Ernennung beeidigter Bücher- 
revisoren von der hamburgischen Senatsdeputation 
für Handel und Schiffahrt vom 14. Mai 1888. In 
Bremen wurden die Bücherrevisoren nach dem Ge- 
setz über die Ernennung von Sachverständigen aus 
dem Jahre 1889 durch den Senat ernannt. Die mit- 
teldeutschen Handelskammern stellten in den neun- 
ziger Jahren des vorigen Jahrhunderts selbst 
Bücherrevisoren an. In Preußen und Sachsen waren 
die Gerichte gehalten, sich der von den Handels- 
kammern öffentlich beeidigten Bücherrevisoren zu 
bedienen (Erlaß des Preuß. Handelsministers vom 


29. März 1900; Allgemeine Verfügung des Preuß. 
Handelsministers vom 5. Februar 1900 über die 
allgemeine Beeidigung von Sachverständigen für 
gerichtliche Angelegenheiten). 

Auf Grund der Bestrebungen der Handelskammern 
wurden die Bücherrevisoren durch das Gesetz betr. 
die Änderung der Gewerbeordnung vom 30. Juni 
1900 (RGBl. S. 321) in § 36 der Gewerbeordnung 
aufgenommen. Die Notwendigkeit der gesetzlichen 
Erfassung der Buchprüfer wird nach den Motiven zu 
diesem Gesetz damit begründet, „daß sich an großen 
Plätzen für die Prüfungen der Jahresbilanzen der 
Aktiengesellschaften (§ 266 HGB) und auch sonst 
ein Mangel an kaufmännisch gebildeten, mit der 
doppelten Buchführung vertrauten und unabhän- 
gigen Bücherrevisoren fühlbar gemacht"' habe. 

Nach dem ersten Weltkriege ergingen dann in ver- 
schiedenen Ländern des Deutschen Reichs weitere 
Verordnungen und Erlasse betr. die Bestellung von 
Bücherrevisoren (zum Beispiel Verordnung des Se- 
nats der Hansestadt Hamburg betr. die Ernennung 
beeidigter Bücherrevisoren vom 24. November 1919 
— Amtsblatt Nr. 286 vom 30. November 1919 
S. 1961; Erlaß des Preuß. Handelsministers vom 
10. Februar 1922 — II a 354 — betr. Anstellung von 
Bücherrevisoren) . 

Im Jahre 1924 wurden vom Deutschen Industrie- 
und Handelstag Anstellungsvorschriften für Bücher- 
revisoren, die gemeinsam von den Industrie- und 
Handelskammern und dem 1898 gegründeten Ver- 
band Deutscher Bücherrevisoren ausgearbeitet wor- 
den waren, anerkannt und den Industrie- und Han- 
delskammern zur allgemeinen Anwendung empfoh- 
len. 
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Im gleichen Jahre wurden durch den Hauptausschuß 
des Deutschen Industrie- und Handelstages Prü- 
lungsbestimmungen der deutschen Industrie- und 
Handelskammern heransgegeben. Im Jahre 1926 er- 
ließ der Deutsche Industrie- und Handelstag Be- 
stelliingsvorschriften, die sogenannten „Normativ- 
bestimmungen des Ausschusses für das Buchsach- 
verständigenwesen beim Deutschen Industrie- und 
Handelstag". In ihnen waren die Voraussetzungen 
und das Verfahren für die Vereidigung und öffent- 
liche Bestellung, Berufstätigkeit und das Erlöschen 
der Bestellung des vereidigten Bücherrevisors fest- 
gelegt. Voraussetzung für die öffentliche Bestellung 
war hiernach persönliche Eignung zum Beruf und 
besondere Sachkenntnis, die durch eine Fachprü- 
fung nachzuweisen war. Erstmals wurden auch all- 
gemeine Grundsätze für die Berufsausübung, wie 
sie von diesem Zeitpunkt an in allen späteren Be- 
stimmungen aiifrechterhalten worden sind, wie Un- 
abhängigkeit, Verschwiegenheitspflicht, Recht zur 
Siegel führung einheitlich festgelegt. Die Normativ- 
bestimmungen waren bis zum Jahre 1937 in Gel- 
tung. Sie wurden am 9. November 1937 durch „Be- 
stimmungen über die Verleihung der berufsständi- 
schen Bezeichnung »Wirtschaftstreuhänder NSRB' 
und die öffentliche Bestellung und Vereidigung als 
Bücherrevisor" abgelöst. 

Die Verordnung über den Zusammenschluß auf dem 
Gebiet des wirtschaftlichen Prüfungs- und Treu- 
handwesens vom 23. März 1943 (RGBl. I S. 157) 
stellte einen gewissen Abschluß in der berufsstän- 
dischen Entwicklung bis zum Ende des zweiten 
Weltkrieges dar. Sie sah vor, daß die öffentliche 
Bestellung und Vereidigung der Buchprüfer durch 
den Reichswirtschaftsminister geregelt werden 
sollte. Der Erlaß besonderer Vorschriften ist jedoch 
infolge der Kriegsereignisse unterblieben. Die Be- 
zeichnung „vereidigter Bücherrevisor" wurde durch 
die Bezeichnung „vereidigter Buchprüfer" ersetzt. 
Durch Streichung des Wortes „Bücherrevisor" in 
§ 36 der Gewerbeordnung wurde die Bestellung und 
Vereidigung von Bücherrevisoren endgültig aus dem 
Gewerberecht gelöst und Gegenstand eines selb- 
ständigen Berufsrechts. 


IT. 

Überblick über den derzeitigen 
Rechtszustand 

Das geltende Berufsrecht wurde nach dem Jahre 
1945 in den verschiedenen Ländern unterschiedlich 
geregelt. 

1 . 

Für die Länder Nordrhein-Westfalen, Niedersach- 
sen, Schleswig-Holstein und Hamburg wurde vom 
Zentralamt für Wirtschaft in der britischen Zone 
eine Verordnung über eine Berufsordnung für die 
Angehörigen des wirtschaftlichen Prüfungs- und 
Treuhandwesens vom 20. Dezember 1946 erlassen 
mit folgenden Anlagen: 

I Prüfungs- und Bestellungsordnung für Wirt- 
schaftsprüfer und vereidigte Buchprüfer, 


II Ehrengerichts-Ordnung, 

III Mustersatzung der Landeskammern für das 
wirtschaftliche Prüfungs- und Treuhandwesen, 

IV Satzung der Hauptkammer für das wirtschaft- 
liche Prüfungs- und Treuhandwesen, 

V Satzung der Hauptstelle für das wirtschaftliche 
Prüfungs- und Treuhandwesen. 

Die Verordnung wurde ergänzt durch die Ausfüh- 
rungsbestimmungen zur Prüfungs- und Bestellungs- 
ordnung für Wirtschaftsprüfer und vereidigte Buch- 
prüfer des Zentralamtes für Wirtschaft in der bri- 
tischen Zone vom 20. Dezember 1946. 

Die Verordnung selbst wie auch die Ausführimgs- 
bestimmungen wurden in den amtlichen Mittei- 
lungsblättern der genannten Länder veröffentlicht 
(vgl. die Aufzählung in § 83 Abs. 2 des Entwurfs). 
Ihren Abschluß fand die Gesetzgebung für die ge- 
nannten Länder durch die Erste Anordnung zur Än- 
derung und Durchführung der Verordnung über 
eine Berufsordnung für die Angehörigen des wirt- 
schaftlichen Prüfungs- und Treuhandwesens vom 
15. März 1948 (Verordnungsblatt für die Britische 
Zone S. 74). 

Die Verordnung macht die Zulassung zur Fach- 
prüfung als vereidigter Buchprüfer (Grundprüfung) 
von der Erreichung des 28. Lebensjahres und einer 
fünfjährigen praktischen Tätigkeit, von der drei 
Jahre als Prüfungstätigkeit abgeleistet sein müssen, 
abhängig (§ 8 der Prüfungs- und Bestellungsord- 
nung für Wirtschaftsprüfer und vereidigte Buch- 
prüfer ~ Anlage I zur Verordnung vom 20. De- 
zember 1946 — ). Der Vorprüfungsausschuß, der über 
die Zulassung zur Grundprüfung entscheidet, ist bei 
den Landeskammern für das wirtschaftliche Prü- 
fungs- und Treuhandwesen gebildet. Er setzt sich 
aus einem Vertreter der Wirtschaft als Vorsitzen- 
dem, einem Vertreter der Industrie- und Handels- 
kammern und zwei Vertretern des Berufes zusam- 
men (§§ 2 bis 4 der Prüfungs- und Bestellungsord- 
nung für Wirtschaftsprüfer und vereidigte Buch- 
I)rüfer). Die Grundprüfung wird von einem Fach- 
prüfungsausschuß abgenommen, der ebenfalls bei 
der Landeskammer für das wirtschaftliche Prüfungs- 
und Treuhandwesen gebildet ist und der sich aus 
sechs Mitgliedern zusammensetzt (einem Dozenten 
der Betriebswirtschaftslehre als Vorsitzendem, 
einem Vertreter des zuständigen Oberfinanzpräsi- 
denten, einem Vertreter der Rechtswissenschaft, 
einem Vertreter der Wirtschaft und zwei Vertretern 
des Berufes (§§ 2 bis 4 der Prüfungs- und Bestel- 
lungsordnung für Wirtschaftsprüfer und vereidigte 
Buchprüfer). Als Vertreter des Berufes sind ein ver- 
eidigter Buchprüfer und ein Wirtschaftsprüfer vor- 
gesehen. — Zuständig für die Bestellung des ver- 
eidigten Buchprüfers ist das Zentralamt für Wirt- 
schaft, später die Verwaltung für Wirtschaft des 
Vereinigten Wirtschaftsgebietes. Ab 1949 wird die 
Bestellung durch den Bundesminister für Wirtschaft 
vorgenommen, der die Vereidigung und die Aus- 
händigung der Urkunde auf die für die Wirtschaft 
zuständigen obersten Landesbehörden übertragen 
hat (§ 2 Abs. 1 der Verordnung vom 20. Dezember 
1946 in Verbindung mit der Bekanntgabe des Bun- 
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desministers für Wirtschaft betr. Vereidigung von 
Wirtschaftsprüfern und Buchprüfern (Britische Zone) 
vom 20. Oktober 1950), — Die Berufsangehörigen 
sind in den Landeskammern für das wirtschaftliche 
Prüfungs- und Treuhandwesen kraft Gesetzes zu- 
sammengefaßt (§ 5 der Verordnung vom 20. De- 
zember 1946). 

2. 

Für die Länder Bayern, ehern. Württemberg-Baden, 
Hessen und Bremen beschloß der Länderrat der ge- 
nannten Länder am 8. Oktober 1946 ein Gesetz über j 
Wirtschaftsprüfer, Bücherrevisoren und Steuerbera- 
ter, das in den einzelnen Ländern zu verschiedenen 
Zeitpunkten verkündet worden ist, und zwar 

a) für Bayern: 

als Ges.etz Nr. 105 über Wirtschaftsprüfer, 
Bücherrevisoren und Steuerberater vom 9. März 
1948 (Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt 
S. 45) mit der Verordnung zur Durchführung des 
Gesetzes Nr. 105 über Wirtschaftsprüfer, Bücher- 
revisoren und Steuerberater vom 15. Dezember 

1948 (Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt 

1949 S. 4) nebst Anlage und der 

Zweiten Verordnung zur Durchführung des Ge- 
setzes Nr. 105 über Wirtschaftsprüfer, Bücher- 
revisoren und Steuerberater vom 15. Juni 1949 
(Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt 
S. 272); 

b) für das ehern. Land Württemberg-Baden: 

als Gesetz Nr. 911 über Wirtschaftsprüfer, 
Bücherrevisoren und Steuerberater vom 17. De- 
zember 1947 (Regierungsblatt der Regierung i 
Württemberg-Baden 1948 S. 9) mit der 
Verordnung Nr. 937, Erste Verordnung des Wirt- 
schaftsministeriums und des Finanzministeriums 
zur Durchführung des Gesetzes über Wirtschafts- 
prüfer, Bücherrevisoren und Steuerberater vom 
8. November 1948 (Regierungsblatt der Regie- 
rung Württemberg-Baden 1949 S. 7) und der 
Verordnung Nr. 938, Zweite Verordnung des 
Wirtschaftsministeriums und des Finanzmini- 
steriums zur Durchführung des Gesetzes über 
Wirtschaftsprüfer, Bücherrevisoren und Steuer- 
berater vom 8. November 1948 (Regierungsblatt 
der Regierung Württemberg-Baden 1949 S. 16), 
ferner den 

Richtlinien des Wirtschaftsministeriums und des 
Finanzministeriums über die Kundmachung und 
den Auftragsschutz der Wirtschaftsprüfer, 
Bücherrevisoren und Steuerberater vom 2. Fe- 
bruar 1949 (Staatsanzeiger für Württemberg- 
Baden Nr. 13 vom 19. März 1949) und den 
Richtlinien des Wirtschaftsministeriums und des 
Finanzministeriums über die äußere Gestaltung 
des Berufssiegels der Wirtschaftsprüfer (Wirt- 
schaftsprüfungsgesellschaften) , Bücherrevisoren 
und Steuerberater (Steuerberatungsgesellschaf- 
ten) vom 8. November 1949 (Staatsanzeiger für 
Württemberg-Baden Nr. 48 vom 19. November 
1949); 

c) für Hessen: 

als Gesetz über Wirtschaftsprüfer, Bücherrevi- 
soren und Steuerberater vom 13. Dezember 1947 


(Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hes- 
sen 1948 S. 8) mit der 

Ersten Durchführungsverordnung zum Gesetz 
über V/irtschaftsprüfer, Bücherrevisoren und 
Steuerberater vom 3. Mai 1950 (Gesetz- und Ver- 
ordnungsblatt für das Land Hessen S. 73) in Ver- 
bindung mit der Bekanntmachung der Hessischen 
Landesregierung vom 30. September 1950 (Ge- 
setz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen 
S. 185) und der 

Zweiten Durchführungsverordnung zum Gesetz 
über Wirtschaftsprüfer, Bücherrevisoren und 
Steuerberater vom 3. Mai 1950 (Gesetz- und Ver- 
ordnungsblatt für das Land Hessen S. 84); 

d) für Bremen: 

als Gesetz über Wirtschaftsprüfer, Bücherrevi- 
soren und Steuerberater vom 26, Februar 1948 
(Gesetzblatt der Freien Hansestadt Bremen S. 29) 
mit der 

Ersten Durchführungsverordnung zum Gesetz 
über Wirtschaftsprüfer, Bücherrevisoren und 
Steuerberater vom 4. Dezember 1948 (Gesetz- 
blatt der Freien Hansestadt Bremen S. 238), der 

Zweiten Durchführungsverordnung zum Gesetz 
über Wirtschaftsprüfer, Bücherrevisoren und 
Steuerberater vom 4, Dezember 1948 (Gesetz- 
blatt der Freien Hansestadt Bremen S. 246) und 
den 

Richtlinien über die Kundmachung und den Auf- 
tragsschutz der Wirtschaftsprüfer, vereidigten 
Buchprüfer (Bücherrevisoren) und Steuerberater 
vom 8. November 1951 (Gesetzblatt der Freien 
Hansestadt Bremen S. 99). 

Die Berufsordnungen der Länder Bayern, ehern. 
Württemberg-Baden, Hessen und Bremen, die in Ab- 
weichung von der Berufsordnung für die Länder 
Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen, Schleswig- 
Holstein und Hamburg auch die Steuerberater ein- 
beziehen, stimmen in den Grundlinien des Verfah- 
rens, der Zulassung, Prüfung und Bestellung über- 
ein. Voraussetzung für die Zulassung zur Prüfung 
als Bücherrevisor ist die Vollendung des 28. Le- 
bensjahres sowie eine praktische Tätigkeit im Wirt- 
schaftsleben von acht Jahren, von der drei Jahre 
als Prüfungstätigkeit abgeleistet sein müssen. Bei 
Personen mit abgeschlossener Hochschulbildung 
wird eine praktische Tätigkeit von drei Jahren, von 
denen zwei Jahre als Prüfungstätigkeit nachgewie- 
sen werden müssen, erfordert (vgl. zum Beispiel 
Gesetz Nr. 105 über Wirtschaftsprüfer, Bücher- 
revisoren und Steuerberater vom 9. März 1948 — 
Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt S. 45 — 
in Verbindung mit § 5 der Verordnung zur Durch- 
führung des Gesetzes Nr. 105 über Wirtschafts- 
prüfer, Bücherrevisoren und Steuerberater vom 
15, Dezember 1948 — Bayerisches Gesetz- und Ver- 
ordnungsblatt 1949 S. 4 — ). 

Der Zulassungsausschuß, der die Entscheidung über 
die Zulassung zur Prüfung trifft, ist bei der für die 
Wirtschaft zuständigen obersten Landesbehörde ge- 
bildet. Er setzt sich zum Beispiel in Bayern aus 
einem Vertreter dieser obersten Landesbehörde, 
einem Vertreter der für die Finanzen zuständigen 


20 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksache 202 


obersten Landesbehörde, einem Vertreter des Be- 
rufes und einem Vertreter der Wirtschaft zusammen 
(vgL zum Beispiel § 8 der Verordnung zur Durch- 
führung des Gesetzes Nr. 105 über Wirtschafts- 
prüfer, Bücherrevisoren und Steuerberater vom 
15. Dezember 1948 — ■ Bayerisches Gesetz- und Ver- 
ordnungsblatt 1949 S. 4 — und §§ 1 und 2 der Zwei- 
ten Verordnung zur Durchführung des Gesetzes 
Nr. 105 über Wirtschaftsprüfer, Bücherrevisoren und 
Steuerberater vom 15. vliini 1949 — Bayerisches Ge- 
setz- und Verordnungsblatt S. 272 — ). Die Zahl der 
Vertreter des Berufes erhöht sich in den Ländern 
ehern. Württemberg-Baden, Hessen und Bremen auf 
zwei, die Zahl der Vertreter der Wirtschaft in Bre- 
men ebenfalls auf zwei. 

Der Prüfungsausschuß ist ebenfalls bei der für die 
Wirtschaft zuständigen obersten Landesbehörde ge- 
bildet. Er setzt sich aus einem Vertreter dieser 
obersten Landesbehörde, einem Vertreter der für 
Finanzen zuständigen obersten Landesbehörde, 
einem Inhaber eines Lehrstuhles für Betriebswirt- 
schaftslehre, zwei Vertretern des Berufes, einem 
Vertreter der Wirtschaft und — mit Ausnahme der 
Länder Bayern und Bremen — einem Dozenten der 
Rechtswissenschaft zusammen (vgl. zum Beispiel § 3 
der Zweiten Verordnung zur Durchführung des Ge- 
setzes Nr. 105 über Wirtschaftsprüfer, Bücherrevi- 
soren und Steuerberater vom 15. Juni 1949 — Baye- 
risches Gesetz- und Verordnungsblatt S. 272 • — ). 

Die Bestellung erfolgt durch die für die Wirtschaft 
zuständige oberste Landesbehörde (vgl. zum Bei- 
spiel § 1 des Gesetzes Nr. 105 über Wirtschafts- | 
Prüfer, Bücherrevisoren und Steuerberater vom 
9. März 1948 ■ — ■ Bayerisches Gesetz- und Verord- 
nungsblatt S. 45 — ). — Gesetzliche Bestimmungen 
über die Bildung einer Organisation des Berufes, 
insbesondere über die Zusammenfassung in einer 
Beriifskammer oder einem Berufsverband, bestehen 
für diese Länder nicht. 


3. 

In den ehern. Ländern Baden und Württemberg- 
Hohenzollern ergingen folgende Bestimmungen: 

a) für das ehern. Land Baden 

die Anordnung über die Bildung der Kammer 
der Wirtschafts- und Steuersachverständigen im 
Gebiet von Baden (Französische Zone) vom 
15. Januar 1946 mit der Satzung der Kammer 
der Wirtschafts- und Steuersachverständigen im 
Gebiet von Baden (Französische Zone) vom 
15. Januar 1946 (Amtsblatt der Militärregierung 
Baden — Französisches Besatzungsgebiet — vom 
23. Januar 1946 S. 6); 

die auf Grund dieser Bestimmungen erlassenen 
Vorschriften über Errichtung und Verfahren der 
Zulassungs- und Prüfungsstelle sowie 

die Ehrengerichtsordnung der Kammer der Wirt- 
schafts- und Steuersachverständigen im Gebiet 
von Baden (französische Zone) vom 30. Januar 
1946; 


b) für das ehern. Land Württemberg-Hohenzollern 

die Rechtsanordnung über die Bildung der Kam- 
mer der Wirtschafts- und Steuersachverständigen 
vom 8. März 1946 (Amtsblatt des Staatssekre- 
tariats für das französisch besetzte Gebiet 
Württembergs und Hohenzollerns S. 19) mit der 

Satzung der Kammer der Wirtschafts- und 
Steuersachverständigen im französisch besetzten 
Gebiet von Württemberg und Hohenzollern vom 
8. März 1946 (Amtsblatt des Staatssekretariats 
für das französisch besetzte Gebiet Württem- 
bergs und Hohenzollerns S. 20) und die Bestim- 
mungen über Zulassungsbedingungen und eine 
Prüfungsordnung für vereidigte Buchprüfer. 

Zulassungsvoraussetzung ist zum Beispiel in Baden 
neben der Vollendung des 28. Lebensjahres der 
Nachweis einer fünfjährigen Praxis im Wirtschafts- 
leben, von der mindestens zwei Jahre als Prüfungs- 
tätigkeit abgeleistet sein müssen. 

Der Zulassungsausschuß ist bei einer besonderen 
Zulassungs- und Prüfungsstelle eingerichtet (vgl. § 1 
der Vorschriften über Errichtung und Verfahren der 
Zulassungs- und Prüfungsstelle). Er setzt sich aus je 
einem Vertreter des Wirtschafts- und Finanzmini- 
steriums, je einem Vertreter der in dieser Berufs- 
ordnung behandelten vier Berufsgruppen und zwei 
Vertretern der Wirtschaft zusammen (vgl. § 2 der 
Vorschriften über Errichtung und Verfahren der Zu- 
lassungs- und Prüfungsstelle). 

Der Prüfungsausschuß ist bei der Zulassungs- und 
Prüfungsstelle mit neun Personen gebildet, und 
zv/ar zwei Vertretern der Wirtschaft, zwei Ver- 
tretern der obersten Finanzbehörde, einem Dozen- 
ten der Betriebswirtschaftslehre, einem Vertreter 
der Rechtswissenschaft, einem Wirtschaftsprüfer und 
zwei vereidigten Buchprüfern (§ 7 der Vorschriften 
über Errichtung und Verfahren der Zulassungs- und 
Prüiüngsstelle). 

Die Bestellung erfolgt durch das Wirtschaftsmini- 
stcrium (§ 8 der Vorschriften über Errichtung und 
Verfahren der Zulassungs- und Prüfungsstelle). 

Organisatorisch sind die Berufsangehörigen in der 
„Kammer der Wirtschafts- und Steuersachverstän- 
digen" zusammengeschlossen, die vereidigte Buch- 
prüfer, V/irtschaftsprüfer, Steuerberater und andere 
wirtschaftsberatende Berufe umfaßt. 

4. 

Für Rheinland-Pfalz wurde die „Buchprüferordnung 
(BPO)" mit Genehmigung des Ministers für Wirt- 
schaft und Verkehr vom 23. November 1949 • — Ak- 
tenzeichen ZA R 10/08 — 2371/49 — von den Indu- 
strie- und Handelskammern dieses Landes erlassen. 
Dazu erging eine Erste Änderung der Buchprüfer- 
ordnung (BPO) für Rheinland-Pfalz, genehmigt mit 
Erlaß des Ministeriums für Wirtschaft und Verkehr 
Rheinland-Pfalz vom 18. Oktober 1952 — Akten- 
zeichen ZA I 14/03 ~ 470/52 

Ähnlich wie in den Ländern Nordrhein-Westfalen, 
Niedersachsen, Schleswig-Flolstein und Hamburg ist 
hier die Zulassung zur Prüfung von der Erreichung 
des 28. Lebensjahres und dem Nachweis einer drei- 
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jährigen Prüfungstätigkeit (im Rahmen einer mög- : 
liehst fünfjährigen praktischenTätigkeit in der Wirt- j 
Schaft) abhängig. Bei Bewerbern mit abgeschlosse- i 
ner Hochschulbildung wird nur eine Prüfungstätig- • 
keit von zwei Jahren erfordert (vgl. §§ 4 und 5 
der BPO). 

Die bei den Industrie- und Handelskammern des 
Landes Rheinland-Pfalz gebildeten Ausschüsse für 
Buchprüferbewerber (für Zulassung und Prüfung) 
setzen sich mindestens aus zwei Vertretern der 
Wirtschaft, zwei vereidigten Buchprüfern und (seit 
der Änderung vom 18. Oktober 1952) einem Ver- 
treter der Finanzverwaltung zusammen (§§ 1 und 2 
der BPO). — Die Vereidigung und öffentliche Be- 
stellung erfolgt durch die Industrie- und Handels- 
kammer (vgl. § 23 der BPO). — Vorschriften über 
eine Zusammenfassung der Berufsangehörigen in 
einer Berufskammer fehlen in der Buchprüferord- 
nung. Die in dem Präsidialerlaß des Oberpräsiden- 
ten von Rheinland-Hessen-Nassau vom 20. Septem- 
ber 1946 (Amtsblatt für das Oberpräsidium von 
Rheinland-Hessen-Nassau und für die Regierungen 
in Koblenz und Montabaur S. 193) vorgesehene Er- 
richtung einer Kammer der Wirtschafts- und Steuer- 
sachverständigen ist nicht durchgeführt worden. Die 
Bestellung ist von dem Nachweis des Beitritts zu 
einer Berufsvereinigung abhängig (§ 24 Abs. 1 der 
BPO). 

5. 

Der bayerische Kreis Lindau hat das im Lande 
Bayern ergangene Gesetz Nr. 105 über Wirtschafts- 
prüfer, Bücherrevisoren und Steuerberater vom 
9. März 1948 durch Rechtsanordnung vom 16. August 
1948 (Amtsblatt des bayerischen Kreises Lindau 
Nr. 62 vom 17. August 1948) übernommen. 

6 . 

Im Lande Berlin wurden nach 1945 die Rechts- 
verhältnisse der vereidigten Buchprüfer (zusammen 
mit denen der Wirtschaftsprüfer und Steuerberater) 
in der Bekanntmachung über die Zulassung und 
Prüfung der Angehörigen der wirtschafts- und 
steuerberatenden Berufe durch die Abteilung für 
Wirtschaft und die Finanzabteilung des Magistrats 
von Groß-Berlin vom 30. Juni 1947 (Verordnungs- 
blatt für Groß-Berlin S. 231) geregelt. Die Zulassung 
und Prüfung der vereidigten Buchprüfer erfolgt 
unter Anwendung der vom Reichs- und Preußischen 
Wirtschaftsministcr mit Erlaß vom 9. November 
1937 belianntgegcbenen Bestimmungen (Ministerial- 
blatt für Wirtschaft S. 250). 

Voraussetzung für die Zulassung zum Buchprüfer- 
examen ist neben persönlicher Eignung und der 
erforderlichen Sachkenntnis u. a. der Nachweis 
einer für die Ausübung des Berufs genügenden 
Ausbildung und einer mindestens dreijährigen selb- 
ständigen Tätigkeit als Wirtschaftstreuhänder bzw. 
einer mindestens fünfjährigen praktischen Tätigkeit 
auf dem Gebiet des Prüfungswesens. 

Der Ziilassungsausschuß ist bei dem Senator für 
Wirtschaft und Ernährung gebildet. Er besteht aus 
einem Vorsitzenden (Vertreter des Senators für 
Wirtschaft und Ernährung), drei Angehörigen des 


Berufes und drei Angehörigen der Wirtschaft. In 
dem Prüfungsausschuß sind außer den Vorgenann- 
ten ein Vertreter der Rechtswissenschaft und ein 
Steuerberater vertreten. 

Nach Ablegung der Prüfung wird der Bewerber von 
der obersten Landesbehörde gleichzeitig als ver- 
eidigter Buchprüfer und Steuerberater bestellt (§ 10 
der Bekanntmachung über Zulassung und Prüfung 
der Angehörigen der wirtschafts- und steuerberaten- 
den Berufe durch die Abteilung für Wirtschaft und 
die Finanzabteilung des Magistrats von Groß-Berlin 
vom 30. Juni 1947 — Verordnungsblatt für Groß- 
Berlin S. 231 — ). 

Die Gliederung der Prüfung und die Prüfungs- 
gebiete sind für die einzelnen Länder unterschied- 
lich geregelt. In den Ländern Nordrhein-Westfalen, 
Niedersachsen, Schleswig-Holstein und Hamburg 
besteht die Grundprüfung aus der Fertigung einer 
Hausarbeit, aus zwei unter Aufsicht zu fertigenden 
schriftlichen Arbeiten und einer mündlichen Prü- 
fung (§ 14 der Prüfungs- und Bestellungsordnung 
für Wirtschaftsprüfer und vereidigte Buchprüfer - 
Anlage I zur Verordnung über eine Berufsordnung 
für die Angehörigen des wirtschaftlichen Prüfungs- 
und Treuhandwesens vom 20. Dezember 1946 — ). 

In den Ländern Bayern, ehern. Württemberg-Baden, 
Hessen und Bremen werden eine Hausarbeit, drei 
schriftliche unter Aufsicht anzufertigende Arbeiten 
und eine mündliche Prüfung verlangt (vgl. zum Bei- 
spiel § 11 der Verordnung zur Durchführung des Ge- 
setzes Nr. 105 über Wirtschaftsprüfer, Bücherreviso- 
ren und Steuerberater vom 15. Dezember 1948 • — 
Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt 1949 
S, 4 -)• 

In Rheinland-Pfalz werden zwei schriftliche Ar- 
beiten (Klausuren) und eine mündliche Prüfung ver- 
langt (§ 14 der BPO). — In den ehern. Ländern 
Baden und Württemberg-Hohenzollern wird neben 
den zwei Klausuren und einer mündlichen Prüfung 
wiederum eine Hausarbeit gefordert. - — In Berlin 
sind eine Hausarbeit, zwei schriftliche Arbeiten und 
eine mündliche Prüfung vorgeschrieben (§ 6 der 
vom Reichs- und Preußischen Wirtschaftsminister 
mit Erlaß vom 9. November 1937 bekanntgegebenen 
Bestimmungen) . 

In den Ländern Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen, 
Schleswig-Holstein und Hamburg sind die Prüfungs- 
gebiete der vereidigten Buchprüfer die gleichen wie 
die für Wirtschaftsprüfer, aber beschränkt auf die 
„grundsätzliche Beherrschung" (Teil B § 2 der Aus- 
führungsbestimmungen zur Prüfungs- und Bestel- 
lungsordnung für Wirtschaftsprüfer und vereidigte 
Buchprüfer des Zentralamtes für Wirtschaft in der 
britischen Zone vom 20. Dezember 1946). In den 
übrigen Ländern sind die Prüfungsgebiete für ver- 
eidigte Buchprüfer besonders abgegrenzt. 


III. 

Grundsätze des Entwurfs 

Entsprechend der geschichtlichen Entwicklung und 
den Aufgaben des Berufes, unabhängig, gewissen- 
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haft, verschwiegen und unparteiisch Prüfungen des 
Rechnungswesens durchzuführen, hält der Entwurf 
an dem Grundsatz fest, daß die Bewerber für die 
Zulassung zur Prüfung persönliche Eignung und 
fachliche Ausbildung und in der Prüfung fachliche 
Eignung nachweisen müssen. Unter den Zulassungs- 
voraussetzungen wird vor allem der Nachweis einer 
praktischen Prüfungstätigkeit gefordert. 

Der Zulassungsausschuß, der sich aus einem Ver- 
treter der für die Wirtschaft zuständigen obersten 
Landesbehörde (als Vorsitzer), zwei Vertretern der 
Wirtschaft und zwei Vertretern des Berufes zusam- 
mensetzt, wird bei der obersten Landesbehörde als 
deren Organ gebildet. 

Der Prüfungsausschuß, dem ein Beauftragter des 
Bundesministers für Wirtschaft (als Vorsitzer), ein 
Hochschullehrer der Betriebswirtschaft, ein Ver- 
treter der Rechtswissenschaft, ein Vertreter der 
Finanzverwaltung, ein Vertreter der Wirtschaft und 
zwei vereidigte Buchprüfer angehören sollen, soll 
beim Bundesminister für Wirtschaft errichtet wer- 
den. Der Entwurf geht von dem Gedanken aus, daß 
die Prüfungstätigkeit der vereidigten Buchprüfer, 
insbesondere soweit sie gesetzliche Prüfungen vor- 
nehmen, nach einheitlichen betriebswirtschaftlichen 
Grundsätzen erfolgen muß. Dies kann wiederum nur 
durch eine zentral gesteuerte Fachprüfung erreicht 
werden, zumal gesetzliche Bestimmungen über die 
Gestaltung von Buchführung und Bilanzen im Han- 
delsrecht nur als Grundsatzvorschriften vorhanden 
sind und Prüfungsgrundsätze vornehmlich in der 
Praxis entwickelt werden. Die Zentralisierung der 
Prüfung erschien angebracht und notwendig, weil 
auch die vereidigten Buchprüfer nach geltendem 
Recht, so nach § 50 Abs. 3 des D-Markbilanzgesetzes 
zur Vornahme gesetzlicher Prüfungen befugt sind 
(siehe dazu ferner § 9 Abs. 1 der Verordnung über 
Orderlagerscheine vom 16, Dezember 1931 — 

RGBL I S. 763 — und § 7 der Verordnung zur 
Durchführung des Gesetzes über Preisnachlässe 
(Rabattgesetz) vom 21, Februar 1934 — RGBl. I 
S. 120 — ). 

Die Vereidigung und Bestellung der Buchprüfer soll 
nach dem Entwurf durch die für die Wirtschaft zu- 
ständige oberste Landesbehörde, die auch für die 
Zurücknahme der Bestellung zuständig ist, erfolgen. 

Der vereidigte Buchprüfer muß nach dem Entwurf 
seinen Beruf unabhängig, gewissenhaft, verschwie- 
gen und eigenverantwortlich ausüben (§51 des Ent- 
wurfs). Der Beruf wird als freier Beruf anerkannt. 
Er ist kein Gewerbe (§ 1 Abs. 2). Gewerbliche 
Nebentätigkeiten sollen den vereidigten Buch- 
prüfern verboten sein. Die Voraussetzungen, unter 
denen die Berufsausübung als eigenverantwortliche 
angesehen wird, sind im Entwurf (§ 52) besonders 
festgelegt. 

Die Angehörigen des Berufsstandes werden in einer 
neu zu bildenden Bundeskammer der vereidigten 
Buchprüfer als Körperschaft des öffentlichen Rechts 
zusammengeschlossen, in der die beruflichen Be- 
lange der Berufsangehörigen in Selbstverwaltung 
behandelt werden (§§ 65 ff.). 


Der vereidigte Buchprüfer soll einer eigenen Ehren- 
gerichtsbarkeit unterstehen mit der Maßgabe, daß 
bei geringeren Verstößen gegen die Berufspflichten 
ehrengerichtliche Strafen durch ein bei der Bundes- 
kammer zu bildendes Ehrengericht geahndet wer- 
den können. Bei schweren Verstößen gegen die Be- 
rufspflichten, die die Ausschließung aus dem Be- 
rufsstand erfordern, sollen die Verwaltungsgerichte 
(Berufsgerichte) zur Entscheidung zuständig sein 
{§§ 74 ff.). Das ehrengerichtliche und berufsgericht- 
liche Verfahren ist in seinen Einzelheiten den Vor- 
schriften des Entwurfs einer Wirtschaftsprüferord- 
nung (Fünfter Teil) — Drucksache 201 — ange- 
glichen. 

Für die Frage der Zuständigkeit des Bundes und zur 
verfassungsmäßigen Berechtigung des Erlasses des 
Gesetzes und zur Zuständigkeit der Durchführung 
der Prüfung vor einem Prüfungsausschuß, der beim 
Bundesminister für Wirtschaft gebildet wird, wird 
auf die Ausführungen in der Begründung zum Ent- 
wurf einer Wirtschaftsprüferordnung Abschnitt III/3 
„Zuständigkeit des Bundes" Bezug genommen. 

Da die Bestimmungen dieses Entwurfs über Zu- 
lassung, Prüfung, Rechte und Pflichten der Berufs- 
angehörigen, Organisation des Berufsstandes und 
ehrengerichtliches und berufsgerichtliches Verfahren 
weitgehend mit denen des Entwurfs einer Wirt- 
schaftsprüferordnung übereinstimmen, sei im fol- 
genden zur Vermeidung von Wiederholungen inso- 
weit auf die Begründung zum Entwurf einer Wirt- 
schaftsprüferordnung Bezug genommen. 

Betont sei hierbei, daß der Erlaß einer Buchprüfer- 
ordnung in einem eigenen, für diesen Berufsstand 
zugeschnittenen Gesetz nach der geschichtlichen Ent- 
wicklung des Berufsstandes und im Interesse der 
Klarheit der gesetzlichen Regelung gerechtfertigt 
ist. Eine Verbindung der Wirtschaftsprüferordnung 
und der Buchprüferordnung würde andererseits eine 
Formulierung des Gesetzestextes zur Folge haben, 
die in ihrer Verschachtelung das Verständnis des 
Gesetzestextes wesentlich erschweren und Schwie- 
rigkeiten in der Auslegung schaffen würde. 

ERSTER TEIL 

Allgemeine Vorschriften 

Der Erste Teil des Entwurfs enthält die Grundsatz- 
bestimmungen des künftigen Gesetzes. Als ver- 
eidigter Buchprüfer kann nur tätig sein, wer als 
solcher öffentlich bestellt ist (§ 1 Abs. 1). Der öffent- 
lichen Bestellung muß der Nachweis der persön- 
lichen und fachlichen Eignung im Zulassungs- und 
Prüfungsverfahren vorausgehen (§ 1 Abs. 1 Satz 2). 

Der Berufsstand wird in § 1 Abs. 2 in die Gruppe 
der freien Berufe eingereiht. Dies bedeutet u. a., 
daß sich der vereidigte Buchprüfer bei Ausübung 
seiner Berufstätigkeit nicht vom Gewinnstreben lei- 
ten lassen darf. 

Die Tätigkeit als vereidigter Buchprüfer kann auch 
durch Gesellschaften ausgeübt werden. Dies ent- 
spricht der Regelung der Berufsordnung für die 
Länder Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen, Schles- 
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wig-Holstein und Hamburg (Verordnung über eine | 
Berufsordnung für die Angehörigen des Wirtschaft- j 
liehen Prüfungs- und Treuhandwesens vom 20. De- 
zember 1946). Die einzelnen Bestimmungen über die | 
Anerkennung von Buchprüfungsgesellschaften fin- 
den sich im Vierten Abschnitt des Zweiten Teils des 
Entwurfs. 

Im Vordergrund der Berufsaufgabe steht die Prü- 
fungstätigkeit auf dem Gebiete des betrieblichen 
Rechnungswesens (§ 2). Die Befugnis, über das Er- 
gebnis von Prüfungen Prüfungsvermerke zu er- 
teilen, verleiht dem Berufsstand eine besondere 
Verantwortung. Daneben hat der vereidigte Buch- 
prüfer entsprechend der Entwicklung der Praxis die 
Aufgabe, seine Auftraggeber in wirtschaftlichen An- 
gelegenheiten zu beraten und zu vertreten. Auch 
auf steuerlichem Gebiet ist er befugt, nach Maß- 
gabe der bestehenden Vorschriften zu beraten und 
zu vertreten. Der vereidigte Buchprüfer ist Sach- 
verständiger auf dem Gebiete des betrieblichen 
Rechnungswesens. 

Für die Berufsausübung gilt in räumlicher Beziehung 
der Grundsatz der Freizügigkeit (§ 3). Damit ist das 
Recht des vereidigten Buchprüfers, vom Ort seiner 
Niederlassung aus im Inland und Ausland tätig 
werden zu können, anerkannt. Die Errichtung von 
Zweigniederlassungen ist nach Maßgabe der Be- 
stimmungen des § 3 Abs. 2 in Verbindung mit § 54 
des Entwurfs zugelassen. 

Die im Entwurf vorgesehene Bundeskammer der 
vereidigten Buchprüfer (Bundeskammer) soll eine 
Körperschaft des öffentlichen Rechts sein (§ 4). Diese 
Rechtsform für die zu bildende Kammer wurde ge- 
wählt, um einmal die Zwangsmitgliedschaft der Be- 
rufsangehörigen zu ermöglichen und zum anderen 
die nach den §§ 65 ff. des Entwurfs vorgesehene 
Aufsichtsberechtigung über die Mitglieder sicherzu- 
stellen. 

ZWEITER TEIL 

Voraussetzungen für die Berufsausübung 

Der Zweite Teil des Entwurfs enthält die Bestim- 
mungen über die Zulassung zur Prüfung (§§ 5 
bis 10), die Prüfung selbst (§§ 11 bis 25), die Be- 
stellung (§§ 26 bis 35) und Vorschriften über Buch- 
prüfungsgesellschaften (§§ 36 bis 44) und die Ein- 
richtung und Führung des Berufsregisters (§§ 45 
bis 50). 


ERSTER ABSCHNITT 
Zulassung zur Prüfung 

Der im Entwurf vorgesehene Zulassungsausschuß 
soll bei der für die Wirtschaft zuständigen obersten 
Landesbehörde — unter Umständen für mehrere 
Länder gemeinsam — gebildet werden (§ 5 Abs. 1). 
Im Anschluß an die in den derzeitigen Berufsord- 
nungen der Länder Bayern, ehern. Württemberg- 
Baden, Hessen und Bremen bestehende Regelung 


führt den Vorsitz im Zulassungsausschuß ein Ver- 
treter der für die Wirtschaft zuständigen obersten 
Lanclesbehörde. Als Mitglieder gehören ihm außer- 
dem zwei Vertreter der Wirtschaft und zwei ver- 
eidigte Buchprüfer an (§ 5 Abs. 2). Die Bildung des 
Zulassungsausschusses bei der obersten Landes- 
behörde erfolgt, v/eil die Zulassung ein Verwal- 
tungsakt ist. 

Die im Entwurf vorgesehenen Voraussetzungen für 
die Zulassung zur Prüfung tragen dem Umstand 
Rechnung, daß sich der Berufsstand der vereidigten 
Buchprüfer überwiegend aus Praktikern zusammen- 
setzt. Da die Prüfung selbst nur im begrenzten Um- 
fange den Nachweis von Erfahrungen auf dem 
Hauptgebiete der Prüfungen von Unternehmungen 
zu erbringen vermag, muß in erster Linie Voraus- 
setzung für die Zulassung eine Tätigkeit im Wirt- 
schaftsleben von mindestens acht Jahren, davon 
eine Prüfungstätigkeit von vier Jahren sein. Besitzt 
der Bewerber eine abgeschlossene Hochschulbildung 
auf betriebswirtschaftlichem, volkswirtschaftlichem, 
juristischem, technischem oder landwirtschaftlichem 
Gebiet, so genügt nach dem Entwurf der Nachweis 
einer praktischen Tätigkeit von drei Jahren im 
Wirtschaftsleben und — davon — einer zweijähri- 
gen Prüfungstätigkeit (§ 8 Abs. 1). Zur Beseitigung 
von Zweifeln wird der Inhalt des Begriffes Prü- 
fungstätigkeit im Entwurf ausführlich erläutert (§ 8 
Abs. 2 bis 4). Wesentlich ist, daß der Bewerber 
wenigstens während der Dauer eines Jahres bei 
einem vereidigten Buchprüfer, einer Buchprüfungs- 
gesellschaft, einem Wirtschaftsprüfer, einer Wirt- 
schaftsprüfungsgesellschaft, einem genossenschaft- 
lichen Prüfungsverband, einer Prüfungsstelle eines 
Sparkassen- und Giroverbandes oder einem über- 
örtlichen Prüfungsverband öffentlicher Kassen an 
Prüfungen teilgenommen haben muß. In Härtefälleri 
können Ausnahmen zugelassen werden. 

Die Zulassung zur Prüfung ist nach den Bestimmun- 
gen des Entwurfs zu versagen, wenn die persön- 
liche Eignung fehlt. Die Gründe, aus denen das Vor- 
liegen der persönlichen Eignung verneint werden 
muß oder kann, sind in § 9 des Entwurfs im einzel- 
nen aufgezählt. Hierzu gehört u. a. eine strafgericht- 
liche Verurteilung, die den Verlust der Fähigkeit 
zur Bekleidung Öffentlicher Ämter nach sich gezogen 
hat, oder ein Verhalten, das die Ausschließung aus 
dem Berufsstand rechtfertigen würde, wenn der 
Betreffende zur Zeit der Begehung der Handlung 
bereits vereidigter Buchprüfer gewesen wäre. Auf 
die Ausführungen in der Begründung zu § 10 des 
Entwurfs einer Wirtschaftsprüferordnung wird inso- 
weit im einzelnen Bezug genommen. 


ZWEITER ABSCHNITT 
Prüfung 

Der für die Prüfung vorgesehene Prüfungsausschuß 
soll beim Bundesminister für Wirtschaft gebildet 
v/erden (§ 11 Abs. 1). Ihm gehören sieben Mitglie- 
der an, und zwar ein Beauftragter des Bundes- 
ministers für Wirtschaft als Vorsitzer, ein Hoch- 
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Schullehrer der Betriebswirtschaft, ein Vertreter der j 
Rechtswissenschaft, ein Vertreter der Finanzverwal- ! 
tung, ein Vertreter der Wirtschaft und zwei ver- 
eidigte Buchprüfer (§ 11 Abs. 2). Zur Begründung 
der Notwendigkeit der Errichtung des Prüfungs- 
ausschusses beim Bundesminister für Wirtschaft, 
insbesondere auch hinsichtlich der Vereinbarkeit 
dieser geplanten gesetzlichen Regelung mit den Be- 
stimmungen des Grundgesetzes, wird auf die Aus- 
führungen zu III. „Grundsätze des Entwurfs" und 
auf die Ausführungen in der Begründung zum Ent- 
wurf einer Wirtschaftsprüferordnung unter III. 
„Aufgaben und Grundsätze des Entwurfs; Zustän- 
digkeit des Bundes" (Nr. 3) verwiesen. Die Gründe, 
die einen nach zentralen Richtlinien geleiteten Prü- 
fungsausschuß für Wirtschaftsprüfer notwendig er- 
scheinen lassen, gelten ebenso für vereidigte Buch- 
prüfer, weil auch für deren Prüfungen die Anwen- 
dung einheitlicher betriebswirtschaftlicher Grund- 
sätze, insbesondere soweit sie gesetzliche Prüfungen 
durchführen, erforderlich ist. Begründete Einwen- 
dungen gegen die Einrichtung des zentralen Prü- 
fungsausschusses beim Bundesminister für Wirt- 
schaft lassen sich daher aus Art. 83 GG nicht 
erheben. 

Die Prüfungsgebiete (§ 13) sind im Entwurf auf die 
praktischen Anforderungen an den Beruf abgestellt. 
Im Vordergrund stehen Buchführung und Jahres- 
abschluß einschließlich der zur künftigen Ausübung 
des Berufes erforderlichen gesetzlichen Bestimmun- 
gen, Prüfungs- und Berichtstechnik (Buchstabe A 
Nr. 2 und 4). Die Anforderungen auf dem Gebiete 
des Vv^irtschaftsrechts schließen auch die Kenntnis 
der Bilanzierungsvorschriften des Aktiengesetzes 
ein (Buchstabe B Nr. 3), weil diese zu einem erheb- 
lichen Teil zu allgemeinen Grundsätzen ordnungs- 
gemäßer Buchführung geworden sind. 

Die weiteren in § 13 Buchstabe B des Entwurfs vor- 
gesehenen Prüfungsgebiete, nämlich Grundzüge des 
Bürgerlichen Rechts (Nr. 1), Handelsrecht unter be- 
sonderer Berücksichtigung des Gesellschaftsrechts 
einschließlich des Rechts der Umwandlung der Ge- 
sellschaften (Nr. 2), Grundzüge des Gesetzes betr. die 
Gesellschaften mit beschränkter Haftung und des 
Genossenschaftsrechts (Nr. 4), Wechsel- und Scheck- 
recht (Nr. 5), Konkurs- und Vergleichsrecht (Nr. 6) 
und Allgemeine Grundzüge des Zivilprozeßrechts 
einschließlich der Zwangsvollstreckung und des 
Preisrechts (Nr. 7) haben neben den Prüfungen für 
die Beratungspraxis und die Tätigkeit der vereidig- 
ten Buchprüfer als Verwalter (insbesondere Kon- 
kurs- und Vergleichsverwalter) Bedeutung. 

Da die Prüfungs- und Beratungspraxis des vereidig- 
ten Buchprüfers ständig auch steuerliche Fragen 
berührt, und damit er seine Auftraggeber nach Maß- 
gabe der bestehenden Vorschriften in steuerlichen 
Angelegenheiten beraten und vertreten kann, wur- 
den in § 13 Buchstabe C als weiteres Hauptprüfungs- 
gebiet die wichtigsten Gesetze aus dem Bereich des 
Steuerrechts aufgenommen. Für die Prüfung haben 
die Steuerfragen neben dem Gebiet „Betriebswirt- 
schaft" (§13 Buchstabe A) Hauptbedeutung. 

Die Prüfung im Berufsrecht (§ 13 Buchstabe D) ist 
insbesondere wesentlich für die Feststellung, ob der 


Bewerber mit Fragen der Berufsauffassung und den 
Pflichten eines vereidigten Buchprüfers vertraut ist. 
Auf seine Behandlung kann in keiner Prüfung ver- 
zichtet werden. 

Die Gliederung der Prüfung (§§ 14 bis 16) schließt 
sich im wesentlichen der bisherigen Regelung in 
den Berufsordnungen für die Länder Bayern, ehern. 
Württemberg-Baden, Hessen und Bremen an. Die 
schriftliche Prüfung besteht aus einer Hausarbeit 
und drei unter Aufsicht zu fertigenden Arbeiten aus 
dem Arbeitsgebiet der vereidigten Buchprüfer, von 
denen je eine dem Gebiete der Betriebswirtschaft, 
dem Steuerrecht und dem Wirtschaftsrecht zu ent- 
nehmen ist (§ 15). Die mündliche Prüfung wird mit 
einem kurzen freien Vortrag über einen Fachgegen- 
stand eingeleitet, dessen Thema der Prüfungsaus- 
schuß aus drei vom Bewerber eingereichten Vor- 
schlägen auszuwählen hat. — Für die Einzelheiten 
der formellen Vorschriften über die Prüfung kann 
auf die Begründung zu §§ 15 bis 17 des Entwurfs 
einer Wirtschaftsprüferordnung Bezug genommen 
werden. 

Falls der Bewerber Steuerberater ist, ist die Mög- 
lichkeit einer verkürzten Prüfung vorgesehen (§ 17). 
Mit ihr wird der Annahme Rechnung getragen, daß 
bei diesen Prüflingen die erforderlichen Kenntnisse 
auf dem Gebiete des Steuerrechts vorhanden sind. 
Daher entfällt in dieser verkürzten Prüfung die 
schriftliche und mündliche Prüfung im Steuerrecht. 

Hinsichtlich der vorgesehenen Bestimmungen des 
Entwurfs über den Rücktritt von der Prüfung (§ 18), 
den Ausschluß von der Prüfung (§ 19), das Prü- 
fungsergebnis (§ 20), die Ergänzungsprüfung (§ 21), 
die Wiederholung der Prüfung (§ 22), die Mitteilung 
des Prüfungsergebnisses (§ 23) und die Gebühren 
für Zulassung und Prüfung (§ 24) kann auf die Be- 
gründung zu den entsprechenden §§ 19 bis 25 des 
Entwurfs einer Wirtschaftsprüferordnung Bezug 
genommen werden. 

Entsprechend den Vorschriften des Entwurfs einer 
Wirtschaftsprüferordnung (§ 26) ist auch im Ent- 
wurf einer Buchprüferordnung (§ 25) zur Regelung 
der Einzelheiten der Prüfung und des Prüfungsver- 
fahrens der Erlaß einer Rechtsverordnung durch den 
Bundesminister für Wirtschaft mit Zustimmung des 
Bundesrates vorgesehen (vgl. die Begründung zu 
§ 26 des Entwurfs einer Wirtschaftsprüferordnung). 

DRITTER ABSCHNITT 

Bestellung 

Die Bestellung als vereidigter Buchprüfer erfolgt 
durch die oberste Landesbehörde (§ 26). Durch die 
Bestellung wird der Berufsangehörige Mitglied der 
Bundeskanimer der vereidigten Buchprüfer (§ 66) 
und hat die nach dem Entwurf (§§ 51 bis 64) be- 
gründeten Rechte und Pflichten. Voraussetzung für 
die Bestellung ist, daß der Bewerber auch in diesem 
Zeitpunkt die persönliche Eignung für die Berufs- 
ausübung besitzt. Die Bestellung muß daher versagt 
werden, wenn in der Person des Bewerbers Gründe 
eingetreten oder bekanntgeworden sind, aus denen 
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schon seine Zulassung zur Prüfung hätte versagt 
oder zurückgenommen werden müssen (§ 27 in Ver- 
bindung mit § 9), 

Auch das Fehlen einer vorläufigen Deckungszusage 
auf den Antrag zum Abschluß einer Berufshaft- 
pflichtversicherung ist nach § 27 Abs. 1 Nr. 2 des 
Entwurfs, solange der Mangel besteht, ein zwingen- 
der Versagungsgrund. Dies schien erforderlich, weil 
der Zwang zum Abschluß einer Berufshaftpflicht- 
versicherung in § 61 des Entwurfs im öffentlichen 
Interesse wie auch im Interesse des vereidigten 
Buchprüfers selbst und seiner Auftraggeber vorge- 
schrieben ist. 

Die Bestellung kann u. a. versagt werden, wenn die 
Zulassung zur Prüfung hätte versagt oder zurück- 
genommen werden können (§ 27 Abs. 2). Eine 
etwaige Versagung ist von der obersten Landesbe- 
hörde zu begründen und mit Rechtsmittelbelehrung 
zu versehen. Der Bewerber hat die Möglichkeit, 
gegen die Versagung Klage beim zuständigen Ver- 
waltungsgericht zu erheben. Für die Begründung 
dieser Bestimmungen kann im einzelnen auf die Be- 
gründung zu der sinngemäß gleichlautenden Vor- 
schrift des § 28 des Entwurfs einer Wirtschafts- 
prüferordnung Bezug genommen werden. 

Die besondere, mit der Berufsausübung verbundene 
Verantwortung wird betont durch den bei der Be- 
stellung von dem Bewerber zu leistenden Berufseid 
{§ 28). Die Eidesformel enthält die verantwortungs- 
bewußte und sorgfältige Erfüllung der Berufspflich- 
ten, die Verschwiegenheitspflicht und die gewissen- 
hafte und unparteiische Erstattung von Prüfungs- 
berichten und Gutachten. 

Im beruflichen Verkehr muß der vereidigte Buch- 
prüfer die ihm verliebende Berufsbezeichnung füh- 
ren (§ 29). 

In den §§ 30 und 31 des Entwurfs sind die Vor- 
schriften über das Erlöschen der Bestellung und die 
Möglichkeiten einer Zurücknahme der Bestellung 
enthalten. Erlöschensgründe sind Tod, Verzicht und 
rechtskräftige Ausschließung aus dem Berufs ver- 
band (§ 30). 

Die Zurücknahme der Bestellung muß erfolgen, 
wenn der vereidigte Buchprüfer seine Tätigkeit nicht 
mehr eigenverantwortlich ausübt oder wenn Um- 
stände eingetreten sind, die seine persönliche Eig- 
nung für die Berufsausübung ausschließen. Der Ent- 
wurf zählt als solche Umstände auf: Strafgericht- 
liche Verurteilung mit dem Verlust der Fähigkeit 
zur Bekleidung öffentlicher Ämter, körperliche Ge- 
brechen oder geistige Schwäche mit dauernder Un- 
fähigkeit zur Berufsausübung und Erschleichung der j 
Zulassung zur Prüfung oder der Bestellung durch i 
unlautere Mittel (§ 31 Abs. 1 Nr. 1 bis 4). j 

Bei gerichtlicher Anordnung der Verfügungsbe- 
schränkung über das Vermögen des Benifsange- 
hörigen kann die Bestellung zurückgenommen wer- | 
den {§ 31 Abs. 2). Von der Zurücknahme der Beste!- ! 
lung im Falle des § 31 Abs. 1 Nr. 1 kann abgesehen ' 
werden, wenn die oberste Landesbehörde die über- ' 
Zeugung gewonnen hat, daß die eigenverantwort- ! 
liehe Tätigkeit des vereidigten Buchprüfers in Zu- | 
kunft gesichert ist (§ 31 Abs. 3). I 


Die Zurücknahme der Bestellung, die schriftlich zu 
begründen und mit Rechtsmittelbelehrung zu ver- 
sehen ist, kann nach allgemeinen Vorschriften mit 
der Klage vor dem Verwaltungsgericht angefoch- 
ten werden. Auf die Begründung zu dem entspre- 
chenden § 32 des Entwurfs einer Wirtschaftsprüfer- 
ordnung wird Bezug genommen. 

Die Möglichkeit einer Wiederbestellung nach dem 
Erlöschen der Bestellung durch Verzicht {§ 30 Abs. 1 
Nr. 2) und nach der Zurücknahme der Bestellung 
auf Grund des Fehlens einer eigenverantwortlichen 
Tätigkeit oder als Folge der Ausübung einer unzu- 
lässigen Beschäftigung (§ 31 Abs. 1 Nr. 1) sowie 
nach der Zurücknahme wegen gerichtlicher Ver- 
fügungsbeschränkungen über das Vermögen {§ 31 
Abs. 2) ist in § 34 des Entwurfs vorgesehen. Wenn 
die Ausschließung aus dem Berufsstand auf Grund 
eines berufsgerichtlichen Urteils erfolgt ist, so ist 
eine Wiederbestellung nur möglich, wenn das 
Urteil oder ein Gnadenerweis die Wiederbestellung 
ermöglicht (§ 34 Abs, 1 Nr. 3). In besonderen Fäl- 
len, zum Beispiel bei erheblichem zeitlichem Ab- 
stand zwischen dem Erlöschen oder der Zurück- 
nahme der Bestellung und der Wiederaufnahme der 
Berufstätigkeit, kann der Zulassungsausschuß vor 
der Wiederbestellung eine Prüfung des Bewerbers 
anordnen. Angesichts der gleichlautenden Bestim- 
mungen des Entwurfs einer Wirtschaftsprüferord- 
nung wird auf die Begründung zu § 35 des Entwurfs 
einer Wirtschaftsprüferordnung verwiesen. 


VIERTER ABSCHNITT 
Buchprüfungsgesellschaften 

Der Entwurf läßt als Rechtsforin für Euchprüfungs- 
gesellschaften, die bisher nur in kleiner Zahl be- 
stehen, Gesellschaften mit beschränkter Haftung, 
Offene Handelsgesellschaften und Kommanditgesell- 
schaften zu. Die Wahl der Rechtsform der Personen- 
gesellschaft setzt voraus, daß sie wegen ihrer 
Treuhandtätigkeit als Handelsgesellschaft in das 
Handelsregister eingetragen worden ist (§ 36). 

Eine Buchprüfungsgesellschaft kann als solche die 
Tätigkeit eines vereidigten Buchprüfers ausüben 
{§ 1 Abs. 3). Voraussetzung für die Anerkennung, 
die durch die für die Wirtschaft zuständige oberste 
Landesbehörde ausgesprochen wird {§ 39), ist daher 
im Grundsatz, daß die Geschäftsführer oder die per- 
sönlich haftenden Gesellschafter vereidigte Buch- 
prüfer sind (§ 37 Abs. 1). Wenn die oberste Landes- 
behörde gemäß § 37 Abs, 2 zuläßt, daß besonders 
befähigte Kräfte anderer Fachrichtungen (zum Bei- 
spiel Juristen, Techniker) Geschäftsführer oder per- 
sönlich haftende Gesellschafter von Buchprüfungs- 
gesellschaften werden, so darf die Zahl dieser Per- 
sönlichkeiten nicht die der vereidigten Buchprüfer 
unter den Geschäftsführern oder persönlich haften- 
den Gesellschaftern übersteigen {§ 37 Abs. 2). 

Wird die Rechtsform der Gesellschaft mit beschränk- 
ter Haftung gewählt, so muß das Stammkapital 
mindestens 50 000 Deutsche Mark betragen und voll 
eingezahlt sein (§ 37 Abs. 3). 
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Die Anerkennung als Buchprüfungsgesellschaft er- 
lischt durch Auflösung der Gesellschaft oder Ver- 
zicht auf die Anerkennung (§ 41). Die Zurücknahme 
der Anerkennung muß erfolgen, wenn für die Per- 
son eines Geschäftsführers oder persönlich haften- 
den Gesellschafters die Bestellung zurückgenom- 
men worden ist oder wenn die Voraussetzungen für 
die Anerkennung nicht vorhanden waren bzw. nach 
erfolgter Anerkennung weggefallen sind. Die Ge- 
sellschaft kann die Zurücknahme der Anerkennung 
dadurch abwenden, daß sie die Vertretungs- und 
Geschäftsführungsbefugnis der Person widerruft 
oder entzieht, deren Bestellung zurückgenommen 
wn^rden ist, oder daß sie den gesetzlichen Zustand 
(bei Fehlen der Anerkennungsvoraussetzungen) in 
einer angemessenen Frist herbeiführt (§ 42 Abs. 1 
Nr. 1 und 2). Auch der Fall der Ausschließung eines 
Geschäftsführers oder persönlich haftenden Gesell- 
schafters aus dem Berufsstand durch rechtskräftiges 
Urteil zwingt nach dem Entwurf die oberste Lan- 
desbehörde zur Zurücknahme der Anerkennung, es 
sei denn, daß die Gesellschaft die Vertretungs- und 
Geschäftsführungsbefugnis des Betreffenden wider- 
ruft oder entzieht (§ 42 Abs. 1 Nr. 3). Auf die Be- 
gründung zu den entsprechenden Vorschriften in 
§ 46 des Entwurfs einer Wirtschaftsprüferordnung 
wird insoweit Bezug genommen. 


FÜNFTER ABSCHNITT 

Berufsregister 

Um allen interessierten Stellen einen Überblick 
üimm die Berufsangehörigen im Geltungsbereich des ' 
Gesetzes zu ermöglichen, ist für die vereidigten I 
Buchprüfer ein öffentliches Berufsregister bei der 
Bundeskammer vorgesehen. Die Vorschriften über 
das Berufsregister (§§ 45 bis 50) entsprechen denen 
der §§ 49 bis 54 des Entwurfs einer Wirtschafts- 
prüferordnung. Auf die Begründung zu diesem Ab- 
schnitt im Entwurf einer Wirtschaftsprüferordnung 
wird insoweit Bezug genommen. 


DRITTER TEIL 

Rechte und Pflichten der vereidigten 
Buchprüfer 

Die Berufsaufgabe der vereidigten Buchprüfer um- 
faßt das große Gebiet der Prüfungen auf dem Ge- 
biete des betrieblichen Rechnungswesens sowie die 
Beratung und Vertretung in wirtschaftlichen und, 
nach Maßgabe der bestehenden Vorschriften, auch 
steuerlichen Angelegenheiten. Die vereidigten Buch- 
prüfer sind Sachverständige auf dem Gebiete des 
betrieblichen Rechnungswesens (§ 2). Im Vorder- 
grund der Berufsaufgaben steht die Prüfungstätig- 
keit. Auf diesen Bereich ist die Gestaltung der allge- 
meinen Berufspflichten im Entwurf vornehmlich 
aiisgerichtet: Unabhängigkeit, Gewissenhaftigkeit, 
Verschwiegenheit und Eigenverantwortlichkeit, ins- 
besondere Unparteilichkeit bei der Erstattung von 
Prüfungsberichten und Gutachten (§ 51). Da der Be- 


ruf ein freier Beruf ist (§ 1 Abs. 2), darf der ver- 
eidigte Buchprüfer neben seinem Beruf eine ge- 
werbliche Tätigkeit nicht ausüben (§ 51 Abs. 3 
Nr. 1). Auch die Tätigkeit auf Grund eines Anstel- 
lungsvertrages oder Beamtenverhältnisses, soweit 
sie das Gesetz nicht ausdrücklich zuläßt, ist mit dem 
Beruf unvereinbar (§ 51 Abs. 3 Nr. 2). Dagegen sind 
vereinbar Tätigkeiten, die den freien Beruf als ver- 
eidigter Buchprüfer nicht berühren, so alle freien 
Berufe, welche die Wahrung fremder Interessen in 
wirtschaftlichen, technischen und rechtlichen An- 
gelegenheiten zum Gegenstand haben, die Tätigkeit 
als Lehrer an Hochschulen und die an wissenschaft- 
lichen Instituten, die treuhänderische Verwaltung 
und die freie schriftstellerische und künstlerische 
Tätigkeit (§ 51 Abs. 4). Sie sind die gleichen, die 
auch der Entwurf einer Wirtschaftsprüferordnung 
(§ 55 Abs. 4) als mit dem Beruf des Wirtschafts- 
prüfers vereinbar ansieht. Auf die Begründung zu 
§ 55 des Entwurfs einer Wirtschaftsprüferordnung 
und für den Begriff der eigenverantv/ortlichen 
Tätigkeit (§ 52) zu § 56 des Entwurfs einer Wirt- 
schaftsprüferordnung kann deshalb insoweit Bezug 
genommen werden. 

Aus den gleichen Gründen kann hinsichtlich der 
Begründung Bezug genommen werden für die §§ 53 
(Beurlaubung), 54 (Zweigniederlassungen), 55 (Sie- 
gel), 56 (Versagung der Tätigkeit), 57 (Verschwie- 
genheitspflicht der Gehilfen), 58 (Mitteilung der 
Ablehnung eines Auftrags), 59 (Kundmachung und 
Werbung), 60 (Wechsel des Auftraggebers), 61 (Be- 
rufshaftpflichtversicherung) auf die Begründung zu 
den die gleichen Tatbestände behandelnden §§ 58 
bis 66 des Entwurfs einer Wirtschaftsprüferordnung. 

Die Bundeskammer der vereidigten Buchprüfer 
kann nach § 62 des Entwurfs Richtlinien für die Be- 
rufsausübung (nach Genehmigung durch den Bun- 
desministcr für Wirtschaft) erlassen. In diesen 
Richtlinien sollen im Rahmen der gesetzlichen Vor- 
schriften der §§ 51 bis 61 Einzelfragen der Berufs- 
ausübung, insbesondere der Vorschriften über die 
Fvundmachung und Werbung (§ 59) und den Wech- 
sel des Auftraggebers (§ 60), behandelt werden. Die 
ßundeskammer hat die Aufsicht über die berufliche 
Tätigkeit der vereidigten Buchprüfer (§ 65). Die von 
ihr erlassenen Richtlinien sollen geeignet sein, die 
Berufsangehörigen ausführlich über Inhalt und Um- 
fang ihrer Berufspflichten zu unterrichten. 


VIERTER TEIL 

Organisation des Berufsstandes 

Die Bundeskammer der vereidigten Buchprüfer, in 
der alle vereidigten Buchprüfer, die anerkannten 
Buchprüfungsgesellschaften sowie deren Geschäfts- 
führer oder persönlich haftenden Gesellschafter, 
auch wenn sie nicht vereidigte Buchprüfer sind, zu- 
sammengefaßt sind, hat die Aufgabe, die beruf- 
lichen Belange der vereidigten Buchprüfer zu wah- 
ren und zu fördern und die Aufsicht über die be- 
rufliche Tätigkeit der vereidigten Buchprüfer zu füh- 
ren (§ 65). Die Bundeskammer ist Körperschaft des 
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öffentlichen Rechts. Sie hat den Berufsstand gegen- 
über allen behördlichen Stellen und Körperschaften 
des öffentlichen Rechts sowie gegenüber der Wirt- 
schaft zu vertreten. 

Mit der Befugnis zur Aufsicht über die Berufsange- 
hörigen ist ihr eine besondere Verantwortung übei- 
tragen, die ihren Ausdruck vornehmlich in der 
Trägerschaft der Ehrengerichtsbarkeit findet. Die 
Regelung der Einzelheiten der Organisation und 
Verwaltung der Bundeskammer ist einer Satzung 
Vorbehalten, die der Genehmigung des Bundes- | 
ministers für Wirtschaft bedarf (§ 68). | 

Ein Ausdruck der Aufsichtsfunktionen der Bundes- 
kamnier ist die Pflicht der Berufsangehörigen zum 
Erscheinen vor der Bimdeskammer in Aufsichts- und | 
Beschwerdesachen (§ 70) und die Pflicht der Mit- | 
glieder des Vorstandes, des Beirates, der Aus- 
schüsse und der Dienstangehörigen der Bundeskam- 
mer zur Verschwiegenheit in allen Angelegen- 
heiten, die ihnen bei dieser Tätigkeit bekanntwer- 
den (§ 71). 

Die Bundeskammer der vereidigten Buchprüfer ist, 
wie die Wirtschaftsprüferkammer und der Deutsdie j 
Industrie- und Handelstag, Mitglied der Bundes- 
stelle für das wirtschaftliche Prüfungswesen (§ 72) 
(vgl. hierzu die §§ 77 und 78 des Entwurfs einer 
Wirtschaftsprüferordnung und deren Begründung). , 

Der Bundesminister für Wirtschaft führt die Staats- 
aufsicht über die Bundeskammer. Er hat darüber 
zu wachen, daß sic ihre Aufgaben im Rahmen der 
geltenden Gesetze und Satzungen erfüllt (§ 73). 


FÜNFTER TEIL 

Ehrengerichtliches und berufsgerichtliches 
Verfahren 

Der Entwurf sieht für die vereidigten Buchprüfer j 
entsprechend der Regelung im Entwurf einer Wut- ! 
Schaftsprüferordnung ein ehrengerichtliches Verfah- j 
ren vor dem Ehrengericht bei der Bundeskammer 
der vereidigten Buchprüfer (mit den Strafen War- 
nung, Verweis und Geldbuße bis zu 10 000 DM) und 
ein berufsgerichtliches Verfahren vor dem Verwal- 
tungsgericht (Berufsgericht) mit dem Ziel der Ans- ! 
Schließung aus dem Berufsstand vor (§§ 74 und 75). | 
Die Vorschriften des Entwurfs einer Wirtschafts- | 
prüferordnung (Fünfter Teil), d. h. also die §§ 82 
bis 117, sollen entsprechend Anwendung finden ! 
(§ 76). Es kann deshalb insoweit auf die Begrün- j 
düng zum Fünften Teil des Entwurfs einer Wirt- i 
Schaftsprüferordnung Bezug genommen werden. ' 


SECHSTER TEIL 

Strafvorschriften I 

i 

Der vereidigte Buchprüfer ist nach § 29 verpflichiet, ! 
im beruflichen Verkehr die Berufsbezeichnung zu ^ 


führen. Dieses Recht und diese Pflicht erfordern 
einen Schutz der Berufsbezeichnung vor Mißbräu- 
chen. Der Entwurf trägt dem Rechnung, indem er 
eine Strafvorschrift zu Lasten derjenigen enthält, 
die ohne entsprechende Befugnis die Berufsbezeich- 
nung „vereidigter Buchprüfer" führen oder die eine 
Gesellschaft vertreten, die sich unberechtigt die 
Bezeichnung „Buchprüfungsgesellschaft" beimißt 
(§ 77). Da der Entwurf einer Wirtschaftsprüferord- 
nung bereits das Verbot der Führung verwechs- 
lungsfähiger Berufsbezeichnungen in § 118 ent- 

hält, konnte in diesem Entwurf von einer gleichen 
Vorschrift abgesehen werden. Auf die Begründung 
zu § 118 des Entwurfs einer Wirtschaftsprüferord- 
nung wird Bezug genommen. 


SIEBENTER TEIL 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

Die Übergangs- und Schlußvorschriften befassen sich 
mit dem Fortgelten früherer Bestellungen und An- 
erkennungen (§ 78), der Behandlung schwebender 
Anträge und Verfahren (§ 79), der Einberufung der 
ersten Mitgliederversammlung für die Durchfüh- 
rung der zur Tätigkeit der Kammer erforderlichen 
Wahlen (§ 80), der Einführung des Gesetzes im 
Lande Berlin (§ 82) und der Aufhebung der zahl- 
reichen gesetzlichen Bestimmungen (§ 83), die eine 
Regelung der Berufsordnung der vereidigten Buch- 
prüfer derzeitig enthalten. 

Bisher bestellte vereidigte Buchprüfer sollen nach 
dem Entwurf in ihren Rechten unberührt bleiben 
(§ 78 Abs. 1). Auch in Gebieten außerhalb des Gel- 
tungsbereiches des Grundgesetzes und des Landes 
Berlin vorgenommene Bestellungen werden aner- 
kannt, wenn die in Betracht stehenden Bestimmun- 
gen den vor dem 8. Mai 1945 geltenden Vorschrif- 
ten oder denen des Entwurfs entsprechen (§ 78 
Abs. 2). Entsprechendes gilt für Buchprüfungsgesell- 
schaften (§ 78 Abs. 3), für die im übrigen zur Erfül- 
lung der in § 37 Abs. 3 genannten Voraussetzungen 
(Gesellschaftskapital von 50 000 Deutsche Mark, 
Efbertragung von Geschäftsanteilen nur mit Zustim- 
mung der Gesellschaft) eine übergangsfrist bis zum 
31. Dezember 1955 gewährt wird, die von der ober- 
sten Landesbehörde in Härtefällen bis zum 31. De- 
zember 1958 ausgedehnt werden kann. 

Zur Prüfung zugelassene Bewerber sollen nach In- 
krafttreten des künftigen Gesetzes nach den neuen 
Bestimmungen behandelt werden (§ 79 Abs. 1). Da 
der Entwurf erst im dritten Kalendermonat nach 
seiner Verkündung in Kraft tritt, werden bis dahin 
eingeleitete Prüfungsverfahren nach den bisher gel- 
tenden Bestimmungen überwiegend abgeschlossen 
sein. Vor dem Inkrafttreten des Entwurfs geprüfte 
Bewerber sollen nach den Vorschriften des 
Entwurfs bestellt werden. Der Antrag auf Bestel- 
lungmuß jedoch innerhalb eines Jahres nach Inkraft- 
treten des künftigen Gesetzes bei der obersten 
Landesbehörde gestellt werden (§ 79 Abs. 3). Schwe- 
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bende Ehrengerichts- und Disziplinarverfahren wer- | Regelung der Ausbildung des Berufsnachwuchses, 
den nach dem bisherigen Recht weitergeführt. Wird i insbesondere die Beschäftigung von Bewerbern zu 
eine Ausschließung aus dem Berufsstand für erfor- I Ausbildungszwecken, zu erlassen. Dadurch soll er- 
derlich gehalten, so muß die Bundeskainmer Klage reicht veerden, daß die Sicherstellung eines geeig- 
beim Verwaltungsgericht (Berufsgericht) erheben neten Nachwuchses gewährleistet wird. Zu diesem 
(§ 79 Abs. 5). Von Bedeutung ist die Vorschrift des Zweck sollen vereidigte Buchprüfer und Buchprü- 
§ 81, die dem Bundesminister für Wirtschaft die fimgsgcsellschaften gehalten werden können, Nach- 
Ermächtigung gibt, mit Zustimmung des Bundes- wuchskräfte zu Ausbildungszwecken zu boschäf- 
rates durch Rechtsverordnung Vorschriften über die tigen. 
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Der Präsident des Bundesrates Bonn, den 29. November 1957 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Auf das Schreiben vom 8. November 1957 — 6 — 61107 — 
4717/57 — beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in 
seiner 185. Sitzung am 29. November 1957 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes zu dem 

Entwurf eines Gesetzes über eine Berufs- 
ordnung der vereidigten Buchprüfer 
(Buchprüferordnung) 

die in seiner 118. Sitzung am 22. Januar 1954 zu dem Entwurf 
beschlossene Stellungnahme erneut beschlossen hat. Ich nehme 
Bezug auf die Anlage zu meinemSchreiben vom 22. Januar 1954*). 

Darüber hinaus hat der Bundesrat in seiner 185. Sitzung fol- 
gende weitere Stellungnahme beschlossen: 

„20 a. Vor § 83 ist folgender § 82 a einzufügen: 

,§ 82 a 

(1) Beträge in Deutscher Mark, die in diesem Gesetz erwähnt 
werden, sind im Saarland bis zum Ende der Übergangszeit nach 
Artikel 3 des Saarvertrages vom 27. Oktober 1956 (Bundes- 
gesetzbl. II S. 1587 ff.) in entsprechender Anwendung des § 5 
Abs. 1 Satz 1 der Dritten Verordnung über die Erhöhung der 
Unterhaltsansprüche und sonstiger Beträge in gerichtlichen 
Angelegenheiten vom 7. März 1951 (Amtsblatt des Saarlandes 
S. 441) umzurechnen. 

(2) Soweit in diesem Gesetz Vorschriften der Reichsabgaben- 
ordnung erv/ähnt sind, ist innerhalb des Saarlandes die im 
Saarland geltende Fassung der Reichsabgabenordnung maß- 
gebend.' 

Begründung 

In mehreren Vorschriften dieses Gesetzes sind DM-Beträge 
enthalten, die zur Anwendbarkeit des Gesetzes im Saarland 
in Franken umgestellt werden müssen. Die Fassung der Wäh- 
rungsklausel entspricht den Beschlüssen des interministeriellen 
Saarausschusses. 

3 anliegend (S. 32 ff.) 
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Das Gesetz führt in verschiedenen Vorschriften die Reichs- 
abgabenordnung an. Da die Reichsabgabenordnung im Saar- 
land verschiedentlich geändert worden ist und zur Zeit auch 
noch die Gesetzgebungskompetenz auf dem Gebiet des Steuer- 
rechts gemäß Artikel 15 des Saarvertrages dem Saarland zu- 
steht, ist die Einführung der beantragten Klausel erforderlich/' 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine 
Einwendungen. 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz gemäß Artikel 84 
Abs. 1 des Grundgesetzes seiner Zustimmung bedarf. 


Steinhoff 

Vizepräsident 
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zu Anlage 2 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 22. Januar 1954 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Mit Bezug auf das Schreiben vom 24. Dezember 1953-6-61107- 
3199/53 V — beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in 
seiner 118, Sitzung am 22. Januar 1954 gemäß Artikel 76 Abs. 2 
des Grundgesetzes beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Gesetzes über eine Berufs- 
ordnung der vereidigten Buchprüfer 
(Buchprüf erordnung) 

die sich aus der Anlage ergebenden Änderungen vorzuschlagen. 
Der Bundesrat ist der Ansicht, daß seine Änderungsvorschläge 
zum Entwurf eines Gesetzes über die Rechtsverhältnisse der 
Steuerberater und Steuerbevollmächtigten (Steuerberatungs- 
gesetz) auch in der Buchprüferordnung sinngemäß berück- 
sichtigt werden sollten. 

Ferner hat der Bundesrat die sich aus der Anlage ergebende 
Entschließung gefaßt. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine 
Einwendungen. 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz gemäß Artikel 84 
Abs. 1 in Verbindung mit Artikel 78 des Grundgesetzes seiner 
Zustimmung bedarf. 


Dr. h. c. Zinn 
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Anlage 

zum Schreiben des Präsidenten des Bundesrates 
vom 22, Januar 1954 
an den Bundeskanzler 


L Entschließung des Bundesrates 


Der Bundesrat hält eine bundesgesetzliche Rege- 
lung für die Steuerberater, die Steuerbevollmäch- 
tigten, die Wirtschaftsprüfer und die vereidigten 
Buchprüfer für erforderlich. Er weist aber darauf 
hin, daß mit den drei vorliegenden Entwürfen eines ! 
Steuerberatungsgesetzes, einer Wirtschaftsprüfer- j 
Ordnung und einer Buchprüferordnung ein sehr 
ernstes verfassungspolitisches Problem aufgewor- 
fen wird. Das Bestreben der Entwürfe, bestimmte 
Berufsgruppen in ständischer Form autonom zu 
organisieren und sie einer besonderen Berufs- und 
Ehrenordnung zu unterwerfen, führt im Ergebnis 
dazu, für weitere Bereiche des beruflichen und wirt- 
schaftlichen Lebens die allgemeine demokratisch- 
parlamentarische Ordnung durch eine ständische zu 
ersetzen. Die hiermit verbundene Einengung der 
Freiheit persönlicher Betätigung (Zwangsmitglied- 
schaft) ist in dieser Ausdehnung schwerlich mit der 
im übrigen angestrebten freiheitlichen Staats- und 
Wirtschaftsordnung vereinbar. Von dieser aber geht 
das Grundgesetz aus. Eine unmittelbare Gefahr die- 
ser Entwürfe liegt darin, daß unter Berufung auf : 
diese Vorlagen zahlreiche andere Berufsgruppen , 
eine „ Verkammerung" fordern. 


Der Bundesrat ist ferner der Auffassung, daß es 
zweckmäßig wäre, die Berufsordnungen der Steuer- 
berater und Steuerbevollmächtigten, Wirtschafts- 
prüfer, vereidigten Buchprüfer in organischer Glie- 
derung zusammenzufassen und in einem Gesetz zu 
regeln. Die Tätigkeit dieser Berufe greift in der 
Praxis ineinander über. Eine Regelung durch drei 
verschiedene Gesetze würde weder dem Bedürfnis 
der Wirtschaft noch dem wohlverstandenen Inter- 
esse der in Betracht kommenden Berufszweige ent- 
sprechen. Der Wirtschaft ist in erster Linie daran 
gelegen, sich von Personen beraten zu lassen, die 
betriebswirtschaftliche und steuerliche Kenntnisse 
und Erfahrungen zugleich besitzen. Eine zusammen- 
fassende Gliederung dieser Berufsordnungen in 
einem einheitlichen Gesetz bedeutet nicht, daß die 
Eigenart der einzelnen Berufsgruppen beeinträch- 
tigt wird. 


fm übrigen sollte versucht werden, die gesetzliche 
Regelung auf das unbedingt erforderliche Maß zu 
beschränken. 


II. Änderungsvorschläge des Bundesrates 


1. § 2 Satz 3 erhält folgende Fassung: 

„Sie sind Sachverständige auf den Gebieten des be- 
trieblichen Rechnungswesens und befugt, ihre Auf- 
traggeber nach Maßgabe der bestehenden Vorschrif- 
ten in wirtschaftlichen und steuerlichen Angelegen- 
heiten zu beraten und zu vertreten." 

Begründung 

Durch die Umstellung wird klargestellt, daß die 
vereidigten Buchprüfer auch bei der Beratung in 
wirtschaftlichen Angelegenheiten nur eine be- 
schränkte rechtliche Beratung gemäß § 5 des Ge- 
setzes zur Verhütung von Mißbräuchen auf dem 
Gebiete der Rechtsberatung vom 13. Dezember 1935 
(RGBl. I S. 1478) ausüben dürfen. Unter dieser Vor- 
aussetzung ist an der Vertretungsbefugnis der ver- 
eidigten Buchprüfer festzuhalten. 

2. In § 3 Abs. 1 werden die Worte „im Geltungs- 
bereich des Grundgesetzes und im Lande Berlin" er- 
setzt durch die Worte „im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes". 

Begründung 

Angleichung an die jetzt übliche Fassung der Be- 
stimmung über den Geltungsbereich von Gesetzen. 


Diese Änderung gilt entsprechend für sämtliche 
Bestimmungen des Gesetzentwurfs, die sich auf den 
Geltungsbereich beziehen. 

3. § 6 Abs. 3 wird gestrichen. 

Begründung 

I Die Belange der Länder werden bereits durch § 5 
i Abs. 1 Satz 2 berücksichtigt. Im Wege dieser Län- 
dervereinbarung nach § 5 Abs. 1 Satz 2 können auch 
die in der zu streichenden Vorschrift vorgesehenen 
Regelungen getroffen werden. 

4. In § 7 Abs. 4 werden nach dem Wort „Bewerber" 
die Worte „Auskünfte und" eingefügt. 


Für die abschließende Beurteilung des Bewerbers 
kann auch die Kenntnis von Tatsachen von Bedeu- 
tung sein. 

5. In § 8 Abs. 2 letzter Satz und in Abs. 4 Satz 1 
werden die Worte „einem überörtlichen Prüfungs- 
verband öffentlicher Kassen" durch die Worte 
„einer überörtlichen Prüfungseinrichtung für öffent- 
liche Körperschaften" ersetzt. 
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Begründung 

Die Änderung ist notwendig, weil in einigen Län- 
dern die Aufgaben der Prüfung öffentlicher Kassen 
nicht von Prüfungsverbänden, sondern von Prü- 
fungsanstalten oder anderen überörtlichen Prü- 
fungseinrichtungen des öffentlichen Rechts wahr- 
genoramen werden. 

Diese Änderung gilt für § 52 Abs. 1 Nr. 3 und Abs. 3 
sowie für § 66 Abs. 2 entsprechend. 

6. a) In § 9 Abs. 1 Nr. 1 werden die Worte „ver- 

loren hat" ersetzt durch die Worte „nicht be- 
sitzt". 

Begründung 

Es soll klargestellt werden, daß die Zulas- 
sung nicht mehr zu versagen ist, wenn die Ab- 
erkennung der Fähigkeit zur Bekleidung 
öffentlicher Ämter durch Zeitablauf erloschen 
ist, 

b) In § 9 Abs. 1 erhält die Nr. 4 folgende Fassung; 

„4. der Bewerber infolge eines körperlichen 
Gebrechens dauernd unfähig ist, den Be- 
ruf des vereidigten Buchprüfers ordnungs- 
mäßig auszuüben;" 

Begründung 

Es ist widerspruchsvoll, bereits die Zulassung 
zur Prüfung von einer Vorbewertung der 
geistigen Kräfte abhängig zu machen, da die 
Prüfung selbst gerade dazu dienen soll, unter 
anderem auch diese Kräfte nachzuweisen. 

c) In § 9 Abs. 2 wird die Nr. 2 wie folgt ge- 
ändert: 

„2. der Bewerber sich so verhalten hat, daß die 
Besorgnis begründet ist, er würde den Be- 
rufspflichten als vereidigter Buchprüfer 
nicht genügen;" 

Begründung 

Die jetzige Fassung kann die Freiheit der Be- 
rufsauswahl gefährden und bedarf daher einer 
einschränkenden Konkretisierung. 

7. § 11: Der Prüfungsausschuß ist nicht beim Bundes- 
minister für Wirtschaft, sondern bei der obersten 
Landesbehörde zu bilden. 

Die in Betracht kommenden Bestimmungen des Ent- 
wurfs sind dementsprechend umzugestalten. 

Begründung 

Die Voraussetzungen für einen überregionalen Ver- 
waltungsakt sind im vorliegenden Fall nicht gege- 
ben. Es besteht kein unabweisliches Erfordernis für 
eine Bildung des Prüfungsausschusses beim Bun- 
desminister für Wirtschaft. Soweit eine Einheitlich- 
keit in der Gestaltung der Pflichtprüfung erforderlich 
ist, kann diese im Wege entsprechender Verein- 
barung der Länder untereinander oder allenfalls 
auch im Wege des Erlasses allgemeiner Verwal- 
tungsvorschriften gemäß Art. 84 Abs. 2 GG erreicht 
werden, überregionale Verwaltimgsakte sind ver- 
fassungsrechtlich nicht zulässig, wenn und soweit 


anderweitige Möglichkeiten bestehen. Dies ist hier 
der Fall. 

i 

: 8. a) In § 13 Buchstabe B erhält die Nr. 4 folgende 
Fassung: 

„4. Recht der Gesellschaften mit beschränkter 

. Haftung und Grundzüge - des Genossen- 

■ Schaftsrechts 

I 

Begründung 

Da sich die Buchprüfer insbesondere mit der 
I Prüfung der Gesellschaften mit beschränkter 

Haftung befassen, ist eine stärkere Hervor- 
hebung dieses Rechtsgebietes als Prüfungsfach 
erforderlich. 

b) In § 13 Buchstabe B Nr. 7 werden die Worte 
„und des Preisrechts" gestrichen. 

Begründung 

Die Aufnahme des Preisrechts als Prüfungs- 
fach erübrigt sich. 

9. § 18 Abs. 1 letzter Satz erhält folgende Fassung: 

„Über die Frage, ob ein Grund als triftig anzusehen 
! ist, entscheidet der Vorsitzende des Prüfungsaus- 
j Schusses." 

Begründung 

Es erscheint im Interesse der Verwaltungsverein- 
fachung und Beschleunigung nicht vertretbar und 
sachlich auch nicht geboten, die Entscheidung dem 
Prüfungsausschuß als solchem, gegebenenfalls unter 
Hinzuziehung des Zulassungsausschusses, vorzube- 
! halten. 

^ 10. § 29 Abs. 3 und 4 werden gestrichen. 
Begründung 

Die Führung der Berufsbezeichnung „außer Dienst" 
j ist bei freien Berufen nicht üblich. Sie sollte den 
ehemaligen Beamten Vorbehalten bleiben. Wenn 
vereidigte Buchprüfer nach Aufgabe ihres Berufs 
eine kaufmännische oder sonstige gewerbliche 
Tätigkeit ausüben, besteht ein Bedürfnis für die 
Weiterführung der Berufsbezeichnung ohnehin 
nicht. Wenn vereidigte Buchprüfer altershalber aus 
dem Beruf ausgeschieden sind, werden gegen die 
Weiterführung der Berufsbezeichnung keine Beden- 
ken bestehen, solange die Bestellung zum ver- 
eidigten Buchprüfer wirksam ist. 

Entsprechend ist § 66 Abs. 1 Satz 1 zu ändern und 
§ 75 Abs. 4 zu streichen. 

11. In § 38 Abs. 2 werden die Worte „und die An- 
meldung zur Eintragung im Handelsregister" ge- 
strichen. 

Begründung 

Aus Gründen der Vereinfachung des Verfahrens er- 
übrigt sich die Vorlage der Anmeldung zur Ein- 
tragung im Handelsregister. 

12. In § 40 Satz 1 werden die Worte „zu führen" 
durch die Worte „in die Firma aufzunehmen" er- 
setzt; Satz 2 wird gestridien. 
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Begründung 

Angleichung an die Vorschrift des § 17 HGB. 

13. § 51 Abs. 4 Nr. 3 zweiter Halbsatz erhält fol- 
gende Fassung: 

„ ; in Ausnahmefällen kann die Bundeskammer 
eine ausschließliche Tätigkeit in einem Treuhand- 
verhältnis für vereinbar erklären, wenn sie nur 
vorübergehende Zeit dauert;" 

Begründung 

Der Spielraum des Verwaltungsermessens erscheint 
in der Fassung des Entwurfs nicht genügend einge- 
engt und daher mit den neueren Rechtsprechungs- 
grundsätzen der Verwaltungsgerichte nicht verein- 
bar. 

14. a) In § 55 Abs. 1 Satz 2 werden die Worte „für 

Behörden" gestrichen. 

Begründung 

Es erscheint zweckmäßig, die Siegelführung 
nicht nur für die Erstattung von Gutachten 
für Behörden, sondern auch für die Erstat- 
tung von Schiedsgutachten zuzulassen. 

b) In § 55 Abs. 2 wird das Wort „Erlaß" durch 
die Worte „Rechtsverordnung mit Zustim- 
mung des Bundesrates" ersetzt. 

Begründung 

Die Begründung von Rechten und Pflichten 
der vereidigten Buchprüfer bedarf eines 
Rechtssetzungsaktes. 

15. § 62 wird gestrichen. 

Begründung 

Die Vorschrift ist überflüssig, weil die Befugnis 
zum Erlaß von Richtlinien, die keine Rechtsvor- 
schriften sind, ohnehin gegeben ist. Sie ist aber 
auch mißverständlich, weil die Richtlinien mit 
Rechtsvorschriften verwechselt werden können. 

16. § 64 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Vorstandsmitglieder, Geschäftsführer und 
persönlich haftende Gesellschafter, die nicht ver- 
eidigte Buchprüfer sind, sowie die Mitglieder der 
durch Gesetz, Satzung oder Gesellschaftsvertrag 
vorgesehenen Aufsichtsorgane der Gesellschaften 
sind zur Verschwiegenheit verpflichtet." 

Begründung 

Es ist sicherzustellen, daß auch die Vorstandsmit- 
glieder, Geschäftsführer und persönlich haftenden 
Gesellschafter, die nicht vereidigte Buchprüfer sind, 
Berufspflichten unterstehen, die für die übrigen 
Vorstandsmitglieder usw. gelten. 

17. a) Dem § 65 Abs. 1 wird folgender Satz ange- 

fügt: 

„Sie hat die Mitglieder der Kammer in stan- I 
desrechtlichen Fragen und Fragen der Be- 
rufsausübung zu beraten und zu belehren." 


Begründung 

Diese Ergänzung erscheint wegen des Vor- 
schlages, § 62 zu streichen, erforderlich. Sie 
entspricht den Bestimmungen im Entwurf der 
Bundesrechtsanwaltsordnung. 

b) § 65 Abs. 3 wird gestrichen. 

Begründung 

Es fehlt an der Zuständigkeit der Bundes- 
gesetzgebung, derartige Versorgungseinrich- 
tungen zu regeln, überdies erscheint eine 
gesetzliche Regelung nicht erforderlich. Diese 
Einrichtungen können auch auf freiwilliger 
Grundlage geschaffen werden. 

18. § 71 Abs. 3 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Die Genehmigung soll nur versagt werden, wenn 
Rücksichten auf die Stellung oder die Aufgaben der 
Kammer oder berechtigte Belange der Personen, 
über welche die Tatsachen bekanntgeworden sind, 
es unabweisbar fordern." 

Begründung 

Anpassung an § 87 Abs. 3 des Entwurfs einer Bun- 
desrechtsanwaltsordnung. 

19. § 72 wird gestrichen. 

Begründung 

Anpassung an die vorgeschlagene Streichung der 
§§ 77 und 78 des Entwurfs einer Wirtschaftsprüfer- 
ordnung. 

20. § 77 Nr. 2 erhält folgende Fassung: 

,2. als Vorstandsmitglied, Geschäftsführer, persön- 
lich haftender Gesellschafter oder Prokurist die 
Bezeichnung „Buchprüfungsgesellschaft" für eine 
Gesellschaft gebraucht, die nicht als eine solche 
anerkannt ist.' 

Begründung 

Klarere Fassung dessen, was gewollt ist. 

21. a) In § 83 Abs. 2 wird die Nr. 4 durch folgende 

Anfügung ergänzt: 

„sowie die Richtlinien über die Kundmachung 
und den Auftragsschutz der Wirtschaftsprüfer, 
Bücherrevisoren und Steuerberater vom 
8. September 1953 (Hessischer Staatsanzeiger 
S. 874)." 

b) Tn § 83 Abs. 2 wird die Nr. 7 durch folgende 
Anfügung ergänzt: 

„sowie die auf Grund dieser Bestimmungen 
erlassenen Vorschriften über die Zulassung 
und über die Prüfung sowie die Ehrenge- 
richtsordnung der Kammer der Wirtschafts- 
und Steuersachverständigen vom 11. Juni 
1953." 

Begründung 

Vervollständigung des Katalogs der aufzuhebenden 
gesetzlichen Bestimmungen. 
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Stellungnahme der Bundesregierung 
zu der Entschließung und den Änderungsvorschlägen sowie 
der weiteren Stellungnahme des Bundesrates 

Die Bundesregierung hat die Stellungnahme zu der Entschlie- 
ßung und zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates vom 
22. Januar 1954 (siehe S. 32 ff.) erneut beschlossen (siehe 
unten). 

Die Bundesregierung stimmt der in der 185. Sitzung beschlos- 
senen weiteren Stellungnahme des Bundesrates (siehe S. 30 f.) 
zu. Im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens wird zu 
prüfen sein, ob und inwieweit die Anpassungsklausel in § 82 a 
im Hinblick auf den bei Verabschiedung der Buchprüferord- 
nung im Saarland bestehenden Rechtszustand zu ergänzen ist. 


zu Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu der Entschließung und den Änderungsvorschlägen des 
Bundesrates vom 22. Januar 1954 


Die Bundesregierung nimmt zur Entschließung und | 
ZU den Änderungsvorschlägen des Bundesrates wie 
folgt Stellung; ! 


1. Zur Entschließung 

Die allgemeinen Befürchtungen des Bundesrates 
wegen einer „ Verkammerung" werden nicht ver- i 
kannt. Sie sind jedoch hinsichtlich der in Frage 
stehenden Berufsstände unbegründet. Wie aus den 
Begründungen zu § 4 des Entwurfs einer Wirt- 
schaftsprüferordnung — Drucksache 201 S. 35 — 
und unter I. des Entwurfs eines Steuerberatungs- , 
gesetzes — Drucksache 128 S. 21 — zu ersehen 
ist, gibt es für die wirtschaftsprüfenden und 
steuerberatenden Berufe seit längerer Zeit Berufs- 
kammern; sie werden also durch die vorliegenden 
Gesetzentwürfe nicht neu geschaffen. Die den Wirt- 
schaftsprüfern, vereidigten Buchprüfern, Steuerbe- 
ratern und Steuerbevollmächtigten gesetzlich zuge- : 
wiesenen Aufgaben und deren Eigenarten bedingen 
eine Berufsaufsicht. Diese Aufsicht kann wirksam 
nur im Rahmen einer durch die Entwicklung ge- ' 
rechtfertigten Selbstverwaltung, d. h. durch Berufs- 
kammern durchgeführt werden. Es kann nicht an- 
erkannt werden, daß eine derartige Selbstverwal- 


tung den Grundsätzen einer demokratisch-parla- 
mentarischen Ordnung widerspricht. Ist eine Berufs- 
aufsicht notwendig, so kann die gewählte Art ihrer 
Durchführung in der Form der Selbstverwaltung 
keine unzumutbare Einengung der Freiheit persön- 
licher Betätigung darstellen. Andere Berufe, denen 
die geschilderten Voraussetzungen fehlen, können 
sich auf die hier vorgesehenen Regelungen nicht 
berufen. 

Die Bundesregierung kann auch der Auffassung 
nicht beipflichten, daß es zv/eckmäßig wäre, die drei 
Berufsordnungen zusammenzufassen und in einem 
Gesetz zu regeln. Eine Zusammenfassung in einem 
einzigen Gesetz mit dem Ziele, die Eigenart der 
einzelnen Berufsgruppen zu wahren, wurde von 
allen Beteiligten jahrelang versucht; sie hat sich 
aber als nicht erreichbar erwiesen. Die verschiede- 
nen Berufsstände haben verschiedene Grimdauf- 
gaben, also notwendig auch verschiedene Berufs- 
pflichten, verschiedene Zulassungs- und Examens- 
bedingungen und Prüfungsgebiete. Für die Wirt- 
schaftsprüfer und vereidigten Buchprüfer steht die 
handelsrechtliche und betriebswirtschaftliche Prü- 
fung im Vordergrund. Auf diesem Gebiet üben die 
Wirtschaftsprüfer, insbesondere durch das ihnen zu- 
stchende Testatrecht bei der Abschlußprüfung der 
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Aktiengesellschaften, aber auch die vereidigten , 
Buchprüfer durch die Möglichkeit einzelner Testate 
handelsrechtlicher und betriebswirtschaftlicher Art 
öffentliche Funktionen aus. Dagegen steht für die 
steuerberatenden Berufe als Spezialberufe die 
steuerliche Beratung unter Verwertung ihrer Kennt- 
nisse auf händelsrechtlichem und betriebswirtschaft- 
lichem Gebiet im Vordergrund, Eine Zusammenfas- 
sung der Berufsordnungen würde diese grundsätz- 
lichen Unterschiede verwischen. 

Auch bei getrennten Berufsordnungen wird die 
Wirtschaft von Personen beraten, die betriebswirt- 
schaftliche und steuerliche Kenntnisse und Erfah- 
rungen zugleich besitzen. Nur wird bei den steuer- 
beratenden Berufen mehr Wert auf die steuerlichen 
Kenntnisse und Erfahrungen und bei den wirt- 
schaftsprüfenden Berufen mehr Wert auf die be- 
triebswirtschaftlichen Kenntnisse und Erfahrungen i 
gelegt. Dem wohlverstandenen Interesse der in Be- 
tracht kommenden Berufszweige tragen die Ent- 
würfe dadurch Rechnung, daß sie gegenseitige Er- 
gänzungsprüfungen vorsehen. 

Eine Zusammenfassung der Verfahrensvorschriften 
für Zulassung, Prüfung, Bestellung, Ehrengerichts- 
barkeit und Berufsausschlußverfahren wäre zwangs- 
läufig unübersichtlich und schwer verständlich. Die 
Verschiedenheiten in der Tätigkeit bedingen von- 
einander abweichende Regelungen und Zuständig- 
keiten, die sich jev/eiis nur auf Steuerberater und 
Steuerbevollmächtigte, Wirtschaftsprüfer oder ver- 
eidigte Buchprüfer beziehen. Würde man gleich- 
v/ohl unter Beibehaltung der Eigenart der einzelnen 
Berufsgruppen ihr Berufsrecht in einem Gesetz zu- 
sammenfassen, so würde ein solches Gesetz unüber- 
sichtlich und schwer verständlich v/erden, ohne daß 
der vom Bundesrat durch die Zusammenfassung er- 
hoffte Erfolg eintritt. Eine weitere Verzögerung der 
bundeseinheitlichen Berufsordnungen, die mit er- 
neuten Versuchen einer Zusammenfassung zwangs- 
läufig verbunden wäre, ist untragbar. Alle bisher 
bekanntgewordenen Versuche einer einzigen Be- 
rufsordnung haben sich bei näherer Prüfung als 
unvollkommen erwiesen und sind von den Ver- 
waltungen und den Vertretern der Berufsgruppen 
einhellig abgelehnt worden. | 


II. Zu den Änderungsvorschlägen 
Zu Nr. 1 (§ 2) 

Dem Vorschläge des Bundesrates wird zugestimmt 
mit der Maßgabe, daß Satz 3 die folgende Fassung 
erhält: 

„Sie sind Sachverständige auf den Gebieten des be- 
trieblichen Rechnungswesens und befugt, ihre Auf- 
traggeber in wirtschaftlichen und steuerlichen An- 
gelegenheiten nach Maßgabe der bestehenden Vor- 
schriften zu beraten und zu vertreten.'' 

Durch diese nur sprachlich gegenüber dem Vor- 
schläge des Bundesrates geänderte Fassung wird 
entsprechend dem Motiv des Änderungsvorschlages 
des Bundesrates durch den Gesetzestext klarge- 
stellt, daß bei der Beratung und Vertretung in wirt- 


schaftlichen Angelegenheiten die Vorschriften des 
Gesetzes zur Verhütung von Mißbräuchen auf dem 
Gebiete der Rediisberatung vom 13. Dezember 1935 
(RGBl. I S. 1478) beachtet werden müssen. 

Zu Nr. 2 (§ 3) 

Dem Vorschläge des Bundesrates wird zugestimmt. 

Die entsprechende Änderung betrifft § 61 Abs. 1, 
§ 78 Ä.bs. 1 und 2. 

Zu Nr. 3 (§ 6 ) 

Dem Vorschläge des Bundesrates wird zugestimmt. 

Zu Nr. 4 (§ 7) 

Dem Vorschläge des Bundesrates wird zugestimmt. 

Zu Nr. 5 (§ 8 ) 

Dem Vorschläge des Bundesrates wird zugestimmt. 

Als Folge der Änderung müssen in § 52 Abs. 3 die 
Worte „oder der Prüflingseinrichtung" vor dem 
Wort „vereinbart" eingefügt werden. Hinter dem 
Wort „Prüfungsverbandes'' ist das Wort „oder" zu 
streichen und an seine Stelle ein Komma zu setzen. 

Zu Nr. 6 (§ 9) 

Dem Vorschiage des Bundesrates wird zugestimmt. 

Zur textlichen Anglcichung an den Änderungsvor- 
schlag zum Steuerberatungsgesetz (Nr. 9 zu § 9 
Abs. 3) ist in Nr. 6 Buchstabe c das Wort „würde" 
durch das Wort „werde" zu ersetzen. 

Zu Nr. 7 (§ 11) 

Dem Vorschläge des Buiidesrates, den Prüfungsaus- 
schuß nicht beim Bundesminister für Wirtschaft, 
sondern bei der obersten Landesbehörde zu bilden, 
wird nicht zugestinimt. 

Eine einheitliche Prüfung beim Bundesminister für 
Wirtschaft ist die z. Z. einzige wirksame Möglich- 
keit, auf die Gestaltung der Vorbereitung für das 
Examen und damit die Erlangung der für die Be- 
rufsausübung notwendigen Kenntnisse richtung- 
gebenden Einfluß zu nehmen. Auch die vereidigten 
Buchprüfer führen in erheblichem Umfange gesetz- 
liche Prüfungen durch, so z. B. nach § 50 Abs. 3 des 
D-Markbilanzgcsetzos, § 9 Abs. 1 der Verordnung 
über Orderlagerscheine vom 16. Dezember 1931 
(RGBl. I S. 763) und § 7 der Verordnung zur Durch- 
führung des Gesetzes über Preisnachlässe (Rabatt- 
gesetz) vom 21. Februar 1934 (RGBl. I S. 120). 
Hierbei sind weitgehend die gleidien Grundsätze 
anzu wenden, wie sie für die Prüfung von Aktienge- 
sellschaften gelten, da die für diese Gesellschaften 
geltenden Buchführungs- und Bilanzierungsnormen 
durchweg als Grundsätze ordnungsmäßiger Buch- 
führung anerkannt sind und daher allgemeine Be- 
deutung besitzen. Die Ausbildung und die Erfah- 
rungen, die in der Praxis gewonnen werden, sind 
von Zufälligkeiten abhängig. Da eine akademische 
Vorbildung hier nicht gefordert wird, kommen die 
Zufälligkeiten des Ausbildungsganges besonders 
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zur Auswirkung. — Das Buchführungs- und Bilanz- j 
recht beschränkt sich im wesentlichen auf General- j 
klausein. Eine Spruchinstanz zur Entscheidung 
grundsätzlicher Fragen auf diesen Gebieten exi- 
stiert nicht. 

Eine einheitliche Abgrenzung der Prüfungsgebiete 
und die Garantie der Prüfung bestimmter Grund- 
sätze für die Durchführung von Prüfungen und die 
Behandlung maßgebender bilanzrechtlicher Fragen 
ist nur in einem einheitlich geführten Prüfungsver- 
fahren gegeben. 

Zu Nr. 8 (§ 13) 

a) 

Dem Vorschläge des Bundesrates wird zugestimmt. 

b) 

Dem Vorschläge des Bundesrates, das Preisrecht als 
Prüfungsfach zu streichen, wird nicht zugestimmt. 

Selbst wenn man berücksichtigt, daß auf dem Ge- 
biete des Preisrechts seit der Währungsreform ein 
erheblicher Wandel gegenüber dem bis dahin gel- 
tenden Zustand eingetreten ist, kann auf die aus- 
drückliche Nennung des Preisrechts unter den Prü- 
fungsgebieten für vereidigte Buchprüfer nicht ver- 
zichtet werden. Auch heute besteht auf diesem Ge- 
biete noch eine große Anzahl von Vorschriften, 
deren Beherrschung im Rahmen der durchzuführen- 
den Prüfungen wegen ihrer engen Verbindung zur 
Betriebswirtschaft erforderlich ist. Es darf beson- 
ders auf die Verordnung PR Nr. 30/53 über die i 
Preise bei öffentlichen Aufträgen vom 21. Novem- 
ber 1953 nebst Anlage (Bundesanzeiger Nr. 244 vom 
18. Dezember 1953) hingewiesen werden, deren 
Kenntnis z. B, für eine sachgemäße Beratung der Auf- | 
traggeber bezüglich der Gestaltung des Rechnungs- 
wesens Voraussetzung ist. 

Zu Nr. 9 (§ 18) 

Dem Vorschläge des Bundesrates wird zugestimmt 
mit der Maßgabe, daß das Wort „Vorsitzende" 
durch das Wort „Vorsitzer" ersetzt wird. 

Zu Nr. 10 (§ 29) 

Dem Vorschläge des Bundesrates wird zugestimmt. 

Zu Nr. 11 (§ 38) 

Dem Vorschläge des Bundesrates wird zugestimmt. 

Zu Nr. 12 (§ 40) 

Dem Vorschläge des Bundesrates wird zugestimmt. 

Zu Nr. 13 (§ 51) 

Dem Vorschläge des Bundesrates wird zugestimmt. 

Zu Nr. 14 (§ 55) 

Dem Vorschläge des Bundesrates wird zugestimmt. 

Zu Nr. 15 (§ 62) i 

Dem Vorschläge des Bundesrates wird zugestimmt. I 


Zu Nr. 16 (§ 64) 

Dem Vorschläge des Bundesrates wird zugestimmt. 

Zu Nr. 17 (§ 65) 

a) 

Dem Vorschläge des Bundesrates wird zugestimmt 
mit der Maßgabe, daß im Zusatz an die Stelle des 
Wortes „Kammer" das Wort „Bundeskammer" tritt 
und daß dem Absatz 1 im Anschluß an den Zusatz 
folgende Sätze angefügt werden: 

„Die Bundeskammer kann zu diesem Zwecke im 
Rahmen der Vorschriften der §§ 51 bis 61 für die 
Berufsausübung der vereidigten Buchprüfer und 
Buchprüfungsgesellschaften Richtlinien erlassen. 
Vor Erlaß der Richtlinien ist die Arbeitsgemein- 
schaft für das wirtschaftliche Prüfungswesen zu 
hören." 

b) 

Dem Vorschläge des Bundesrates wird zugestimmt, 
ohne daß damit zu den aufgeworfenen Bedenken 
verfassungsrechtlicher Natur Stellung genommen 
wird. 

Zu Nr. 18 (§ 71) 

Dem Vorschläge des Bundesrates wird zugestimmt 
mit der Maßgabe, daß das Wort „Kammer" durch 
das Wort „Bundeskammer" ersetzt wird. 

Zu Nr. 19 (§ 72) 

Der Bundesrat hat vorgeschlagen, den § 72 des Ent- 
wurfs zu streichen. Es wird vorgeschlagen, an Stelle 
des § 72 des Entwurfs folgende Vorschrift zu setzen; 

„§ 72 

Arbeitsgemeinschaft für das wirtschaftliche 
Prüfungswesen 

Die Bundeskammer ist Mitglied der Arbeitsge- 
meinschaft für das wirtschaftliche Prüfungswesen 
nach Maßgabe des § 77 des Gesetzes über eine 
Berufsordnung der Wirtschaftsprüfer." 

Die §§16 und 63 des Entwurfs sind zu ändern mit 
der Maßgabe, daß an die Stelle des Wortes „Bun- 
desstelle" das Wort „Arbeitsgemeinschaft" tritt. 

Eine Stelle, in der die Vertretung der Wirtschaft 
und der beiden Berufsstände zusammengefaßt sind, 
besteht zur Zeit in der Hauptstelle für das wirt- 
schaftliche Prüfungs- und Treuhandwesen nadi 
Maßgabe der Verordnung über eine Berufsordnung 
für die Angehörigen des wirtschaftlichen Prüfungs- 
und Treuhandwesens vom 20. Dezember 1946. Eine 
Hauptstelle ähnlicher Art ist eine seit langer Zeit 
bestehende Einrichtung. Sie hat sich in der prak- 
tischen Arbeit als notwendig erwiesen und bewährt. 
Eine Stelle, in der nicht nur die gemeins(±iaftlichen 
Fragen der beiden Berufsstände, sondern auch die 
in der Wirtschaft im Zusammenhang mit dem Prü- 
fungswesen auftretenden Fragen behandelt werden 
können, muß im Interesse aller Beteiligten bestehen- 
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bleiben. Eine andere Lösung würde die Vorbe- 
reitung grundsätzlicher Stellungnahmen und die Er- 
stattung neutraler Gutachten zu grundsätzlichen 
Fragen von sachverständiger Seite erschweren. 

In dem Entwurf des Steuerberatungsgesetzes hat 
der Bundesrat die Vorschrift des § 55, in der eine 
Arbeitsgemeinschaft der Bundeskammern der Steuer- 
berater und der Steuerbevollmächtigten vorgesehen 
ist, nicht beanstandet. 

Zu Nr. 20 (§ 77) 

Dem Vorschläge des Bundesrates wird zugestimmt. 

Zu Nr. 21 (§ 83) 

a) 

Dem Vorschläge des Bundesrates wird zugestimmt 
mit der Maßgabe, daß vor dem Wort „Richtlinien“ 
die Worte „sowie die“ eingefügt und die Worte 
„Hessischer Staatsanzeiger" durch die Worte 
„Staatsanzeiger für das Land Hessen“ ersetzt wer- 
den. 

b) 

Dem Vorschläge des Bundesrates wird zugestimmt 
mit der Maßgabe, daß vor der Anfügung das Wort 
„sowie" und am Schluß „(Hinweis im Staatsanzeiger 


für Baden- Württemberg vom 5. September 1953 
S. 1)“ eingefügt wird. 

III. 

Dem Vorschläge des Bundesrates, seine Änderungs- 
vorschläge zum Entwurf eines Gesetzes über die 
Rechtsverhältnisse der Steuerberater und Steuerbe- 
vollmächtigten (Steuerberatungsgesetz) in der Buch- 
prüferordnung sinngemäß zu berücksichtigen, wird 
für die Nr. 7 und 18 zugestimmt. Hierdurch ergeben 
sich folgende Änderungen für den Entwurf der 
Buchprüf erordnung: 

a) In § 9 Abs. 1 Nr, 1 sind die Worte „strafgericht- 
lichen Urteils“ durch die Worte „strafgericht- 
licher Verurteilung“ zu ersetzen,* 

b) in § 31 ist hinter Absatz 4 folgender Absatz 5 
einzufügen: 

„(5) Vor der Zurücknahme sind der vereidigte 
Buchprüfer und der Zulassungsausschuß zu 
hören." 

Absatz 5 wird Absatz 6. 

Absatz 6 wird Absatz 7. 

Als Folge dieser Änderung sind in § 42 Abs. 2 
die Worte „und 6“ durch die Worte „bis 7“ zu 
ersetzen. 



